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 NRW-WIRTSCHAFT IN DER CORONA-KRISE

Rückblick: Das Bruttoinlandsprodukt von Nordrhein-Westfalen sank im Jahr 2020 um 4,4 
Prozent – und damit nur etwas weniger als im bundesweiten Schnitt. In den Monaten April und 
Mai vergangenen Jahres stand die Produktion still, Geschäfte waren geschlossen, Lieferketten 
rissen, kurz: Die Wirtschaft stürzte in eine tiefe Krise. Die Arbeitslosenquote stieg in NRW auf 
8,2 Prozent. Ein stärkerer Anstieg konnte durch Kurzarbeit verhindert werden. Zwischenzeitlich 
arbeiteten mehr als 1,2 Millionen Beschäftigte in NRW kurz. 

Veränderungsraten gegenüber den Vorjahresmonaten in Prozent; 
Quelle: IT.NRW

Index 2015 = 100, arbeitstäglich bereinigt; Quelle: IT.NRW
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KRISE BEWÄLTIGEN, 
TEMPO MACHEN!

Liebe Leserinnen und Leser,

das zurückliegende Jahr hat uns allen 
viel Kraft abverlangt. Die Pandemie ist 
für unser Land eine Ausnahmesituation, 
für die es keine Blaupause gab. Wir alle 
merken, dass Corona für jeden Ein-
zelnen, aber auch für unsere gesamte 
Gesellschaft eine in dieser Form nie er-
lebte und riesige Herausforderung ist. 
Und als wäre dies nicht schon genug, 
haben einige Regionen in Nordrhein-
Westfalen vor wenigen Wochen eine 
fürchterliche Hochwasserkatastrophe 
erleiden müssen – mit vielen persönli-
chen Schicksalen und Verlusten sowie 
massiven wirtschaftlichen Auswirkun-
gen für Unternehmen und Beschäftigte. 

Katastrophen dieses Ausmaßes sind 
immer Anlass für Rückbesinnung auf 
gemeinsame Werte – und hier haben 
wir Großartiges in unserem Land erlebt: 

Die Welle der Hilfsbereitschaft, des Mit-
einanders und des Anpackens war und 
ist ein überwältigender und zugleich 
berührender Beweis für eine lebendige 
und solidarische Gesellschaft. Für mich 
haben die Worte Mitbürgerin und Mit-
bürger in diesem Zusammenhang eine 
völlig neue Bedeutung gewonnen.

Bei der Bewältigung der Pandemie sind 
wir dank des inzwischen entwickelten 
Impfstoffes ein wichtiges Stück voran-
gekommen. Es ist jetzt wichtig, dass 
sich möglichst viele Menschen impfen 
lassen. Die Wirtschaft übernimmt hier 
weiterhin Verantwortung und bietet 
nach wie vor, wo immer möglich und 
notwendig, umfangreiche Impfange-
bote an. 

Die Impfung ist die Voraussetzung dafür, 
dass wir Corona hinter uns lassen und 
nach einer harten Zeit der Beschränkun-

gen und des Verzichts unsere Freihei-
ten zurückgewinnen können. Dies tut 
auch dringend not, denn wir stehen vor 
gigantischen Herausforderungen – als 
Unternehmen in Industrie, Dienstleis-
tungen und Handwerk und natürlich 
als Wirtschaftsstandort Deutschland 
und Nordrhein-Westfalen insgesamt. 
Hierfür werden wir unsere ganze Kraft 
brauchen.

Unser Land steht an einem Scheideweg: 
Denn der Ausgang der Bundestagswahl 
in wenigen Tagen wird auch darüber ent-
scheiden, welchen Kurs Deutschland 
als Wirtschafts- und Industriestandort 
einschlägt. Dass die Auseinanderset-
zungen darüber, wie Deutschland die 
großen Fragen unserer Zeit – von Digi-
talisierung, Transformation und Globali-
sierung bis hin zu Alterung der Gesell-
schaft und Migration – beantworten soll, 
zunehmend ideologisch geführt werden, 

Foto: Kerstin Kokoska
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erfüllt mich mit Sorge. Denn wir müssen 
aufpassen, dass bei aller Notwendigkeit 
harter gesellschaftspolitischer Debatten 
nicht dort Gegensätze geschaffen wer-
den, wo eigentlich Ausgleich und Zusam-
menhalt erforderlich wären. Nachhaltiger 
Klimaschutz etwa wird nur umsetzbar 
sein, wenn er mit und nicht gegen die 
Wirtschaft und mit und nicht gegen die 
Menschen geschieht.

Der Weg zur Klimaneutralität und der di-
gitalen und nachhaltigen Transformation 
ist eine Jahrhundertaufgabe, die wir in 
Deutschland mit aller Kraft angehen. In 
der öffentlichen Debatte kommt mir oft 
zu kurz, dass die Anstrengungen unse-
res Landes hier bereits heute immens 
sind. Und dennoch schraubt die Politik 
die Klimaziele immer weiter nach oben 
– noch über das hinaus, was die Euro-
päische Union mit ihrem Green Deal 
vorgibt. Wer aber die weltweit ambitio-
niertesten Ziele erreichen will, der muss 
für deren Umsetzung auch die weltweit 
besten Standortbedingungen anbieten. 
Da ist in Deutschland noch deutlich Luft 
nach oben! 

Bei alldem müssen wir sehr viel schnel-
ler werden – und zwar überall. Beispiel 
Mobilität: Bis 2030 sollen hierzulande 
etwa 80 Prozent elektrische Autos fah-
ren. Dafür brauchen wir mehr als 1 Mil-
lion Ladepunkte. Etwa 45.000 davon 
sind fertig, ab jetzt brauchen wir einen 
Wochenzuwachs von 2.000. Doch der-
zeit schaffen wir gerade einmal 300. 
Beispiel Stromnetz: Wenn wir im Jahr 
2035 ohne Kohle und Kernenergie aus-
kommen wollen, müssen wir ab so-
fort pro Jahr 400 Kilometer Stromnetz 
bauen. Aktuell liegen wir bei rund 200 
Kilometern. Und Beispiel Windräder: 
Wenn wir den Green Deal der EU hier-
zulande umsetzen wollen, dann brau-
chen wir an Land pro Jahr zusätzlich fast 
1.200 modernste Windräder. Zurzeit 
schaffen wir gerade mal 420 Anlagen. 

Mehr Tempo brauchen wir auch an-
derswo: Beim Ausbau der digitalen 

Netze und der Verkehrsinfrastruktur, 
beim Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien, von smarten Netzen, von neuen 
Speichertechnologien und beim Ein-
stieg in die Wasserstoffwirtschaft. Das 
wird nur mit massiven Investitionen und 
Innovationen zu schaffen sein. Und weil 
die Zeit – auch politisch gewollt – so 
sehr drängt, wird Deutschland deren 
Umsetzung wohl kaum mit dem Status 
quo der langwierigen Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren gelingen.

Dringend mehr Nachhaltigkeit braucht 
unser Land in den sozialen Sicherungs-
systemen. Der wahlkampfgetriebene 
Überbietungswettbewerb über die Ver-
teilung weiterer milliardenschwerer so-
zialer Wohltaten, den sich die Parteien 
gerade liefern, ist hierfür nur wenig 
zuträglich. Dabei beträgt die Sozialleis-
tungsquote schon heute fast ein Drittel 
der Wirtschaftsleistung in Deutschland. 
Mich besorgt, dass bereits vor der Pan-
demie die Sozialleistungen stärker als 
die Wirtschaftskraft gestiegen waren. 
Eine hochgradig ungesunde Entwick-
lung, die in Anbetracht der exorbitanten 
Corona-Lasten und des massiven Inves-
titionsbedarfs eine schwere Hypothek 
für unser Land ist. 

Vor weiteren sozialpolitischen Ruck-
säcken für die Unternehmen kann ich 
deshalb nur warnen. Um unsere Wett-
bewerbsfähigkeit nicht weiter zu ge-
fährden, brauchen wir eine langfristige 
Deckelung der Lohnzusatzkosten bei 40 
Prozent. Und mit Blick auf die demo-
grafische Entwicklung und deren Folgen 
für die Rentenversicherung müssen wir 
endlich auch eine ehrliche Debatte über 
eine Verlängerung der Lebensarbeits-
zeit führen. 

Hier bei uns in Nordrhein-Westfalen hat 
der Wirtschafts- und Industriestand-
ort in den letzten Jahren einen guten 
Schritt nach vorn getan. Zwar ist der 
Aufholprozess des Landes längst nicht 
beendet, aber der richtige Weg wurde 
eingeschlagen. Ich bin froh, dass sich 

die wirtschaftspolitische Grundstim-
mung wieder deutlich verbessert hat. 
Das war wichtig, weil viele Unterneh-
merinnen und Unternehmer lange Zeit 
zuvor den Eindruck gewonnen hatten, 
dass Teile der Landespolitik ihnen eher 
mit Argwohn und Misstrauen begegne-
ten, anstatt Wertschätzung für ihr Enga-
gement zu vermitteln.

Richtige Weichenstellungen für die 
Wettbewerbsfähigkeit unseres Landes 
haben zu diesem Stimmungswechsel 
beigetragen: Der Auf- und Ausbau der 
digitalen und der Verkehrsinfrastruktur, 
die erkennbare Entfesselung von über-
bordender Bürokratie und der klare 
Fokus auf Innovationen und Start-ups. 
Darauf kann sich unser Land aber nicht 
ausruhen. Dieser Kurs für Wachstum, 
Investitionen und Arbeitsplätze muss 
in den nächsten Jahren nicht nur fort-
gesetzt, sondern noch intensiver ver-
folgt werden. Wir brauchen auch bei 
uns eine weitere Tempoverschärfung, 
um die digitale und nachhaltige Trans-
formation des Industrielands Nordrhein-
Westfalen erfolgreich zu bewältigen. Es 
ist immer mehr der Faktor Zeit, der hier 
über Erfolg oder Misserfolg entschei-
den wird.

An dieser gesellschaftspolitischen De-
batte, wie wir unser Land weiter nach 
vorn bringen können, wird sich die Lan-
desvereinigung weiterhin konstruktiv 
beteiligen. Als Spitzenorganisation der 
nordrhein-westfälischen Wirtschaft wird 
unternehmer nrw da unterstützen, wo 
möglich, und dort antreiben, wo nötig.

Mit einem herzlichen Glückauf bin ich 

Ihr

Arndt G. Kirchhoff 
Präsident

Vorwort des Präsidenten



unternehmer nrw4

 
 

Anteil der Gewerbegebiete mit Anschlüssen von mind. 400 
MBit/s; Quelle: Breitbandatlas BMVI, Stand Mitte 2020

Angaben in Klammern: Veränderung ggü. Vorjahr; Quelle: Information und Technik NRW, 2020

Wintersemester 2020/21
Quelle: Statistisches Bundesamt

Anteil am BIP 2019; Quellen: Statistisches Bundesamt;  
Stifterverband, Wissenschaftsstatistik; Arbeitskreis Volks-
wirtschaftliche Gesamtrechnung der Länder

Quelle: Bundesagentur für Arbeit, Stichtag: 30. Juni 2020

STUDIERENDE AN HOCHSCHULEN SCHNELLES INTERNET

GRÖSSTE INDUSTRIEBRANCHEN NACH UMSATZ

BESCHÄFTIGUNGSQUOTE FRAUENINTERNE AUSGABEN FÜR FORSCHUNG 
UND ENTWICKLUNG

2,2%
NRW

53,0%
NRW

53,6%
NRW

52,9%
D 2.945.659 D

57,6%
D

3,2%
D

3.332,2 MRD. EURO 
D

779.683 NRW

 
 

Quelle: Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Länder, 2020

697,1 MRD. EURO
WIRTSCHAFTSLEISTUNG

MASCHINENBAU: 44,0 MRD. EURO (-11,0 %) 

CHEMISCHE ERZEUGNISSE: 41,2 MRD. EURO (-8,5 %)

NAHRUNGS- UND FUTTERMITTEL: 36,7 MRD. EURO (-3,1 %)

NRW

NRW-Wirtschaft auf einen Blick
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ARBEITSLOSENQUOTE
Quelle: Bundesagentur für Arbeit, 2020 Anteil an Arbeitslosen; 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit, 2020

LANGZEITARBEITSLOSE

7,5%
NRW

62,4
NRW

37,2%
NRW

30,3%
D

5,9%
D

64,3
D

679.000 KM (-52 %) 

0,7% D29,0% D

70,3% D

je 10.000 Erwerbspersonen; 
Quelle: IfM, 2020

Angaben in Klammern: 
Veränderung ggü. Vorjahr; 
Quelle: ADAC, 2020

Quelle: Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Länder, 2020

Angaben in Klammern: Veränderung ggü. Vorjahr;  
Quelle: Information und Technik NRW, 2020

STAUKILOMETEREXISTENZGRÜNDUNGEN

WERTSCHÖPFUNG NACH SEKTOREN

197.000 KM (-57 %)

DIE WICHTIGSTEN ZIELLÄNDER  
FÜR NRW-PRODUKTE NIEDERLANDE 

19,1 (-7,7 %) MRD. EURO

FRANKREICH
14,6 (-9,6 %) MRD. EURO

CHINA  
12,1 (-0,2 %) MRD. EURO 

INDUSTRIE: 26,1% NRW 

DIENSTLEISTUNGEN: 73,4% NRW

LANDWIRTSCHAFT: 0,5% NRW

NRW

D
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ZURÜCK IN DEN 
GESTALTUNGS-
MODUS
	• Lehren aus Pandemie ziehen 
	• Wirtschaftsstandort stärken
	• Aufholprozess fortsetzen

Foto: picture alliance / dpa / Rolf Vennenbernd

Erst die Corona-Pandemie und zuletzt 
nun die Hochwasserkatastrophe. Darü-
ber hinaus die große Herausforderung, 
Nordrhein-Westfalen von den hinteren 
Plätzen in den Bundesländer-Rankings 
auf die vorderen Tabellenplätze zu füh-
ren. Wohl selten zuvor waren die Aufga-
ben für die Landespolitik in einer Legisla-
turperiode so anspruchsvoll. Und schon 
heute ist klar, dass auch eine neue Lan-
desregierung nach der Wahl im Frühjahr 
2022 vor riesigen Herausforderungen 
stehen wird. 

Seit dem Ausbruch der Corona-Pande-
mie im vergangenen Jahr befinden sich 

die Menschen in unserem Land, die Un-
ternehmen mit ihren Beschäftigten so-
wie auch Politik und Verwaltung in einem 
beispiellosen Dauerkrisenmodus.

Pandemie-Bewältigung 
dank starker  
wirtschaftlicher Basis

Wir haben in dieser schweren Krise er-
lebt, dass unser Staat stark genug ist, um 
für eine Überbrückungszeit die ökonomi-
schen Lebensgrundlagen unseres Lan-
des zu erhalten. Dies war insbesondere 
dank unserer starken wirtschaftlichen 

Basis und der daraus resultierenden 
soliden finanzpolitischen Ausgangslage 
möglich. Denn so konnte der Staat etwa 
durch das Kurzarbeitergeld, die Notfallhil-
fen und vielfältige weitere Instrumente 
in großem Umfang unmittelbare Insol-
venzen verhindern und Arbeitsplätze si-
chern. Darauf kann unser Land zu Recht 
stolz sein. 

Gutes Krisenmanagement 
in NRW

Selten zuvor kam es derart entschei-
dend auf die Landesebene an, die im 
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was weniger hart belastenden Maßnah-
men gefunden. Als besonders zielfüh-
rend hat sich immer wieder der enge 
Dialog zwischen Verbänden, Kammern 
und Gewerkschaften mit den Ministe-
rien und der Staatskanzlei erwiesen. 
Hierdurch wurden das gegenseitige 
Verständnis für die unterschiedlichen 
Herausforderungen deutlich geschärft 
sowie vielfach schnelle und zielgenaue 
Regelungen und Maßnahmen entwi-
ckelt.

 
Lehren für die Zukunft

Mit zunehmender Dauer der Krise – 
insbesondere durch die Verlagerung 
zentraler Entscheidungen auf die Bun-
desebene – hat die Qualität der Maß-
nahmen jedoch gelitten. Die im Winter 
und Frühjahr weitgehend unvorbereitete 
und konzeptlose Lockdown-Politik, den 
holprigen Start der Impfkampagne und 

Pandemiefall über weitreichende Ent-
scheidungskompetenzen verfügt. Die 
Landesregierung hat in dieser absolu-
ten Ausnahmesituation vieles richtig 

gemacht. Im Bundesländervergleich hat 
sie insbesondere in den ersten Monaten 
der Krise häufig die für die Unternehmen 
praktikableren und die wirtschaftlich et-

Starke Industrie als Basis

Anteil der Industrie an der gesamten Bruttowertschöpfung in Prozent, 2020

19,7Deutschland

19,0Japan*

16,5Italien

16,2EU

11,1USA*

10,5Frankreich

9,3Vereinigtes
Königreich

*2019; Quelle: OECD

Am 12. Oktober 2020 fand auf Einladung von Ministerprä-
sident Armin Laschet und Wirtschaftsminister Andreas 
Pinkwart ein branchenübergreifendes Spitzengespräch 
Wasserstoff in Düsseldorf statt. Teilnehmer waren Vorstands-
vorsitzende und Inhaber nordrhein-westfälischer Unterneh-
men. Dabei überreichte NRW-Unternehmerpräsident Arndt 
G. Kirchhoff stellvertretend ein Projektpapier „Aufbruch in 
die Zukunft: Transformationspfade für nachhaltige industrielle 
Projekte in Nordrhein-Westfalen”, das von Persönlichkeiten 
der nordrhein-westfälischen Industrie erarbeitet und unter-
zeichnet wurde. Das Papier beinhaltet Projektvorschläge mit 
einem Investitionsvolumen von rund vier Milliarden Euro für 
den Industriestandort NRW. Gleichzeitig benennt es, welche 
Weichenstellungen zur Umsetzung notwendig sind.

Kirchhoff betonte: „Die wirtschaftlichen Folgen der Corona-
Pandemie, die Digitalisierung und der Wandel in Richtung 
Treibhausgasneutralität stellen die Industrie in Nordrhein-
Westfalen vor große Herausforderungen. Wir wollen, dass 
NRW ein starkes Industrieland bleibt. Dafür brauchen wir at-
traktive und wettbewerbsfähige Rahmenbedingungen. Mit 
unserer gemeinsamen Initiative senden wir ein sichtbares 

Signal für die Zukunftsfähigkeit des Standorts NRW. Und wir 
setzen dabei auf die Unterstützung der Politik.” 

Die Landesregierung sagte zu, im engen Austausch mit den 
Unternehmen und Verbänden die Umsetzung der Projekte zu 
unterstützen. Neben dem Zugang zu Förderprogrammen geht 
es dabei vor allem um die Schaffung geeigneter regulatorischer 
Rahmenbedingungen auch auf Bundesebene. 

Wasserstoff-Gipfel: Wichtiger Impuls
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Politik in NRW
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Stellungnahmen von unternehmer nrw in  
Anhörungsverfahren der Landesregierung 

Erneute Anhörung zum Entwurf des Vierten Ge-
setzes zur Änderung des Landesabfallgesetzes 
(LAbfG, zukünftig Landeskreislaufwirtschaftsge-
setz – LKrWG), 19. Mai 2021

Gesetz zur Neufassung des Gesetzes zur  
Förderung der gesellschaftlichen Teilhabe und 
Integration in Nordrhein-Westfalen (Teilhabe- 
und Integrationsgesetz – TIngG), 23. April 2021

Digitalstrategie.NRW: Verbändebeteiligung zur 
Weiterentwicklung der Strategie für das digitale 
Nordrhein-Westfalen, 1. April 2021 

Entwurf eines Gesetzes zur Neufassung des 
Klimaschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen,  
29. Januar 2021

Entwurf des Klimaanpassungsgesetzes  
Nordrhein-Westfalen, 29. Januar 2021

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Lan-
desplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen, des 
Landesforstgesetzes und des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes, 6. Januar 2021

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der  
Landesbauordnung (LBauO), 14. Oktober 2020

Erlassentwurf Wasserwirtschaft; Vollzug des  
§ 14 Abs. 5 AwSV; Regalcontainersysteme (Ge-
fahrstoffschränke) zur Lagerung wassergefähr-
dender Stoffe, 20. August 2020 

Beteiligung von unternehmer nrw an  
Sachverständigen-Anhörungen im Landtag 
 
Anhörung des Ausschusses für Arbeit,  
Gesundheit und Soziales „Die Gute Arbeit von 
morgen für Nordrhein-Westfalen“, Antrag der 
SPD, 24. Juni 2021

Anhörung Ausschuss Wirtschaft, Energie und 
Landesplanung zum Antrag „Realitätsferne 
Grenzwertpolitik – Die Landesregierung muss 
sich gegen die geplante automobilindustrie-
feindliche EURO7 Abgasnorm der EU  
einsetzen!“, 2. Juni 2021

Anhörung Ausschuss Wirtschaft, Energie und 
Landesplanung zum Entwurf eines Gesetzes zur 
Neufassung des Klimaschutzgesetztes Nord-
rhein-Westfalen – KSG NRW, 3. Mai 2021

Anhörung Ausschuss für Umwelt,  
Landwirtschaft, Natur und Verbraucherschutz 
zum Klimaanpassungsgesetz Nordrhein- 
Westfalen (KlAnG), 3. Mai 2021

Antrag der Fraktion von Bündnis 90/Die Grünen  
„Kommunale Wärmewende vorantreiben“,  
Ausschuss für Heimat, Kommunales, Bauen 
und Wohnen (LT-Drs. 17/12753), 30. April 2021

Sozialbericht NRW 2020, Ausschuss für Arbeit,  
Gesundheit und Soziales, 28. April 2021

Anhörung des Ausschusses für Schule und 
Bildung zum „Gesetz zur Sicherung von Schul- 
und Bildungslaufbahnen im Jahr 2021 (Zweites 
Bildungssicherungsgesetz)“, 14. April 2021

Gesetz zur Stärkung des Wohnungswesens in 
Nordrhein-Westfalen, Ausschuss für Heimat, 
Kommunales, Bauen und Wohnen,  
1. Februar 2021

„Europäische Fördermittel für NRW zur  
Umsetzung der Ziele des Europäischen Grünen 
Deals“, Ausschuss für Europa und Internationa-
les des Landtags NRW, 8. Dezember 2020

Anhörung der Enquetekommission IV „Einsam-
keit“ – zum Thema „Einsamkeit im Kontext von 
Arbeitsmarkt und Sozialpolitik, 30. Oktober 2020 

Arbeitsbedingungen auf Schlachthöfen in NRW,  
Anhörung des Ausschusses für Arbeit,  
Gesundheit und Soziales des NRW-Landtags 
(Grundlage: Anträge der SPD- sowie der  
Bündnis90/Grünen-Fraktion),  
23. September 2020

Den gerechten Lohn der Vielen besser  
schützen: Mindestlohnbetrügern endlich das 
Handwerk legen, Ausschuss für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales, 3. September 2020 

NRWs Beitrag zu einem Lieferkettengesetz: 
Faire Produktionsbedingungen für die Vielen 
schaffen, Ausschuss für Europa und Internatio-
nales des Landtags Nordrhein-Westfalen,  
21. August 2020 

Verbesserte Entgeltfortzahlung für Eltern bei  
persönlicher Betreuung kranker Kinder,  
Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend,  
26. Juni 2020 

 IM DIALOG MIT DER LANDESPOLITIK 

 
Beteiligung von unternehmer nrw an  
Clearingverfahren und Stellungnahmen  
gegenüber der Clearingstelle Mittelstand 
 
Entwurf einer Zweiten Verordnung zur  
Änderung der Ladesäulenverordnung (LSV),  
20. Mai 2021 

Entwurf des Vierten Gesetzes zur Änderung 
des Landesabfallgesetzes (LAbfG, zuk.  
Landeskreislaufwirtschaftsgesetz – LKrWG),  
18. Mai 2021

Entwurf einer Neufassung für ein nordrhein-
westfälisches Denkmalschutzgesetz,  
12. April 2021

Entwurf eines Gesetzes über die unternehme-
rischen Sorgfaltspflichten in Lieferketten,  
8. April 2021

Entwurf eines Gesetzes zur Weiterentwick-
lung der Treibhausgasminderungs-Quote  
(BR-Drs. 152/21), 23. Februar 2021 

Entwurf einer Verordnung über Maßnahmen 
zur Vermeidung von Carbon-Leakage durch 
den nationalen Brennstoffemissionshandel 
(BEHG-Carbon-Leakage-Verordnung – BECV),  
17. Februar 2021 

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung von 
Vorgaben der Einwegkunststoffrichtlinie und 
der Abfallrahmenrichtlinie im Verpackungs-
gesetz und in anderen Gesetzen, 3. Februar 
2021

Entwurf des Klimaanpassungsgesetzes  
Nordrhein-Westfalen, 1. Februar 2021 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Ge-
setzes zur Ausführung des Baugesetzbuches 
in Nordrhein-Westfalen – Änderungsgesetz 
BauGB-AG NRW, 1. Februar 2021

Foto: Landtag NRW / Bernd Schälte

Politik in NRW
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die teilweise großen Verzögerungen und 
verschiedene Lücken bei den Corona-Hil-
fen gilt es für die Zukunft aufzuarbeiten. 
Außerdem müssen aus den ernüchtern-
den Erfahrungen mit der mangelnden 
Digitalisierung unserer Verwaltungen 
und Schulen sowie bei der Kontaktverfol-
gung nun dringend die richtigen Lehren 
gezogen werden. Und es bedarf endlich 
vorausschauender Konzepte, wie wirt-
schaftlich verheerende Lockdowns zu-
künftig verhindert werden können. 

Trotz unterschiedlicher Positionen im De-
tail hat sich einmal mehr die Sozialpartner-
schaft in unserem Land bewiesen. In der 
Krise stehen wir zusammen und bemühen 
uns, gemeinsam für die Beschäftigten mit 
Hygieneplänen, Testangeboten und Imp-
fungen durch die Betriebsärzte den best-
möglichen Schutz zu organisieren.

Neues Grundempfinden 
für Bedeutung der  
Wirtschaft

In Erinnerung bleiben schließlich auch 
die von Teilen der Politik sehr einseitig 
und ruppig geführten Debatten etwa um 
Betriebsschließungen, Osterruhe oder 
die Einführung einer Testpflicht für Un-
ternehmen. Sie waren vielfach geprägt 
von offensichtlicher Unkenntnis der tat-
sächlichen Situation und von Abläufen in 
den Betrieben sowie der Funktionsweise 
unserer Wertschöpfungsnetzwerke. Wir 
brauchen daher dringend ein neues 
Grundempfinden für die Bedeutung der 
Wirtschaft. Und eine Erkenntnis des ver-
gangenen Jahres ist eindeutig: Wenn 
die Wirtschaft nicht läuft, gehen die 
Ausgaben des Staates durch die Decke 
und zugleich stürzen die Einnahmen in 
den Keller. Selbst ein starkes Land wie 
Deutschland gerät dann wirtschaftlich, 
sozial- und auch gesellschaftspolitisch 
an seine Grenzen. 

 IM DIALOG MIT DER LANDESPOLITIK 

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der 
Richtlinie (EU) 2018/1972 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 
2018 über den europäischen Kodex für die 
elektronische Kommunikation (Neufassung) 
und zur Modernisierung des Telekommunika-
tionsrechts (Telekommunikationsmodernisie-
rungsgesetz), 18. Januar 2021 

Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung 
des Personengesellschaftsrechts (MoPeG),  
4. Dezember 2020 

Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung 
des Personenbeförderungsrechts, 30. Novem-
ber 2020

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der 
Verordnung des Europäischen Parlaments und 
des Rates über europäische Unternehmens-
statistiken zur Aufhebung von zehn Rechts-
akten im Bereich Unternehmensstatistiken 
und zur Änderung anderer Statistikgesetze, 
17. Entwurf zur Änderung des Landeswasser-
rechts (LWG), 9. November 2020

Entwurf eines länderübergreifenden Raum-
ordnungsplans für den Hochwasserschutz 
(BRPH), 6. November 2020

Entwurf eines Gesetzes zur Neufassung des  
Klimaschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen,  
23. Oktober 2020

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung des 
Wohnungswesens in Nordrhein-Westfalen 
(Wohnraumstärkungsgesetz),  
23. Oktober 2020

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der  
Landesbauordnung (LBauO), 14. Oktober 2020

Einführung einer Verordnung über das Verbot 
des Inverkehrbringens von bestimmten  
Einwegkunststoffprodukten und von  
Produkten aus oxo-abbaubarem Kunststoff 
(EWKVerbotsV), 14. Oktober 2020

Entwurf einer Sechsten Verordnung zur  
Änderung der Beschäftigungsverordnung,  
7. September 2020

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der 
Integrität der Wirtschaft (Verbandssanktionen-
gesetz – VerSanG), 27. Juli 2020

Neufassung des Gesetzes zum Schutz und 
zur Pflege der Denkmäler im Lande Nordrhein-
Westfalen (Denkmalschutzgesetz – DSchG), 
7. Juli 2020

Wiederaufbau in den 
Hochwassergebieten

Die Folgen des Hochwassers im Juli die-
ses Jahres sind dramatisch. Die vielen 
persönlichen Schicksale sind erschüt-
ternd. Die wirtschaftlichen Schäden 
für Betriebe und Arbeitsplätze in den 
betroffenen Regionen sind teilweise 
massiv. Auch die Auswirkungen auf die 
Lieferketten sind mancherorts erheb-
lich. Gerade in den Tagen und Wochen 
nach dem Unwetter hat unser Land aber 
auch eine beispiellose, übergreifende so-
wie zutiefst beeindruckende Solidarität 
und Hilfsbereitschaft der Menschen und 
der Betriebe erlebt. Entschlossene Hilfe 
für die in Not geratenen Menschen und 
Betriebe bleibt extrem wichtig. Es gilt, 
alle Anstrengungen zu unternehmen, die 
zerstörten Häuser und Betriebe sowie 
die gesamte Infrastruktur so schnell wie 
möglich wiederaufzubauen.

 
Weichenstellungen für 
den Aufholprozess

Nordrhein-Westfalen steht nun in vieler-
lei Hinsicht vor einem extrem herausfor-
dernden Aufholprozess. Nur mit einer 
starken Wirtschaft werden wir ein star-
kes Land bleiben. Grundvoraussetzung 
für den Erfolg ist daher eine grundsätzli-
che politische Willkommenskultur für un-
ternehmerisches Handeln, Investitionen 
und Arbeitsplätze. Die aktuelle Landes-
regierung hat die wirtschaftspolitische 
Grundstimmung im Land mit ihrer inno-
vations- und gründerfreundlichen Aus-
richtung, den deutlichen Anstrengungen 
beim Infrastrukturausbau sowie ersten 
entschlossenen Schritten beim Büro-
kratieabbau bereits spürbar verbessert. 
Die Umsetzung der für den Wirtschafts-
standort wichtigen Maßnahmen des 
Koalitionsvertrags war jedoch zwischen-
zeitlich etwas ins Stocken geraten. Nun 
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Treibhausgas-Neutralität steht dieses 
Erfolgsmodell aber auf dem Spiel. Da-
bei geht es nicht mehr um das Ob, 
sondern nur noch um das Wie und die 
Geschwindigkeit dieser Transformation. 
Es sind in riesigem Maße Investitionen 
erforderlich. Mit jeder Investitionsent-
scheidung werden aber die Karten neu 
gemischt. Die Unternehmen werden nur 
dann tatsächlich hierzulande investieren, 
wenn die Bedingungen stimmen. Sonst 
wird zukünftig anderswo auf der Welt 
mit deutlich niedrigeren Klima- und Um-
weltstandards produziert.

 
Zukunftsagenda für die 
nächste Legislaturperiode

Nordrhein-Westfalen hat beste Voraus-
setzungen, um ein wirtschaftlich starkes 
Bundesland zu sein. Wir werden jedoch 
nur mit einem klaren Bekenntnis zur In-
dustrie und konkreten weiteren Verbes-
serungen der Bedingungen für Investiti-

onen und Innovationen erfolgreich sein. 
Das Land braucht daher eine ehrgeizige 
und umfassende politische Zukunfts-
agenda weit über die nächste Legisla-
turperiode hinaus. Im Zentrum müssen 
eine entschlossene Bildungsoffensive, 
ein massiver Ausbau der digitalen Netze, 
eine leistungsfähige Verkehrsinfrastruk-
tur sowie der Aufbau der erneuerba-
ren Energien, von smarten Netzen und 
neuen Speichertechnologien stehen. 

Auch der Einstieg in die Wasserstoff-
wirtschaft muss zügig vorangetrieben 
werden. Und die Planungs- und Geneh-
migungsverfahren müssen neu gedacht 
und stark beschleunigt werden. Die Un-
ternehmen brauchen Luft zum Atmen 
statt immer neuer Sonderbelastungen 
und Alleingänge durch das Land. Wir 
wollen keine niedrigeren Umwelt-, Klima- 
oder Sozialstandards als anderswo in 
der Republik. Doch die Politik darf den 
Unternehmen nicht ständig neue Extra-
Rucksäcke aufsatteln.

gilt es, den Rest der Legislaturperiode 
zu nutzen und die noch offenen Projekte 
konsequent umzusetzen. 

 
Digitale und nachhaltige 
Transformation

Die Stärke des Wirtschaftsstandorts 
NRW basiert ganz wesentlich auf dem 
Zusammenspiel von hohem Industriean-
teil, qualifizierten industrienahen Dienst-
leistungen, integrierten Wertschöp-
fungsketten, kundennaher Innovation, 
leistungsfähiger Infrastruktur, einer star-
ken Exportorientierung, leistungsfähigen 
Unternehmen sowie qualifizierten Be-
schäftigten. Die geschlossenen indus-
triellen Wertschöpfungsketten sowie der 
enge Verbund der Sektoren sind unser 
Alleinstellungsmerkmal. 

Durch das enorme Fortschreiten der 
Digitalisierung sowie die Transforma-
tion aller Lebensbereiche in Richtung 

Arndt G. Kirchhoff, Dr. Luitwin Mallmann, Johannes Pöttering 
(von links nach rechts)			    
				    Foto: Wilfried Meyer

WECHSEL IN DER HAUPTGESCHÄFTSFÜHRUNG�

Auf der Mitgliederversammlung am 26. August 2020 wurde ein 
Generationswechsel in der Hauptgeschäftsführung der Landes-
vereinigung vollzogen. Als neuer Hauptgeschäftsführer wurde 
Johannes Pöttering bestellt. Pöttering, bisheriger stellvertre-
tender Hauptgeschäftsführer, ist Nachfolger von Dr. Luitwin 
Mallmann, der bis zu seinem Eintritt in den Ruhestand Ende 
2021 Hauptgeschäftsführer von METALL NRW bleibt.

Pöttering, 1977 in Flensburg geboren, absolvierte nach Ableis-
tung des Wehrdienstes in Rheine ein Studium der Rechtswis-
senschaften an der Universität Osnabrück. Von 2008 bis 2011 
war er Referent des Hauptgeschäftsführers bei METALL NRW. 
Seit 2011 arbeitet der Rechtsanwalt für die nordrhein-westfäli-
schen Unternehmensverbände und wurde 2014 zum stellver-
tretenden Hauptgeschäftsführer des Verbandes bestellt.

Dr. Mallmann, 1956 in Köln geboren, wurde nach Ableistung 
des Wehrdienstes und dem Studium der Rechte 1986 zum 
Dr. iur. promoviert. Von 1987 bis 1992 war er Referent in der 
Rechtsabteilung des Arbeitgeberverbandes Gesamtmetall. 
Ab 1992 führte er die Geschäfte des Unternehmensverban-

des Südöstliches Westfalen (Arnsberg), bevor er 2006 zum 
Hauptgeschäftsführer der Landesvereinigung der Unterneh-
mensverbände Nordrhein-Westfalen und des Verbandes der 
Metall- und Elektro-Industrie Nordrhein-Westfalen bestellt 
wurde.

Politik in NRW
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MITGLIEDSCHAFTEN UND MITARBEIT IN GREMIEN UND  
INITIATIVEN DES LANDES NORDRHEIN-WESTFALEN

Digitalisierung
	– NRW-Initiative  

„Wirtschaft und Arbeit 4.0“
	– Arbeitsgruppe Digitalisierung von 

immissionsschutzrechtlichen  
Genehmigungsverfahren

Corona-Pandemie
	– Wirtschaftsgipfel NRW
	– Task-Force „Exit“
	– Kontaktstelle Lieferketten

Umweltpolitik
	– Lenkungskreis wirtschafts- 

bezogene Umweltverwaltung
	– Projektgruppe „Vollzug“ 
	– Arbeitsgruppe „Monitoring  

Oberflächengewässer“ 
	– Arbeitsgruppe „Optimierung  

immissionsschutzrechtlicher  
Genehmigungsverfahren“ 

	– Arbeitsgruppe  
„Umweltinspektionen“ 

	– Arbeitsgruppe  
„Wasserrahmenrichtlinie“

	– Landesbeirat „Immissionsschutz“
	– Team Nachhaltigkeit  

(Begleitgremium zur Umsetzung 
der Nachhaltigkeitsstrategie NRW)

	– PFT-Fachgespräche
	– Lenkungsgruppe sowie Begleit- 

forum zum Masterplan Wasser
	– Kompetenznetzwerk Umwelt- 

wirtschaft NRW
	– Runder Tisch „Angemessener 

Sicherheitsabstand“
	– Trägerkreis „Allianz für die Fläche“
	– Förderbeirat „Ressourcen- 

effiziente Abwasserbeseitigung 
NRW – ResA“

Bildung/Ausbildung/ 
Weiterbildung
	– Ausbildungskonsens  

Nordrhein-Westfalen 
	– Steuerungsgremium „Kein  

Abschluss ohne Anschluss (KAoA)“
	– Landesausschuss für Berufsbildung 

des Landes Nordrhein-Westfalen
	– Landesbeirat für die gemeinwohl- 

orientierte Weiterbildung in  
Nordrhein-Westfalen

	– Arbeitskreis Weiterbildungs- 
organisationen des MAGS

	– Beirat „Teach First NRW“
	– Gesprächskreis für Landes- 

organisationen der Weiterbildung

Arbeitsmarkt
	– Begleitgremium zum Teilhabe-

chancengesetz 
	– Begleitausschuss  

ESF NRW 2021-2027
	– Expertengruppe Aktionsplattform 

Familie@Beruf.NRW

Sozialpolitik
	– Inklusionsbeirat des Landes NRW
	– Fachbeirat  

„Arbeit und Qualifizierung“
	– Jury des 4. Inklusionspreises des 

Landes
	– Landesausschuss für 

Jugendarbeitsschutz
	– Fachkonferenz  

Sozialberichterstattung NRW

Tarifpolitik
	– Tarifausschuss für das Land  

Nordrhein-Westfalen
	– Beratender Ausschuss für das  

Mindestentgelt nach dem Tarif-
treue- und Vergabegesetz NRW

Strukturpolitik
	– Beirat zur Gestaltung des Struktur-

wandels im Rheinischen Revier
	– Strukturstärkungsrat des 5-Stand-

orte-Programms
	– Begleitausschuss EFRE.NRW 

2014–2020
	– Arbeitskreis EFRE.NRW 2021–2027

Integrationspolitik
	– Beirat für Teilhabe und  

Integration

Verkehr
	– Beirat Bündnis für Mobilität

Mittelstandspolitik
	– Clearingstelle Mittelstand
	– Arbeitskreis Mittelstands

finanzierung

Forschung und Innovation
	– Förderbeirat „Ressourceneffiziente 

Abwasserbeseitigung  
NRW – ResA“

	– NRW-Lenkungsgremium zu  
Horizont 2020

Ruhr-Konferenz
	– Beirat

Justiz
	– Beratender Ausschuss für die  

Ernennung der Berufsrichter 
gemäß § 11 des Sozialgerichts
gesetzes (SGG)

	– Beratender Ausschuss für die 
Ernennung der Vorsitzenden 
gemäß § 18 Abs. 2 Arbeits
gerichtsgesetz

Europa
	– NRW.Europa – Stakeholdernetz-

werk Enterprise Europe Network 
in NRW 

	– Brexit-Workshop-Reihe des 
MWIDE

	– Arbeitskreis „Frühwarnsystem 
Europa“ des MWIDE 

Datenschutz
	– Landesdatenschutzkonferenz NRW

Außenwirtschaft
	– Beirat Außenwirtschaft

Energie- und Klimapolitik
	– Arbeitsgruppen zur Erarbeitung der 

Energieversorgungsstrategie NRW
	– Beirat Klima Audit.NRW
	– IN4climate.NRW-  

Partnerversammlung
	– Wirtschaftsbeirat IN4climate.NRW
	– NRW-Verbändeworkshop  

Energieeffizienz-Netzwerke

Gesundheit
	– Landesgesundheitskonferenz NRW
	– Landesinitiative „Gesundheits- 

förderung und Prävention“
	– Arbeitsgruppe Mittlere Lebens-

phase
	– Lenkungsgruppe Masterplan  

Umwelt und Gesundheit NRW
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Fotos: unternehmer nrw
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Mit bislang mehr als 500 Rund- 
schreiben und ungezählten Video- 
konferenzen, Webinaren, Zoom-
Meetings, Telefonaten und E-Mails 
sorgte unternehmer nrw dafür, dass 
die Mitglieder während der Corona-
Pandemie stets informiert blieben. 
Die Landesvereinigung ordnete alle 
Gesetze, Verordnungen und Erlasse 
ein und leistete praktische Hilfestel-
lung bei der Umsetzung in den Betrie-
ben. Denn die Herausforderungen für 
die Unternehmen haben eine enorme 
Bandbreite – von der Antragstellung 
und Gewährung finanzieller Hilfen 
über Regelungen zur Kurzarbeit 
bis hin zu Themen wie Arbeiten 
im Homeoffice oder Arbeitsschutzvor-
schriften und Rechtsfragen zu virtu-
ellen Konferenzen.

500
RUNDSCHREIBEN

Politik in NRWCORONA-PANDEMIE: UNTERNEHMER NRW ALS GEFRAGTER RATGEBER
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• Welche finanziellen Hilfen gibt es für mein 
Unternehmen?

• Wo kann ich die Hilfen beantragen? 

• Welche steuerlichen Maßnahmen gibt es, um 
die Verluste abzufedern?

Finanzhilfen

• Wie und für wen kann ich Kurzarbeit anmelden? 

• Wie lange können Arbeitnehmer Kurzarbeitergeld 
beziehen?

• Welche rechtlichen Folgen gibt es für die  
Unternehmen?  

Kurzarbeit

• 	Wie muss die Wirtschaftspolitik zur Bewältigung 
der Folgen der Corona-Pandemie aussehen? 

• 	Was sind richtige Hilfsinstrumente für in Not 
geratene Unternehmen? 

• 	Wie kann man sicherstellen, dass geplante  
Vorhaben sicher genehmigt werden können?

Wirtschaftspolitik

• Welche Regelungen gelten für Beschäftigte,  
deren Kinder von Schul- und Kitaschließungen 
betroffen sind?

• Welche rechtlichen Vorgaben gibt es für  
Homeoffice und mobiles Arbeiten?

• Wie kann ich die Arbeitsplätze nach den neuen 
Arbeitsschutzstandards gestalten?

Arbeitsrecht

•	Was gilt für meinen Betrieb im Lockdown?

• Wie wirkt sich die Corona-Arbeitszeitverordnung 
auf mein Unternehmen aus? 

• Welche Infektions- und Arbeitsschutzstandards 
muss mein Unternehmen erfüllen?

Rechtliche Regelungen auf 
Landes- und Bundesebene

•	Grenzschließungen und Reisewarnung: Was muss 
ich rechtlich und steuerlich für Grenzgänger und 
für entsandte Beschäftigte beachten? 

•	Wie kann ich sicherstellen, dass ich meine Waren 
ins Ausland liefern und Waren aus dem Ausland 
erhalten kann?

•	Wie lassen sich Lieferketten aufrechterhalten bzw. 
wieder reaktivieren?

EU- und internationale Politik

• 	Wie kann ich die Ausbildung in meinem Betrieb  
sicherstellen?

• 	Welche Formate zur Berufsorientierung lassen sich 
noch umsetzen, modifizieren oder neu entwickeln?

• 	Kann ich Angebote zur Berufsorientierung (z. B. 
Schülerpraktika) weiter durchführen?

•	Welche Regelungen gelten für Auszubildende beim 
Thema Kurzarbeit?

Aus- und Weiterbildung /  
Personalpolitik /  

Nachwuchssicherung

•	Welche Botschaften nutze ich für die interne  
und externe Kommunikation?

•	Wie kann ich sicherstellen, dass meine  
Beschäftigten umfassend informiert werden,  
gerade auch im Homeoffice oder bei Kurzarbeit?

•	Wie adressiere ich meine Anliegen an die  
Landes- und Kommunalpolitik?

Interne und externe  
Kommunikation

Foto: G. Jorgenshaus via Getty Images

In der Beratung der Mitglieder zeigt unternehmer nrw seine 
ganze Leistungsfähigkeit – etwa zu folgenden Fragen:
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UPDATE FÜRS 
INDUSTRIELAND  
	• Klimaschutz „Made in NRW“ verbessert
	• Landeswassergesetz: Standortnachteile  
abgebaut	

	• Landesnaturschutzgesetz bleibt unter  
den Möglichkeiten 

Spitzengespräch Wasserstoff, Oktober 2020  
Foto: Wilfried Meyer

Die nochmals deutlich verschärften Kli-
maziele des Bundes sind für das Indus-
trieland NRW eine immense Heraus-
forderung. Nun müssen die politischen 
Rahmenbedingungen so angepasst wer-
den, dass der massive Ausbau von er-
neuerbaren Energien und Stromnetzen 
sowie der Aufbau von nennenswerten 
Speicherkapazitäten gelingt. Neue Fer-
tigungsprozesse müssen nicht nur 
entwickelt, sondern auch im industri-
ellen Maßstab realisiert werden. Daher  
ist es von existenzieller Bedeutung, die 
Bedürfnisse der Industrie ausreichend in 
den Blick zu nehmen. Dazu gehören ins-
besondere Versorgungssicherheit und 

wettbewerbsfähige Strompreise. An-
dernfalls läuft das Land Gefahr, Teile der 
bisher vollständigen industriellen Wert-
schöpfungsketten zu verlieren. Diese 
sind jedoch entscheidend, gerade um 
Lösungen für Klimaschutz und zur Res-
sourceneffizienz umzusetzen.

Update für Klimaschutz 
„Made in NRW“ 

Mit den Novellen zu Klimaschutz- und 
Klimaanpassungsgesetz hat die NRW-
Koalition einen vernünftigen Rahmen 
gesetzt. Sie öffnen Spielräume für fle-

xible Lösungen auf Landesebene. Ge-
genüber den vorherigen Regelungen ist 
dies ein großer Fortschritt. Dies betrifft 
insbesondere die 1:1-Umsetzung von 
europäischen und nationalen Klima-
schutzzielen in das Landesrecht. Dies 
schafft Verlässlichkeit und beendet die 
einseitige Benachteiligung des Landes 
im Standortwettbewerb.

Richtig ist auch der Ansatz, die kon-
kreten Ziele in Zukunft durch technolo-
gieoffene Maßnahmen umzusetzen. So 
können energieeffiziente Prozesse und 
Produkte „Made in NRW“ im Mittel-
punkt stehen. Der Aufbau einer Wasser-
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stoffwirtschaft, den die Landesregierung 
aktiv unterstützt, wird in Zukunft zentrale 
Beiträge zur Dekarbonisierung und zum 
Erhalt des Industriestandorts leisten.

Landeswassergesetz 
grundlegend verbessert

Der Landtag hat im Mai die lang erwar-
tete Novelle des Landeswassergeset-
zes beschlossen. Damit ist eines der 
beiden zentralen Umweltvorhaben der 
NRW-Koalition umgesetzt. Es wurden 
eine Reihe sinnvoller Korrekturen vor-
genommen. Zentral ist dabei die Auf-
hebung des pauschalen Verbots der 
Rohstoffgewinnung in Wasserschutz-
gebieten. Positiv ist auch, dass Extra-
regelungen entfallen und Bundes- und 
Europarecht 1:1 in Landesrecht umge-
setzt werden. Das Umweltministerium 
ist nun gefordert, die flankierende lan-
desweite Wasserschutzgebietsverord-
nung rechtssicher und praxisorientiert 

auszugestalten, damit der Bedarf an hei-
mischen Rohstoffen weiterhin gedeckt 
werden kann.

Teilnovelle Landes- 
naturschutzgesetz hinter 
Möglichkeiten zurück 

Bei der lange angekündigten Überarbei-
tung des Landesnaturschutzgesetzes 
hingegen bleibt die Politik deutlich hin-
ter den selbst gesteckten Zielen zurück. 
Anstatt der angekündigten grundlegen-
den Überarbeitung wurde nur eine Teil-

novelle vorgelegt. Die Neuausrichtung 
des Flächenausgleichs ist dabei ein 
Schritt in die richtige Richtung mit ho-
her praktischer Bedeutung besonders 
für die ländlichen Regionen. Negativ ist 
jedoch, dass die Vorgaben bei den Betei-
ligungs-, Vorkaufs- und Klagerechten für 
Naturschutzverbände nicht angepasst 
wurden. Diese sind in NRW im bundes-
weiten Vergleich am umfassendsten. 
So werden Investitionen weiter verzö-
gert oder sogar verhindert. Wir werben 
dafür, die Handlungsoptionen des Bun-
desgesetzgebers nun schnellstmöglich 
für Flexibilisierungen zu nutzen.

Quelle: Umweltbundesamt

So viele Bundesbürger hatten 2017 einen Beruf mit Umwelt-
schutzbezug – mehr als doppelt so viele wie 2002. 

2,84 MIO. 
JOBS

				  

	                     

 

  

Wie stark ist die NRW-Wirtschaft von der  
Hochwasser-Katastrophe betroffen? 
In den betroffenen Regionen wurde eine Reihe von Unterneh-
men existenziell getroffen, das heißt Gebäude und Maschinen 
sind weggespült oder irreparabel beschädigt. Diese Schäden 
sind nur durch Ersatzbauten und Neubeschaffung zu beseiti-
gen. Daneben gibt es aber eine viel größere Zahl von Unter-
nehmen, die unter der beschädigten Infrastruktur leiden. Sie 
sind darauf angewiesen, dass mit aller Kraft schnellstmöglich 
Brücken, Autobahnen und Landstraßen, Schienen, Strom- und 

Gasleitungen repariert oder neugebaut werden. Das ist eine 
Herkulesaufgabe, aber sonst verlieren diese Unternehmen 
dauerhaft den Anschluss zu ihren Lieferanten und Kunden.

Stichwort Klimawandel: Wie gut ist die Wirtschaft 
in NRW vorbereitet? 
Klimaschutz und Klimaanpassung gelingen vor allem mit res-
sourcenschonenden, effizienten und innovativen Produkten. 
Unsere heimischen Unternehmen investieren massiv in Quali-
fizierungsmaßnahmen für ihre Beschäftigten, neue Technolo-
gien und Fertigungsprozesse – und leisten weltweit Lösungs-
beiträge. Die Wirtschaft ist also gut vorbereitet. Damit das so 
bleibt, gilt es, parallel die heimischen Standorte und Lieferket-
ten noch resilienter gegen Dürresommer, Hochwasserereig-
nisse und andere Folgen des Klimawandels zu machen.

   Welchen Handlungsbedarf gibt es politisch? 
Die Politik muss viel stärker die Klimapolitik auf die Umset-
zung der richtigen Maßnahmen ausrichten. Wir brauchen 
die konsequente Anwendung neuer Technologien, und zwar 
in Lichtgeschwindigkeit, statt wie bisher im Schnecken-
tempo. Hierfür gilt es, die Planungs- und Genehmigungsver-
fahren endlich an das Ambitionsniveau der Klimaziele anzu-
passen. Hier müssen wir deutlich schneller werden. 

Alexander Felsch, 

Geschäftsführer 

Wirtschafts- und 

Umweltpolitik,  

unternehmer nrw

3 FRAGEN ZUR SACHE

„WIRTSCHAFT IST GUT AUF  
KLIMAWANDEL VORBEREITET“
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Ruhr-Konferenz auf der Zeche Zollverein in Essen, August 2020 
Foto: Land NRW / Marcel Kusch

Die Corona-Pandemie und ihre Folgen 
haben im vergangenen Jahr alle Lebens-
bereiche massiv geprägt und verändert. 
Gemeinsam haben Politik, Verwaltung 
und Wirtschaft schnell und entschlos-
sen gehandelt und mit einer Vielzahl 
von Maßnahmen die schlimmsten Fol-
gen der Krise abgefedert. Die Eingriffe 
von staatlicher Seite und auch die mas-
siven Wirtschaftshilfen können jedoch 
nur von begrenzter Dauer sein. Denn 
die Leistungsfähigkeit des Staates hat 
ihre Grenzen. Dies wurde in der Krise 
gerade bei der digitalen Infrastruktur und 
bei Planungs- und Genehmigungsverfah-
ren deutlich. 

Es bleibt noch viel zu tun! Die Politik 
muss daher möglichst schnell wieder 
raus aus dem Krisenmodus und in einen 
Gestaltungsmodus kommen. 

Dabei stehen wir am Anfang eines 
grundlegenden Wandels, dessen Trei-
ber Dekarbonisierung und Digitalisie-
rung sind. Es geht nicht mehr um das 
Ob, sondern nur noch um das Wie und 
die Geschwindigkeit dieser Transforma-
tion. Das Bundesland Nordrhein-Westfa-
len hat alle Chancen, erfolgreich zu sein, 
wenn die Politik ein schlüssiges Gesamt-
konzept für Innovationen und Investitio-
nen schafft. 

Bilanz Entbürokratisierung 
und Entfesselung

Die NRW-Koalition hat in den letzten vier 
Jahren kontinuierlich an der Entbürokra-
tisierung des Landesrechts gearbeitet. 
Mit bisher sechs Entfesselungspaketen 
ist NRW deutschlandweit führend und 
liefert auch eine Blaupause für die Bun-
desebene. Um diese Spitzenposition zu 
verteidigen, gilt es, bis zum Ende der 
Legislaturperiode konzentriert weiter-
zuarbeiten. Wir brauchen weitere Maß-
nahmen, damit die Vereinbarungen aus 
dem Koalitionsvertrag vollständig und 
konsequent umgesetzt werden. Der Mit-

RAUS AUS DEM 
KRISENMODUS
	• Corona: Jetzt den Wandel gestalten 
	• Defizite bei Digitalisierung beheben
	• Industriepolitisches Leitbild vollständig umsetzen 
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€
telstand in Nordrhein-Westfalen wartet 
weiter auf ein substanzielles Update für 
das bestehende Mittelstandsförderungs-
gesetz. Insbesondere die frühzeitige Prü-
fung von Regelungsentwürfen auf ihre 
Verträglichkeit für den Mittelstand hat 
sich bewährt und könnte durch eine No-
velle noch effizienter werden.

Digitalisierung, Verwaltung, 
Genehmigungsverfahren: 
Defizite beheben

Für alle Zukunftsfragen – von der Ener-
giewende über den Einstieg in die Was-
serstoffwirtschaft bis zum Ausbau von 
5G – brauchen wir deutlich schnellere 
und verlässliche Planungs- und Geneh-
migungsverfahren. Nur so können wir 
die ehrgeizigen Ausbauziele erreichen. 
Die Verfahren müssen von Grund auf 
neu gedacht werden. Für solch große 
Reformen braucht NRW Partner im 
Bund und auf europäischer Ebene. Als 
Wirtschaft bekennen wir uns zur Einbin-
dung berechtigter Interessen, wir ver-
lieren jedoch wertvolle Zeit, wenn Be-
teiligungsrechte, Einspruchsfristen und 
Klagerechte immer stärker ausufern. Um 
mit der Geschwindigkeit des Wandels 
mitzuhalten, muss der Staat effektiver 
und schneller werden.

Umsetzung  
Industriepolitisches  
Leitbild

Mehr Geschwindigkeit und Konsequenz 
sind auch bei der Umsetzung des Indus-
triepolitischen Leitbilds gefragt. Es war 
richtig, dass die Landesregierung In-
dustriepolitik zur ressortübergreifenden 

Querschnittsaufgabe gemacht hat und 
das Industriepolitische Leitbild jetzt ver-
bindlich für alle Politikfelder festgeschrie-
ben ist. Nun kommt es aber umso mehr 
darauf an, die ausgebauten Kompeten-
zen zu nutzen und das Leitbild konse-
quent umzusetzen. Noch ist ausreichend 
Zeit, bis zum Ende der Legislaturperiode 
spürbare Erfolge zu erzielen.

Strukturwandel im  
Rheinischen Revier 

Beim Strukturwandel im Rheinischen Re-
vier wurden wichtige inhaltliche und or-
ganisatorische Weichen gestellt. Konkret 
sind die Unterzeichnung des Reviervertra-
ges, das Vorantreiben einer ersten Welle 
von Projektanträgen sowie die Weiterent-
wicklung des Wirtschafts- und Struktur-
programms zu begrüßen. Unser Fokus 
bleibt dabei, die umfassenden Mittel im 
Rheinischen Revier sowie an den Stand-

orten der Steinkohleverstromung konse-
quent auf den Aufbau neuer industrieller 
Wertschöpfungsketten auszurichten.

Verkehrsinfrastruktur: 
Offensive weiter  
entschlossen umsetzen

Das geringere Verkehrsaufkommen wäh-
rend der Corona-Pandemie wurde richti-
gerweise für die schnellere Umsetzung 
von Baumaßnahmen genutzt. Nun gilt 
es, auch im wirtschaftlichen Wiederauf-
schwung den strategischen verkehrspo-
litischen Masterplan, den konsequenten 
Ausbau der Planungskapazitäten sowie 
gesteigerte Investitionen in die Landes-
straßen weiter umzusetzen. NRW muss 
auch in den kommenden Jahren alle vom 
Bund zur Verfügung stehenden Mittel 
verplanen und in konkrete Maßnahmen 
überführen. Sanierung und Ausbau der 
Infrastruktur für den Güter- und Schwer-
lastverkehr müssen dauerhaft industrie-
politisches Kernanliegen bleiben. Auch 
in einer digitalen, ressourceneffizienten 
und dekarbonisierten Wirtschaft wird 
der Standort NRW nur erfolgreich sein, 
wenn die Produkte über eine leistungsfä-
hige Verkehrsinfrastruktur schnell zu den 
Abnehmern kommen.

Quelle: EEX Energiebörse; Angaben zum Monatsende

So stark stieg der Großhandels-Strompreis zwischen März 2020 und 
Juli 2021 – von 36 auf 75 Euro pro Megawattstunde für die Lieferung 
im Folgejahr.

+108 %

„INDUSTRIELLE WERTSCHÖPFUNG IM WANDEL“

„Die Metropolregion Ruhr, wo auch 

thyssenkrupp seinen Hauptsitz hat, 

ist ein Wirtschaftsstandort mit einem 

einmaligen Ökosystem für den Aufbau 

einer integrierten Wasserstoff-Industrie: 

Eine leistungsfähige Infrastruktur, hoch-

qualifizierte Beschäftige, Forschung 

auf Weltklasseniveau und innovative 

Industrieunternehmen – der „Pott“ hat 

den Strukturwandel an vielen Stellen 

erfolgreich gemeistert und zeigt, 

wie industrielle Wertschöpfung über 

Branchen und Sektoren hinweg funktio-

nieren kann.“

Martina Merz  

Vorstandsvorsitzende der  

thyssenkrupp AG 

 

Aus: „Klartext im Westen“  

vom 19. Oktober 2020 

  www.wirtschaftsblog.nrw
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NEUE  
AUFGABEN, 
NEUE WEGE 
	• 	Perspektiven für junge Menschen auch  
in der Krise wichtig

	• Erfolgreiche Digitalisierung an Schulen  
teilweise sichtbar

	• 	Berufsorientierung auch und gerade  
in Corona-Zeiten

Foto: picture alliance / dpa / Caroline Seidel

Durch die Corona-Krise sind im Bereich 
der Bildung erhebliche Herausforderun-
gen noch deutlicher geworden. Dies 
trifft insbesondere auf die Digitalisierung 
zu. Allerdings wurden auch gute Bei-
spiele sichtbar, neue Wege einzuschla-
gen und Prozesse zu beschleunigen. 

Bildung auch in  
schwierigen Zeiten  
sicherstellen

unternehmer nrw hat in der Corona-Krise 
immer wieder auf die große Bedeutung 
einer funktionierenden Bildung hingewie-

sen. Diese ist für die Zukunftschancen 
der jungen Menschen essenziell. Die 
Landesvereinigung hat sich daher in ihren 
Statements zu den Corona-Einschränkun-
gen regelmäßig dafür ausgesprochen, 
Kitas und Schulen soweit möglich und 
verantwortbar zu öffnen. Dies war auch 
eine zentrale Botschaft in einer Land-
tagsanhörung zum Zweiten Bildungssi-
cherungsgesetz. Hier hat unternehmer 
nrw zudem klar die Position vertreten, 
Schulabsolventen in diesem Jahr einen 
regulären Abschluss zu ermöglichen – 
ohne Abweichungen von den Qualitäts-
standards, um den Eindruck eines „Ab-
schlusses zweiter Klasse“ zu vermeiden.

Digitalisierung an den 
Schulen beschleunigen

Die Erfahrungen während der Corona-
Pandemie zeigen, dass der Umgang 
mit digitalen Anwendungen an zu vie-
len Schulen noch lange nicht selbstver-
ständlich ist. unternehmer nrw hat sich 
auch schon lange vor der Pandemie da-
für eingesetzt, dass alle Schulen digitale 
Medien im und für den Unterricht an-
wenden können. Denn sie sind nicht nur 
für den Distanzunterricht erforderlich, 
sondern auch im regulären Unterricht 
sinnvoll, beispielsweise zur stärkeren 
individuellen Förderung.
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Das Thema Digitalisierung an Schulen 
hat unternehmer nrw daher auch in ihrer 
Stellungnahme zur Weiterentwicklung 
der Digitalstrategie.NRW umfassend 
aufgegriffen. Die Forderungen beziehen 
sich insbesondere auf die digitale Infra-
struktur an Schulen, didaktische Kon-
zepte für den Unterricht und die Kom-
petenzentwicklung der Lehrkräfte. Eine 
fundierte Vermittlung der für die digitale 
Welt erforderlichen Inhalte und Kompe-
tenzen, zu denen neben fachlichen auch 
überfachliche, soziale Kompetenzen ge-
hören, muss hinzukommen. 

Während der Corona-Krise sind an den 
Schulen zwar viele Herausforderungen, 
aber auch zahlreiche gute Beispiele für 
die Digitalisierung sichtbar geworden. 
Diese gilt es zu verbreiten und die Im-
plementationsprozesse zu beschleuni-
gen. Hier ist in erster Linie die Politik 
gefordert. unternehmer nrw unterstützt 
dies mit Bildungsprojekten, insbeson-
dere den Exzellenznetzwerken MINT 
SCHULE NRW und MINT-EC NRW.

In der Berufsorientierung 
neue Wege gehen 

Die Corona-Krise hat auch die Berufs-
orientierung vor besondere Herausfor-
derungen gestellt. So konnten viele der 
bewährten Formate nicht wie üblich 
stattfinden. Betroffen waren beispiels-
weise auch Praktika in Betrieben, Aus-
bildungsmessen oder persönliche Bera-
tung. Viele Unternehmen und Verbände 
sind daher neue Wege gegangen, um 
insbesondere über digitale Formate mit 
jungen Menschen in Kontakt zu treten 
und sie über die Möglichkeiten nach der 
Schule zu informieren.

Um diese neuen Wege bekannt zu ma-
chen und Chancen und Herausforde-
rungen zu diskutieren, hat unternehmer 
nrw gemeinsam mit dem Netzwerk 
SCHULEWIRTSCHAFT NRW vier Er-
fahrungsaustausche „Neue Formate in 
der Berufsorientierung“ durchgeführt. 

Unternehmen und Verbände haben 
hier aufgezeigt, wie sie zum Beispiel 
über soziale oder klassische Medien 
junge Menschen und deren Eltern über 
Ausbildung informieren, wie mit Video-
konferenzen Lehrkräfte Einblicke in be-
triebliche Praxis erhalten oder wie sich 
Unternehmen auf digitalen Messen vor-
stellen. 

Digitale Formate:  
Sinnvolle Ergänzung in 
der Berufsinformation

Auch im Rahmen der Landesinitia-
tive „Kein Abschluss ohne Anschluss 
(KAoA)“ ist intensiv daran gearbeitet 
worden, mit angepassten Konzepten 
Berufsorientierung in der Corona-Krise 

soweit möglich sicherzustellen. unter-
nehmer nrw hat sich hierbei dafür einge-
setzt, dass die Praxisphasen – vor allem 
Berufsfelderkundungen, Praktika – mög-
lichst flexibel gehandhabt werden, um 
den Herausforderungen der Betriebe zu 
begegnen (z.  B. Lockdowns, erhöhter 
Infektionsschutz, zahlreiche Mitarbeiter 
im Homeoffice). 

Deutlich geworden ist insgesamt, dass 
digitale Angebote in der Berufsorien-
tierung eine sinnvolle Ergänzung dar-
stellen. Sie können analoge Formate 
allerdings nicht komplett ersetzen. 
unternehmer nrw wird daher den Aus-
tausch dazu fortsetzen, wo und wie digi-
tale Angebote auch künftig unabhängig 
von der Corona-Krise eine Bereicherung 
darstellen.

Quellen: Telekom-Stiftung, IfD

Mehr als die Hälfte aller Schüler der Klassen 5 bis 10 wollen künftig wieder 
ausschließlich in der Schule, weitere 39 Prozent überwiegend in der Schule und 
ab und zu digital zu Hause unterrichtet werden.

54 % 
ALLER SCHÜLER

„BESTE RAHMENBEDINGUNGEN SCHAFFEN“

„Die Pandemie hat vor allem junge 

Menschen hart getroffen. Sie hat die 

eklatant unterschiedlichen Niveaus der 

digitalen Lerninfrastruktur oder beim 

Personal offengelegt. Nun ist es aber 

so, dass in den Schulen, Berufsschulen 

und Universitäten die nächste Gene-

ration ausgebildet wird, die zukünftig 

unser Land voranbringen soll. Des-

wegen ist es an uns, jetzt die besten 

Rahmenbedingungen zu schaffen. Und: 

Wir müssen ihnen und ihrer Zukunft die 

Aufmerksamkeit entgegenbringen, die 

sie verdienen. Vor allem nach Corona.“

Dirk Wiese 

MdB, stellvertretender Vorsitzender der 

SPD-Bundestagsfraktion  

 

Aus: „Klartext im Westen“  

vom 2. August 2021 
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AUSBILDUNG 
IST ZUKUNFT 
	• Bewerberrückgang zentrale Herausforderung  
auf Ausbildungsmarkt

	• Ausbildung stärken bleibt zentrale Aufgabe
	• Digitalisierung – Treiber für Weiterbildung und 
Chance

Foto: iStock.com / andresr

Die Corona-Krise geht auch am Ausbil-
dungsmarkt nicht spurlos vorüber. Dabei 
bleibt das Ausbildungsengagement der 
Betriebe hoch, Sorgen macht vor allem 
der Bewerberrückgang. 

 
Ausbildungsmarkt trotz 
Krise mit vielen Chancen

Wegen der Corona-Einschränkungen 
konnten Berufsorientierung und Aus-
bildungsvermittlung nicht wie üblich 
stattfinden. Hinzu kommt, dass viele 
junge Menschen verunsichert sind, ob 
es aktuell überhaupt Ausbildungschan-

cen gibt. Dies führt dazu, dass sich er-
neut ein deutlicher Bewerberrückgang 
abzeichnet. Gleichzeitig ist das Ausbil-
dungsangebot relativ stabil, insbeson-
dere angesichts des Lockdowns in ei-
nigen Branchen. So verbessern sich die 
Chancen junger Menschen auf Ausbil-
dung letztlich sogar.

In einer gemeinsamen Pressemitteilung 
haben daher die Regionaldirektion NRW 
der Bundesagentur für Arbeit (BA), DGB 
NRW und unternehmer nrw für Ausbil-
dung geworben. Präsident Arndt G. 
Kirchhoff betonte: „Ausbildung ist und 
bleibt für die Wirtschaft in NRW enorm 

wichtig. Daher bereitet es uns große 
Sorgen, dass die Bewerberzahlen so 
stark zurückgehen und viele Ausbil-
dungsplätze noch unbesetzt sind. Wich-
tig ist, dass wir den jungen Menschen 
aufzeigen, welch vielfältige Chancen 
und Möglichkeiten mit einer Ausbildung 
verbunden sind.“

 
#NRWirtschaftBildetAus – 
Aktion macht  
Engagement sichtbar

Vor diesem Hintergrund startete unter-
nehmer nrw Anfang Juni die Aktion 
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#NRWirtschaftBildetAus gemeinsam 
mit den Regionalverbänden und ihren 
Mitgliedsbetrieben. Damit wurde – ins- 
besondere in den sozialen Medien – 
aufgezeigt, wie spannend eine Ausbil-
dung und wie vielfältig das Engagement 
der Wirtschaft rund um Ausbildung ist. 
Verbände und Unternehmen haben sich 
mit Videobotschaften, Berufsinforma- 
tionskampagnen, Aktionen zur Anspra-
che junger Menschen und vielen wei-
teren Aktivitäten beteiligt. 

 
Ausbildungskonsens 
NRW: Chancen zur  
Ausbildung nutzen

Von Beginn der Corona-Krise an lag der 
Fokus der Partner des Ausbildungskon-
sens NRW auf der Stabilisierung des 
Ausbildungsmarkts. Angesichts der He-
rausforderungen haben sie gemeinsam 
verschiedene Maßnahmen getroffen. 
Hierzu zählten zusätzliche Unterstützung 
beim Matching von Bewerbern und Plät-
zen sowie eine gezielte Ansprache von 
jungen Menschen im Übergangsbe-
reich. Aus Sicht von unternehmer nrw 
steht dabei sehr zu Recht die Besetzung 
von betrieblichen Ausbildungsplätzen im 
Mittelpunkt. 

Angesichts der aktuellen Herausforde-
rungen haben sich die Konsenspartner 
im Januar und Juni 2021 jeweils zu 
einem Spitzengespräch auf Minister- 
und Präsidentenebene getroffen. unter-
nehmer nrw hat hier deutlich gemacht, 
dass es grundsätzlich gelingen muss, 

mehr junge Menschen für Ausbildung zu 
begeistern. Die Landesvereinigung rief 
daher gemeinsam mit den Konsenspart-
nern zu einem „Sommer der Berufsaus-
bildung“ auf, um die Sommermonate zu 
nutzen, mehr junge Menschen in Ausbil-
dung zu vermitteln. Dazu gehören bei-
spielsweise auch gemeinsame Aktivitä-
ten zur Ansprache von Eltern.

 
Qualifizierung im und für 
den Wandel

Die Digitalisierung ist aus Sicht von 
unternehmer nrw nicht nur Treiber von 
Qualifizierung für neue Kompetenzen, 
sondern zudem auch eine Chance, da 
neue digitale oder hybride Formate das 
Lernen bereichern können. Es gilt nun, 

diese neuen Möglichkeiten zu nutzen. 
Gleichzeitig hebt die Landesvereini-
gung in ihrer Stellungnahme zur Weiter-
entwicklung der Digitalstrategie.NRW 
hervor, dass es für Weiterqualifizierung 
keine Pauschallösungen, etwa in Form 
von Weiterbildungsansprüchen, gibt. 
Erforderlich sind vielmehr individuelle, 
passgenaue und praxisnahe Lösungen.

Die Förderung der Bundesagentur für 
Arbeit (BA) kann aus Sicht von unter-
nehmer nrw wichtige Impulse für Qua-
lifizierung setzen. unternehmer nrw 
informiert regelmäßig über diese Mög-
lichkeiten und hat beispielsweise zu den 
neuen Rahmenbedingungen des „Qua-
lifizierungschancengesetzes“ ein Webi-
nar durchgeführt. Die Landesvereinigung 
bringt sich hierzu auch in Gremien und 
Initiativen der Regionaldirektion NRW 
der BA ein und arbeitet mit den Partnern 
daran, wie die Chancen, die Qualifizie-
rung sowohl für die Betriebe wie auch 
die Beschäftigten mit sich bringt, besser 
erschlossen werden können. Sie weist 
dabei darauf hin, dass es dafür auch gu-
ter Rahmenbedingungen bedarf, zum 
Beispiel bedarfsgerechter und passge-
nauer Qualifizierungsangebote. Zudem 
kann die Förderung der BA keine gene-
relle Weiterbildungsförderung sein.

„WER SETZT DAS ALLES UM?“

„Für das Handwerk steht fest: Unser 

Land muss seine Zukunftschancen 

mutiger nutzen, um weiter erfolgreich 

zu bleiben. Diese Erkenntnis schlägt 

sich mittlerweile auch in den Wahlpro-

grammen der Parteien nieder. Doch 

Papier ist geduldig. Entscheidend ist 

die Frage: Wer setzt das alles um? Klar 

ist: Ohne das Handwerk lässt sich die 

Zukunft unseres Landes nicht gestalten. 

Es sind Handwerkerinnen und Hand-

werker, die Häuser dämmen, Ladesäulen 

für E-Autos aufstellen, Solardächer instal-

lieren und altersgerechte Bäder bauen.“ 

Aus: „Klartext im Westen“ 

vom 28. Juni 2021

Hans Peter Wollseifer  

Präsident des Zentralverbands des 

Deutschen Handwerks (ZDH) und Prä-

sident der Handwerkskammer zu Köln  
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Quellen: Bundesagentur für Arbeit, Regionaldirektion NRW

Ausbildungsplatz-Situation in NRW im Juli 2021

37.157 
27.783

GEMELDETE 
BERUFSAUSBILDUNGSSTELLEN 

UNVERSORGTE BEWERBER

Ausbildung und Qualifizierung
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Die Corona-Krise hat deutlich gemacht, 
dass die Digitalisierung in Deutschland 
im internationalen Vergleich oft hinter-
herhinkt. Gleichzeitig hat die Krise an 
vielen Stellen Prozesse beschleunigt 
und die großen Chancen von Digitalisie-
rung und Innovation aufgezeigt. 

Digitalisierung in NRW 
konsequent vorantreiben

Vor dem Hintergrund der sichtbaren 
Handlungsbedarfe und der Impulse für 
Digitalisierung in der Corona-Krise be-
grüßt es unternehmer nrw, dass die Lan-

desregierung die Digitalstrategie.NRW 
einem Update unterzieht. In ihrer Stel-
lungnahme hierzu hat die Landesverei-
nigung gefordert, mit dem Update ein 
ehrgeiziges übergreifendes Leitbild für 
die Digitalisierung in NRW mit konkre-
ten Zielen und Umsetzungsschritten zu 
formulieren. Zudem muss ein klarer Fo-
kus auf den Chancen der Digitalisierung 
für den Wirtschaftsstandort NRW liegen 
und dabei müssen Mut, Optimismus 
und Kreativität Leitmotive sein. Dabei 
gilt es, die Stärken des Landes mit sei-
nen industriellen Wertschöpfungsketten 
und seinem starken Mittelstand konse-
quenter zu nutzen und auszubauen.

Öffentliche Verwaltung 
muss digitaler werden

Die Corona-Pandemie hat auf allen 
Ebenen die deutlichen Defizite bei der 
Digitalisierung von Verwaltungsdienst-
leistungen aufgezeigt. In der sehr dy-
namischen Wirtschaftswelt und dem 
globalen Wettbewerb beruht die Stärke 
eines Standorts jedoch wesentlich auf 
der Geschwindigkeit und Qualität von 
Behörden und deren Verfahren. Daher 
hat unternehmer nrw im Hinblick auf 
das Update der Digitalstrategie.NRW 
das Thema Öffentliche Verwaltung und 
Datensicherheit zu einem Schwerpunkt-

CHANCEN 
KONSEQUENT 
NUTZEN
	• Corona zeigt Schwachstellen auf …
	• 	… und treibt Digitalisierung voran
	• Innovationsfähigkeit bleibt Zukunftsaufgabe

Neujahrsempfang des NRW-Wirtschaftsministeriums, Januar 2021 
Foto: MWIDE NRW / Susanne Kurz
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thema gemacht. Die Landesvereinigung 
fordert eine nutzer- und zukunftsorien-
tierte Verwaltung, die von Nutzerschnitt-
stellen über die Fachverfahren bis hin zu 
verwaltungsinternen Prozessen reicht. 

Die Umstellung auf digitale Verfahren 
muss dabei unbedingt dazu genutzt 
werden, die Nutzerfreundlichkeit sicher-
zustellen, Geschwindigkeit zu erhöhen 
und Bürokratie abzubauen. Der Bericht 
des Landesrechnungshofs zu den Um-
setzungsdefiziten bei der Verwaltungs-
digitalisierung sollte für das Land Mah-
nung und Verpflichtung zugleich sein. 
Die Aktivitäten des Landes müssen nun 
deutlich schneller und umfassender in 
digitalen Prozessen münden. Unterneh-
men und Bürger erwarten zu Recht, 
dass sie die Fortschritte konkret erle-
ben können. Damit die Digitalisierung 
auch tatsächlich zu Beschleunigung und 
Vereinfachung führt, ist eine gründliche 
Überprüfung jedes Verwaltungsprozes-
ses dringend notwendig.

Chancen der Digitali-
sierung für Wirtschaft  
und Arbeit

unternehmer nrw setzt sich an verschie-
denen Stellen gezielt dafür ein, die Chan-
cen der Digitalisierung für Wirtschaft 
und Arbeit konkret sicht- und nutzbar zu 
machen. Im Rahmen der Initiative Wirt-
schaft und Arbeit 4.0, deren Partner 
unternehmer nrw ist, steht dabei das 
Thema „Künstliche Intelligenz (KI)“ be-
sonders im Fokus. Mit einer Dialogreihe 
wird beispielsweise aufgezeigt, wo es 
bereits konkrete Anwendungsmöglich-
keiten für KI gibt und wie sich KMU 
dieses Thema erschließen können. 
unternehmer nrw begleitet zudem das 
„Zukunftszentrum KI NRW“. In dessen 
Rahmen arbeiten acht Konsortialpartner, 
darunter das Bildungswerk NRW, daran, 
KMU bedarfsgerecht bei der Umsetzung 
von Digitalisierung und KI zu unterstüt-
zen und Beschäftigte passgenau zu qua-
lifizieren. 

Innovationen – Grundlage 
für Wohlstand und  
Wettbewerbskraft

Innovationen sind ein zentraler Faktor, 
um die anstehenden Transformationen 
in den Bereichen wie Digitalisierung, 
Mobilität, Energie, Klima erfolgreich zu 
meistern und die Chancen daraus zu 
nutzen. unternehmer nrw setzt sich da-
her dafür ein, dass das Land NRW mit 
einer ehrgeizigen und kohärenten In-

„BETRIEBEN LUFT ZUM INVESTIEREN LASSEN“

„Hier in NRW können wir auf Chemie-

Unternehmen bauen, die nachhaltig 

strategisch aufgestellt sind, stark 

verwurzelt in Deutschland und in 

der Welt zu Hause. Wir brauchen 

gesunde Wurzeln, um in der Welt 

weiter wachsen zu können. Nationale 

Alleingänge und Reglementierungen 

dürfen Unternehmen, die im harten 

internationalen Wettbewerb stehen, 

aber nicht den zwingend notwendigen 

Raum für Kreativität, die Luft zum 

Investieren nehmen. Denn ohne 

Investitionen werden die Innovationen 

fehlen, die wir zwingend brauchen zur 

Bewältigung der Corona-Krise und der 

menschengemachten Klimakrise.“

Christian Kullmann  

Vorstandsvorsitzender der Evonik 

Industries AG 

 

 

Aus: „Klartext im Westen“  

vom 22. März 2021 
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novationsstrategie die Anstrengungen 
verstärkt und besser bündelt. Aus Sicht 
von unternehmer nrw gehört dazu auch 
ein bedarfsgerechtes Förderinstrumen-
tarium, das insbesondere den Transfer 
von der Wissenschaft in die betriebli-
che Praxis unterstützt. Im Hinblick auf 
die kommende Förderperiode der EU-
Programme wie EFRE setzt sich unter-
nehmer nrw dafür ein, hier einen we-
sentlichen Schwerpunkt auf Innovation 
zu legen. 

Digitalisierung: Höchster Aufholbedarf in Schulen 
und Verwaltung
In diesen Bereichen besteht besonderer Nachholbedarf bei der Digitalisierung. Das 
verdeutlichte die Corona-Krise aus Sicht von so viel Prozent der Bundesbürger:

79Schulunterricht

50Verwaltung

44Gesundheitsbereich

37Arbeitswelt

Quelle: Nationaler Normenkontrollrat 2021, 
Allensbacher Archiv – IfD-Umfrage 12028 le
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Innovation und Digitalisierung
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CORONA  
HINTERLÄSST 
SPUREN
	• Beschäftigung sichern, Arbeitslose integrieren
	• Flexibler Arbeitsmarkt eröffnet  
Beschäftigungschancen

	• Fachkräftesicherung bleibt ein Thema

Foto: ArtistGNDphotography via Getty Images

Trotz enormer pandemiebedingter Her-
ausforderungen verbleibt die Beschäfti-
gung in NRW auf stabilem Niveau – auch 
aufgrund des großen Engagements der 
Unternehmen, wenn es um die Siche-
rung von Beschäftigung geht. Beson-
ders wichtig für die Stabilisierung des 
Arbeitsmarktes ist die Kurzarbeit, die 
in der Krise Rekordniveau erreicht hat. 
unternehmer nrw hat sich hier für ver-
lässliche und bedarfsgerechte Regelun-
gen eingesetzt, die Umsetzung durch 
einen regelmäßigen Austausch mit der 
Arbeitsverwaltung begleitet und Infor-
mationen für Unternehmen bereitge-
stellt.

Stabilisierung des  
Arbeitsmarktes braucht 
nachhaltige Perspektiven 

Gleichzeitig wurde regelmäßig deutlich 
gemacht, dass zur Stabilisierung des Ar-
beitsmarktes nachhaltige Perspektiven 
notwendig sind. So forderte Präsident 
Arndt G. Kirchhoff im Dezember 2020 
auf einer gemeinsamen Pressekonfe-
renz der Regionaldirektion NRW der 
Bundesagentur für Arbeit (BA), unter-
nehmer nrw sowie DGB Nordrhein-
Westfalen eine verlässliche und verant-
wortungsvolle Exit-Strategie aus dem 
Lockdown.

Herausforderungen des 
Arbeitsmarktes passgenau 
begegnen

Damit sich die in der Corona-Krise ge-
stiegene Arbeitslosigkeit – insbesondere 
Langzeitarbeitslosigkeit – nicht weiter 
verfestigt, müssen die Maßnahmen zur 
Aktivierung und Vermittlung intensiviert 
werden. unternehmer nrw setzt sich 
daher in den Gremien der BA für eine 
individuelle Betreuung und passgenaue 
Unterstützung ein. Nach Ende des Lock-
downs gilt es, gerade den persönlichen 
Kontakt wieder zu intensivieren. unter-
nehmer nrw unterstützt die BA in dem 
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Die Zahl der Langzeitarbeitslosen in NRW ist zuletzt stark angestiegen.
Quelle: Bundesagentur für Arbeit

Das Thema Fachkräftesicherung ist in der Corona-Krise et-
was in den Hintergrund gerückt. Trotzdem bleiben Fachkräfte-
engpässe weiterhin eine große Herausforderung und werden 
deutlich zunehmen, wenn die Wirtschaft wieder volle Fahrt 
aufnimmt. unternehmer nrw setzt dieses Thema daher auf 
die politische Agenda, wenn es darum geht, was nach der 
Krise wichtig ist.

Ein Baustein für die Fachkräftesicherung ist die gelungene 
Umsetzung des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes zur be-
darfsorientierten Erwerbsmigration. unternehmer nrw hat 
sich daher in einem Gremium der Regionaldirektion NRW 
der BA engagiert, in dem es auch darum ging, die konkre-
ten Anliegen der Unternehmen im Umsetzungsprozess zu 
berücksichtigen. Wichtig sind transparente Zuwanderungs-
Verfahren, die zügige Umsetzung sowie die bedarfsgerechte 
Beratung. 

unternehmer nrw setzt sich zudem dafür ein, die Potenziale 
der Menschen mit Migrationshintergrund, die schon länger 
in NRW leben, besser in den Blick zu nehmen. So hat sich 
die Landesvereinigung in die Erarbeitung der Integrations-

Virtuell: Die Verleihung des Inklusionspreises 
des Landes NRW im Dezember 2020

Foto: AfB gGmbH

strategie des Landes eingebracht und dort beispielsweise für 
eine Verbesserung der Bildungsqualität eingesetzt. Diese ist 
für eine gelingende Integration von besonderer Bedeutung. 
Zudem wurde in einer Stellungnahme die Verankerung des 
kommunalen Integrationsmanagements als wichtiger Schritt 
zu einer besseren Verzahnung der verschiedenen Akteure und 
Maßnahmen begrüßt.

Darüber hinaus gilt es, die Rahmenbedingungen für die Be-
schäftigung von Menschen mit Behinderungen zu verbessern. 
Das Aufzeigen guter Beispiele ist hierfür ein wichtiger Bau-
stein. Daher hat sich unternehmer nrw auch 2020 wieder als 
Jurymitglied beim Inklusionspreis des Landes engagiert, der 
gelungene Integrationsbeispiele würdigt.

Ziel, standardisierte Verfahren soweit 
möglich zu digitalisieren, damit mehr 
Zeit für den persönlichen Kontakt bleibt.

Kritisch  und konstruktiv begleitet unter-
nehmer nrw die Umsetzung des Teilha-

bechancengesetzes zur Senkung von 
Langzeitarbeitslosigkeit auf Landes-
ebene. Positiv ist, dass mit der För-
derung die richtige Zielgruppe erreicht 
wird. Gleichzeitig kann das Gesetz erst 
dann als erfolgreich bewertet werden, 

wenn nachhaltige Integration in den 
ersten Arbeitsmarkt gelingt.

Flexibilität des  
Arbeitsmarktes stärken

Gerade in Zeiten, in denen wieder mehr 
Menschen einen Arbeitsplatz suchen, 
sind flexible Arbeitsformen wichtiger 
denn je. Sie sind insbesondere auch ein 
Motor für Beschäftigung und Türöffner 
für jene, die sich auf dem Arbeitsmarkt 
schwertun. unternehmer nrw setzt sich 
daher dafür ein, dass diese Chancen er-
halten bleiben. In verschiedenen Stel-
lungnahmen und Anhörungen hat sich 
die Landesvereinigung klar gegen weiter 
ausufernde Regulierungen etwa in der 
Zeitarbeit, bei Werkverträgen oder Be-
fristungen ausgesprochen.

245.243
JUNI 2019

336.605
JUNI 2021

Einwanderung und Integration: Vielfältige Wege zur Fachkräftesicherung nutzen

Arbeitsmarkt und Fachkräftesicherung
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SCHWIERIGER 
BALANCEAKT
	• EU zwischen Krise und großen Zukunftsthemen
	• Binnenmarkt nach der Krise weiter vertiefen
	• Wirtschaftlicher Erfolg als Grundlage eines sozial 
starken Europas

Foto: anucha sirivisansuwan via Getty Images

Grenzen offen halten,  
Binnenmarkt stärken

Der Schengen-Raum ist während der 
Corona-Pandemie unter großen Druck 
geraten. Nationale Maßnahmen wie 
strikte Einreisebeschränkungen, Bin-
nengrenzkontrollen sowie Test- und 
Quarantänevorschriften standen für 
Unternehmen und ihre Beschäftigten 
bei Auslandskontakten auf der Tages-
ordnung. Die Maßnahmen haben sich 
massiv auf die Liefer- und Wertschöp-
fungsketten sowohl im EU-Binnenmarkt 
als auch international ausgewirkt. Die 
Krise hat in den vergangenen Monaten 

die Schwächen, die Gegensätze und die 
Herausforderungen der EU offengelegt. 
Sie macht aber auch deutlich: Nur als 
starkes und geeintes Europa bewältigen 
wir die wirklich großen Zukunftsfragen. 
Umso wichtiger ist es, dass die EU wei-
ter zu gemeinsamen Anstrengungen 
zurückfindet. Sie muss nun schnells-
tens alle Elemente des Binnenmarkts 
wiederherstellen und vertiefen. Wei-
tere Einschränkungen – insbesondere 
bei der Arbeitnehmermobilität – darf es 
nicht geben. Für die NRW-Wirtschaft 
sind offene Grenzen von existenzieller 
Bedeutung, gerade auch aufgrund der 
engen Beziehung zu den Nachbarlän-

dern Niederlande und Belgien. Diese 
gilt es auch in Zukunft weiter zu stärken.

Bilanz der deutschen  
EU-Ratspräsidentschaft 

Mitten in diesem herausfordernden Um-
feld hatte Deutschland nach 13 Jahren 
ab Juli 2020 für sechs Monate die Rats-
präsidentschaft übernommen. Diese 
war geprägt vom Leitgedanken, die 
Pandemie dauerhaft zu überwinden und 
die wirtschaftliche Erholung zu gewähr-
leisten. Bezogen auf die Prioritäten der 
NRW-Wirtschaft ist die Bilanz dieser Zeit 
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 	  	 Wie bewerten Sie das neue Lieferkettengesetz? 
In den Zielen für Menschenrechte und Umweltschutz sind 
sich Wirtschaft und Politik in vielen Punkten einig. Der deut-
sche Weg ist allerdings völlig untauglich: Für die Einhaltung 
der zahlreichen Charten und Abkommen zum Schutz von 
Menschenrechten und Umweltstandards sind die Unterneh-
men nun in ihrem gesamten Wertschöpfungsnetzwerk verant-
wortlich. Die bürokratischen Vorgaben, die dadurch verursach-
ten Mehrkosten und Rechtsunsicherheiten – auch im Bereich 
der zivilrechtlichen Haftung –  werden die Unternehmen mas-
siv belasten und zu Wettbewerbsnachteilen führen.

 	 Auch in der EU wird über eine Lieferketten- 
Richtlinie diskutiert. Wie beurteilen Sie dies?
Statt mit dem deutschen Gesetz einen nationalen Alleingang 
zu verfolgen, hätte sich der Gesetzgeber hierzulande auf 
das bereits angestoßene Verfahren für eine ausgewogene 
und pragmatische EU-Regelung konzentrieren sollen. Damit 
könnten gleiche und faire Wettbewerbsbedingungen für alle 
Akteure im EU-Wirtschaftsraum gewährleistet werden. An 
einen europaweiten Rechtsrahmen müssen jedoch realisti-
sche und praxistaugliche Erwartungen gestellt werden. 

 	 Wie sollte eine europäische Lieferketten-Richtlinie  
aussehen?
Die Pflichten von Unternehmen müssen rechtsklar und prak-
tikabel ausgestaltet werden. Damit die Unternehmen im 
Rahmen ihrer tatsächlichen Einflussnahme handeln können, 
muss der Anwendungsbereich begrenzt werden. Ausnahmen 
müssen für den Mittelstand gelten, um diesem weiterhin eine 
außenwirtschaftliche Marktteilnahme zu ermöglichen. Staaten 
und Regionen, in denen ein hohes Niveau gesetzlicher Stan-
dards besteht, sollten auf einer „Whitelist“ geführt werden.

Die Vorschläge für eine EU-Mindestlohn-
Richtlinie liegen auf dem Tisch. 

Die Kommission überschreitet damit je-
doch eine rote Linie. Denn beim Arbeits-
entgelt und Koalitionsrecht fehlt es der 
EU an der Rechtsetzungskompetenz. 
Darüber hinaus greifen die Vorschläge 
tief in die nationale Sozialpartnerschaft 
ein und beschädigen die Tarifautonomie 
in Deutschland. Dabei sollten die Prioritä-
ten jetzt mehr denn je auf der Wiederer-
langung wirtschaftlicher Stärke und inter-
nationaler Wettbewerbsfähigkeit liegen, 
damit auf dieser Grundlage ein sozial 
starkes Europa geschaffen werden kann. 

Brexit mit Handels- und 
Kooperationsabkommen

Auch die Verhandlungen mit dem Verei-
nigten Königreich erwiesen sich als alles 
andere als einfach. Streit gab es insbe-

sondere bei der zukünftigen Regelung 
staatlicher Beihilfen und gleicher Wett-
bewerbsbedingungen für Unternehmen, 
dem Zugang europäischer Fischer zu bri-
tischen Gewässern und der Frage der 
Streitschlichtung im Konfliktfall. 

Nach intensiven Verhandlungen haben 
die Parteien kurz vor Ablauf der Frist 
eine Einigung erzielt. Das Handels- und 
Kooperationsabkommen geht zwar 
deutlich über die traditionellen Freihan-
delsabkommen hinaus, das Ende des 
freien Personen-, Waren-, Dienstleis-
tungs- und Kapitalverkehrs bedeuten 
für den Handel sowie für die grenzüber-
schreitende Mobilität trotzdem große 
Veränderungen. Neben den neuen Zoll-
formalitäten führen insbesondere die 
aufenthaltsrechtlichen Bestimmungen 
zu Rechtsunsicherheiten. Gemeinsam 
mit den Dachverbänden wird sich unter-
nehmer nrw für mehr Transparenz und 
Unterstützungsangebote einsetzen.  

Isabelle Oster,  
Internationales & 

Europa, Leitung Büro 

Brüssel

gespalten. Positiv hervorzuheben ist, 
dass im Bereich des langfristigen EU-
Haushalts und des Aufbauinstruments 
NextGenerationEU entscheidende Fest- 
legungen erreicht wurden. Zudem wurde 
ein Abkommen über die zukünftigen 
Beziehungen zwischen der EU und dem 
Vereinigten Königreich abgeschlossen. 
Dass es jedoch trotz der Rezession zu 
keinem europäischen Belastungsmora-
torium gekommen ist und stattdessen 
gerade im sozialpolitischen Bereich wei-
tere Vorhaben in die Wege geleitet wur-
den, ist kritisch zu bewerten. 

EU-Mindestlohn:  
EU überschreitet rote Linie 

Seit dem Ende des deutschen Ratsvor-
sitzes wird nunmehr in vielen Politikbe-
reichen das Tempo in Gesetzgebungs-
verfahren stark angezogen. Auch die 
EU-Sozialpolitik steht wieder im Fokus. 
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3 FRAGEN ZUR SACHE

„BRAUCHEN KLARE UND PRAKTI-
KABLE VORGABEN AUS BRÜSSEL“

	

NRW und Europa
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TARIFPOLITIK  
IN DER  
PANDEMIE  
	• Neue Wege der (Streik-)Mobilisierung
	• Corona-Beihilfen verbreitet
	• M+E-Pilotabschluss: Im Zeichen von Corona  
und Transformation

Knut Giesler, Bezirksleiter der IG Metall NRW, und Arndt G. Kirchhoff, Präsident METALL NRW, 
bei der Unterzeichnung des M+E-Tarifabschlusses, März 2021. Foto: unternehmer nrw 

Der Tag beginnt – seit einer gefühlten 
Ewigkeit – mit dem reflexartigen Blick 
auf Inzidenzwerte, Infektionszahlen und 
Impfstrategien. Das Land, Europa und 
die Welt sind Pandemie-müde gewor-
den, auch wenn – dank der zur Verfü-
gung stehenden Impfstoffe – endlich 
ein Licht am Ende des Tunnels zu er-
kennen ist.

Aber auch unter den Bedingungen einer 
weltweiten Pandemie muss das Leben 
weitergehen, das galt und gilt selbstver-
ständlich auch für das Thema Tarifpo-
litik, wie die vergangenen 15 Monate 
gezeigt haben. 

Der Corona-Schock 
im März 2020

Rückblick: Anfang 2020 verbreitet sich 
das neuartige Coronavirus in rasendem 
Tempo. Der Politik blieb nichts ande-
res übrig, als repressiv zu reagieren, 
um eine umfassende Katastrophe zu 
verhindern. Schul- und Kitaschließun-
gen, die Schließung von Restaurants, 
Kinos, des Einzelhandels und bald auch 
Betriebsschließungen waren die Folge, 
das gesellschaftliche Leben kam buch-
stäblich zum Erliegen. Die weltweiten 
Lieferketten brachen ein, infolgedes-
sen brach das Bruttoinlandsprodukt in 

Deutschland im zweiten Quartal 2020 
um beispiellose 10,1 Prozent ein. 

Es lag auf der Hand, dass dies nicht 
spurlos an laufenden oder anstehenden 
Tarifauseinandersetzungen vorbeige-
hen konnte. Beispielhaft war der dama-
lige Krisenabschluss für Deutschlands 
Schlüsselbranche, die Metall- und Elek-
troindustrie (M+E). Am 19. März 2020 
vereinbarten die Tarifparteien im Pilot-
bezirk Nordrhein-Westfalen vor dem 
Hintergrund des Pandemiegeschehens 
bereits vor Ablauf der Friedenspflicht, 
das bereits gekündigte Entgeltabkom-
men bis zum Ende des Jahres 2020 



	

	                     

 

  

NRW hat nun zweimal hintereinander den Pilot- 
Abschluss in der M+E-Industrie verhandelt. Was war 
dafür ausschlaggebend?  
Im Rückblick zeigt sich, dass sich die nordrhein-westfälische 
Tarifpartnerschaft schon häufiger in besonderen wirtschaftli-
chen Lagen bewährt hat. Das war 2010 in der Weltfinanzkrise 
und auch bereits im vergangenen Jahr zu Beginn des ersten 
Corona-Lockdowns so. Eine Rolle spielte dabei auch, dass 
das Thema Transformation, das in der Tarifrunde 2020 bereits 
auf unserem Verhandlungstisch gelegen hatte, von der IG 
Metall wieder aufgegriffen wurde. Manche sprachen daher 
auch von der „zweiten Halbzeit“. 

Wie beeinflussten die Corona-Einschränkungen die 
Verhandlungen?  
Im Unterschied zum Pilot-Abschluss im März 2020 bestand 
in diesem Jahr bereits eine „Routine“ im Umgang mit den 
besonderen Corona-Bedingungen. Selbstverständlich fanden 
die Tarifverhandlungen unter strikter Beachtung der Hygiene-
regeln statt. Wichtig waren dabei die zur Verfügung stehen-
den Schnelltests. Außerdem hatten wir von Beginn an den 
Konsens mit der IG Metall, beidseitig in möglichst kleinen 
Kommissionen zu verhandeln. Die in M+E-Tarifrunden übli-
cherweise großen Hintergrundkommissionen wurden digital 
eingebunden.
 

   Wie zukunftsfähig sind die verhandelten Elemente? 
Der diesjährige M+E-Tarifabschluss setzt ein klares Signal 
für die Zukunft. Er stabilisiert in einer schwierigen wirtschaft-
lichen Situation die Wettbewerbsfähigkeit der M+E-Unter-
nehmen. Die M+E-Industrie steht vor einer tiefgreifenden 
Transformation, ausgelöst durch die fortschreitende Digita-
lisierung, Energie- und Mobilitätswende. Das Tarifergebnis 
enthält Angebote für die tarifgebundenen M+E-Betriebe, 
mit denen diese Herausforderungen auch tariflich unter-
stützt angegangen werden können. 
 
Mehr zum M+E-Pilotabschluss auf Seite 33
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ren: Das Coronavirus mutmaßlich unter 
Kontrolle, die angekündigte „2. Welle“ 
würde schon nicht so schlimm werden, 
so die verbreitete damalige Einschät-
zung. Niedrige Inzidenzzahlen, Locke-
rungen, gutes Wetter und verbreitete 
Urlaubsfreuden hoben die Stimmung. 
Und auch die Wirtschaft schien sich 
schnell zu erholen. Und so legten die 
Gewerkschaften ihre fast dreimonatige 
Zurückhaltung ab. Vorhang auf für die 
„neue Normalität“ – Arbeitskampf un-
ter Beachtung der AHA-Regeln. 

Zu beobachten war dies erstmals im 
Herbst 2020 bei den Warnstreiks im öf-
fentlichen Dienst bei Bund und Kommu-
nen sowie im öffentlichen Nahverkehr. 
Waren viele Beobachter zunächst unsi-
cher, wie es gelingen sollte, Beschäftigte 
unter Corona-Bedingungen zu mobili-
sieren, so lieferten diese  Tarifauseinan-

Max Breick, Fach-

bereichsleiter Tarif, 

Mitglied der Haupt-

geschäftsführung 
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3 FRAGEN ZUR SACHE

„EIN KLARES SIGNAL  
FÜR DIE ZUKUNFT“

wieder in Kraft zu setzen. „Erst ein-
mal abwarten, was noch kommt“, so 
könnte man die damals vorherrschende 
allgemeine Gefühlslage zusammenfas-
sen. „Auf Sicht fahren“ war ein belieb-
tes Sprachbild, die „erste Halbzeit“ ein 
anderes. Mit Letzterem brachten die 
Repräsentanten der Tarifvertragspar-
teien zum Ausdruck, dass die in der 
Tarifrunde angesprochenen, aber nicht 
weiter verhandelten Themen zukünftig 
beziehungsweise weiterhin auf dem 
Tisch liegen würden. Denn die IG Metall 
war mit großen Erwartungen in diese 
Tarifrunde gegangen und hatte sich zum 
Ziel gesetzt, Rahmenregelungen für die 
Begleitung des sogenannten Transfor-
mationsprozesses der M+E-Industrie 
zu schaffen. Angesichts der Unvorher-
sehbarkeit der weiteren Entwicklungen 
mussten diese großen Themen in der 
„ersten Halbzeit“ aber ausgespart wer-

den. Konsequenterweise wurden sie im 
Abschluss 2021 wieder aufgegriffen 
(siehe Kasten). 

 
„Streikpause“ im 2. Quartal 
2020 – „Neue Normalität“ 
ab Frühsommer 

Nicht nur in der M+E-Industrie, sondern 
insgesamt kam das Streikgeschehen 
spätestens ab dem 16. März 2020 zum 
Erliegen. Das Wirtschafts- und Sozialwis-
senschaftliche Institut (WSI) der Hans-
Böckler-Stiftung konstatiert in seinem 
Jahresreport 2020, dass im Frühjahr 
2020 aufgrund des umfassenden ge-
sellschaftlichen Lockdowns bis auf sehr 
wenige Einzelfälle sämtliche Arbeits-
kampfmaßnahmen eingestellt worden 
waren. Der Sommer 2020 schien aber 
zunächst einen Wendepunkt zu markie-
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dersetzungen Anschauungsunterricht 
für die danach folgenden Tarifrunden in 
anderen Branchen. Die Gewerkschaf-
ten standen vor der Herausforderung, 
einerseits die bestehenden Auflagen 
des Infektionsschutzes zu beachten 
und andererseits dem Umstand Rech-
nung zu tragen, dass Mobilisierung „vor 
Ort“, also in den Betrieben, nicht mehr 
organisiert werden konnte, da viele Be-
schäftigte von zu Hause, im Homeof-
fice, arbeiteten. Wie sollten diese ange-
sprochen und mobilisiert werden? Wie 
sollte unter diesen Bedingungen das 
für Gewerkschaften so wichtige Soli-
daritätsgefühl entstehen? Und auch für 
die Arbeitgeberverbände galt es, Mei-
nungs- und Entscheidungsprozesse, 
die das Zusammenkommen einer Viel-
zahl verschiedener Akteure verlangen, 
anders als gewohnt zu organisieren. 
Und so lernten beide Seiten von heute 
auf morgen, derartige Prozesse in Form 
virtueller Formate durchzuführen.

 
Neue Streikformen

Das Streikgeschehen war in der Fol-
gezeit geprägt von digitalen Streikver-
sammlungen, Autokorsos, Kundge-
bungen im Autokino-Format oder auch 
Installationen vor Betriebsstätten. Was 
zudem im Vorfeld oft übersehen wurde: 
Streiken bedeutet, im Rahmen eines 
gewerkschaftlich getragenen Streikauf-
rufs die Arbeit niederzulegen. Das geht 
von zu Hause aus genauso gut (bzw. 
vielleicht sogar noch besser, weil die 
Hemmschwelle möglicherweise gerin-
ger ist) wie vor Ort im Betrieb. Das land-
läufige Bild von Menschenansammlun-
gen, die sich aus Anlass eines Streiks 
vor Betrieben bilden und die Zufahrten 
blockieren, ist nicht falsch, aber nur eine 
mögliche Ausprägung des Streiks. 

Festzuhalten ist, dass es den Gewerk-
schaften seit Frühsommer 2020 gelang, 
Beschäftigte insbesondere über virtuelle 
Formate im Rahmen von Tarifauseinan-
dersetzungen zu mobilisieren. Beleg 

dafür sind 157 im Jahre 2020 regis- 
trierte Arbeitskämpfe, wobei die Anzahl 
der Streikteilnehmerinnen und -teilneh-
mer gegenüber 2019 laut WSI-Report 
sogar leicht gestiegen ist. Bei der über-
wiegenden Mehrheit aller Arbeitskämpfe 
handelte es sich im Übrigen um Ausein-
andersetzungen um Haus-, Firmen- oder 
Konzerntarifverträge, auch dies ein seit 
Jahren zu beobachtender Trend. 

 
Tendenz: Lohnzurückhal-
tung und Corona-Beihilfen 

Im Kalenderjahr 2020 wurden von den 
DGB-Gewerkschaften und ihren jeweili-
gen Tarifpartnern für insgesamt 10 Milli-
onen Beschäftigte neue Tarifabschlüsse 
vereinbart. Weitere knapp 9 Millionen 
Beschäftigte partizipierten an Lohnab-
schlüssen, die bereits 2019 oder früher 
vereinbart worden waren. Zu nennen 
sind hier unter anderem der Einzelhandel 
oder der öffentliche Dienst der Länder. 

Auffällig ist, dass in vielen Tarifbranchen 
sogenannte Corona-Beihilfen (auch Co-
rona-Prämien genannt) vereinbart wur-

den. Diese Einmalzahlungen betrugen 
mindestens 300 und höchstens 900 
Euro. Corona-Beihilfen sind bis zu einem 
Betrag von 1.500 Euro steuer- und so-
zialabgabenfrei, wenn sie im Zeitraum 
1. März 2020 bis zum 31. März 2022 
zusätzlich zum laufenden Arbeitsentgelt 
ausgezahlt werden, um die besondere 
Belastung der Beschäftigten infolge der 
Pandemie abzumildern. 

Auffällig ist ferner, dass viele Tarifab-
schlüsse im Kalenderjahr 2021 soge-
nannte Nullmonate vorsahen. In diesen 
Monaten gelten die gekündigten Ent-
gelttabellen unverändert weiter. So sah 
etwa der Tarifabschluss für die Deut-
sche Bahn AG zehn, derjenige des Bau-
hauptgewerbes acht und derjenige der 
M+E-Industrie neun Nullmonate vor. Da-
mit trugen die Tarifvertragsparteien der 
teilweise dramatischen wirtschaftlichen 
Situation in ihren Branchen Rechnung. 

Weniger betroffene Branchen wie der 
Versandhandel oder die Telekommuni-
kationsbranche vereinbarten demge-
genüber bereits im Kalenderjahr 2020 
greifende tabellenwirksame Erhöhun-

Zahlreiche Tariflösungen unterstützen Betriebe 
in der Corona-Pandemie

Anteil der Tarifabschlüsse im ersten Halbjahr 2021, die diese Instrumente enthalten:

47 %Corona-Prämie

47 %Nullmonate

16 %Öffnungsklauseln

13 %Erste Tarifanhebung erst im Jahr 2022

6 %Verzicht auf tabellarische Tarifanhebungen

3 %Zuschuss zum Kurzarbeitergeld

Quelle: BDA-TarifService, 2021

Quelle: BDA-TarifService, 2021

Bandbreite der gewerkschaftlichen Tariflohnforderungen zum zweiten Halb-
jahr 2021. Das untere Ende markiert der Einzelhandel, das obere das private 
Bankgewerbe. 

+4,5 % BIS +8 %

Tarif und Arbeitszeit
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M+E-Pilottarifabschluss 2021 
in Nordrhein-Westfalen 

Unter dem Eindruck der nach wie vor 
schwierigen wirtschaftlichen Situation 
bei vielen Mitgliedsbetrieben wurden 
die zum 31. Dezember 2020 seitens der 
IG Metall gekündigten Entgelttabellen 
bis Ende September 2022 unverändert 
wieder in Kraft gesetzt. 

Der Abschluss hat damit eine Laufzeit 
von 21 Monaten. Im Juni 2021 erhielten 
die Beschäftigten eine steuerfreie Co-
rona-Beihilfe in Höhe von 500 Euro. Ab 
dem Kalenderjahr 2022 erhalten die Be-
schäftigten eine weitere jahresbezogene 
Sonderzahlung, das sogenannte Transfor-
mationsgeld. Dieses beträgt in 2022 zu-
nächst 18,4 Prozent und ab Februar 2023 
27,6 Prozent einer Monatsvergütung. 

 
Optionale Gestaltungsmöglichkeiten

Die vorstehenden Bestimmungen wur-
den ergänzt um eine Reihe von optio-
nalen Gestaltungsmöglichkeiten. Diese 
langfristigen Optionen flankieren die 
Herausforderungen, vor denen die ge-
samte M+E-Industrie infolge der Ener-
giewende, des Umstiegs auf die Elektro-
mobilität und der Digitalisierung steht. 

Unter anderem wurde die Möglichkeit 
geschaffen, bei vorübergehenden Be-
schäftigungsproblemen für bis zu 36 
Monate durch eine freiwillige Betriebs-
vereinbarung mit Zustimmung der Ta-
rifvertragsparteien die Arbeitszeit um 
bis zu drei Wochenstunden (mit einem 
Teilentgeltausgleich) zu reduzieren.  
Dem gleichen Ziel dienen neue Rah-
menregelungen, die darauf angelegt 
sind, dass die Betriebsparteien im 
Hinblick auf zukünftige grundlegende 
transformationsbedingte Herausfor-
derungen ins Gespräch kommen. 
Gespräche, die unter Beteiligung der 
Tarifvertragsparteien in den Abschluss 
firmenbezogener Zukunftstarifverträge 
führen können – aber nicht müssen. 

Auch eine weitere Option wurde ver-
einbart: Im Falle einer kollektiven Ar-
beitszeitabsenkung zum Zwecke der 
Beschäftigungssicherung kann das 
neue Transformationsgeld verwendet 
werden, um die durch die Arbeitszeit-
absenkung entstehenden Entgeltein-
bußen zu vermindern oder auszuglei-
chen. Zudem besteht im Kalenderjahr 
2021 die Möglichkeit einer erleich-
terten Differenzierung der bestehen-
den tariflichen Sonderzahlung T-ZUG 
(B) für Unternehmen in wirtschaftlich 
schwieriger Situation. 

gen, so etwa die Deutsche Telekom 
oder die Deutsche Post. Die kompli-
zierte und umfangreiche Tarifausein-
andersetzung im Öffentlichen Dienst 
(Bund und Kommunen) beinhaltete 
zwar sieben Leermonate, aber auch 
perspektivisch tabellenwirksame Ent-
gelterhöhungen (1,4 % ab April 2021 
und 1,8 % ab April 2022). Untere Ent-
geltgruppen wurden zudem deutlich 
überproportional angehoben. 

Trotz Corona stiegen die Tarifentgelte 
auf Basis sämtlicher Tarifabschlüsse im 
Kalenderjahr 2020 laut WSI-Bericht um 
durchschnittlich 1,5 Prozent. Die durch-
schnittliche Laufzeit der 2020 vereinbar-
ten Tarifabschlüsse lag immerhin bei ca. 
19 Monaten, was aber deutlich geringer 
war als in den Vorjahren. Hier spielte 
fraglos die Unsicherheit, wie lange die 
Pandemie andauern wird, eine Rolle. 

 
Zusammenfassung und 
Ausblick

Die Tarifautonomie hat sich in der Co-
rona-Pandemie bisher als krisensicher 
erwiesen, da unter sehr schwierigen und 
unwägbaren Bedingungen vertretbare 
Lösungen gefunden wurden. Es deutet 
indes einiges darauf hin, dass dies nur 
eine Momentaufnahme ist. So geben die 
ersten Monate des zweiten Halbjahres 
Anlass zur Skepsis. Das private Bank-
gewerbe startete seine erste Tarifrunde 
mit ver.di, dem Deutschen Bankange-
stellten-Verband (DBV) und der DHV am 
1. Juli 2021. Dabei fordert die DHV eine 
Tarifentgeltanhebung von 8 Prozent auf 
18 Monate Laufzeit. Und auch in anderen 
Branchen liegen die Tarifforderungen der 
Gewerkschaften mit einer Bandbreite 
von ca. 4 bis 6 Prozent so hoch, als wäre 
Corona nur eine Randnotiz.

Und die eskalierende Tarifauseinander-
setzung der Spartengewerkschaft der 
Lokführer (GDL) mit der Deutschen 
Bahn verärgert politische Beobachter 
und Kunden gleichermaßen. Die Ei-

senbahn- und Verkehrsgewerkschaft 
(EVG) hatte mit der Deutschen Bahn 
bereits im September 2020 einen nach 
allgemeiner Wahrnehmung interessen-
gerechten langfristigen Tarifabschluss 
verhandelt. Die Übernahme dieses Ab-
schlusses seitens der GDL hätte an-
gesichts der wirtschaftlichen Situation 
der Deutschen Bahn, die sich durch die 
jüngsten Hochwasserschäden weiter 
verschlechtert hat, nahegelegen. Leider 
scheint die GDL unter Tarifautonomie 
die einseitige Durchsetzung ihrer Par-
tikularinteressen zu verstehen. Damit 
erweist sie der Tarifautonomie einen 

Bärendienst – auf dem Rücken der 
Deutschen Bahn und der vielen Millio-
nen Berufspendler und Reisenden. 

Das erst 2015 in Kraft getretene Ta-
rifeinheitsgesetz sollte derartige Eskala-
tionen in Betrieben mit konkurrierenden 
Gewerkschaften eigentlich verhindern. 
Beobachter sind sich indes einig, dass 
es derartige Eskalationen ungewollt 
sogar befeuert. Der Gesetzgeber sollte 
hier dringend nachjustieren – unabhän-
gig davon, ob Tarifauseinandersetzun-
gen perspektivisch wieder unter „nor-
maleren“ Umständen ablaufen werden. 
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Virtuelles Düsseldorfer Arbeitsrechtsforum, September 2020  
Foto: unternehmer nrw

Die Corona-Pandemie hat die Ertrags-
kraft zahlreicher Unternehmen in NRW 
geschmälert und sich nachhaltig auf 
das Arbeitsleben in den Betrieben aus-
gewirkt. Die Entscheidungsträger in 
Bund und Land haben mit einer Vielzahl 
neuer Gesetze und Verordnungen ver-
sucht, die Beschäftigten und Kunden 
in den Betrieben und Geschäften zu 
schützen. Die nordrhein-westfälischen 
Arbeitgeber engagieren sich seit Krisen-
beginn sehr stark, um in den Betrieben 
gemeinsam mit den Belegschaften und 
Betriebsräten einen Beitrag zur Bewäl-
tigung der Corona-Krise zu leisten. Da 
viele Unternehmen beispielsweise früh-

zeitig eigene Hygieneregeln aufgestellt 
und betriebliche Schutzkonzepte entwi-
ckelt hatten, konnten Infektionsherde 
in den Betrieben in NRW weitgehend 
verhindert werden. Zudem haben inzwi-
schen viele Beschäftige über den Be-
triebsarzt oder beauftragte Werksärzte 
die Möglichkeit zur Corona-Schutzimp-
fung erhalten.

 
Coronabedingte Neurege-
lungen im Arbeitsrecht

Das Bundesarbeitsministerium hat in 
der Corona-Arbeitsschutzverordnung 

viele Regeln geschaffen, um den Infekti-
onsschutz in den Betrieben bestmöglich 
zu gewährleisten. So wurden beispiels-
weise die Arbeitgeber verpflichtet, ihren 
Beschäftigten Masken zur Verfügung zu 
stellen. Die Beschäftigten wiederum 
mussten die Maske verpflichtend tragen. 

Zudem gab es Einschränkungen bei be-
trieblichen Veranstaltungen und Zusam-
menkünften mit mehreren Personen in 
geschlossenen Räumen sowie – wo 
immer möglich – das Angebot einer 
vorübergehenden Arbeit von zu Hause  
aus. Virtuelle Konferenzen wurden aus-
geweitet. Daneben wurden die Arbeit-

GROSSE HERAUS-
FORDERUNGEN 
	• Coronabedingte Neuregelungen im Arbeitsrecht
	• Kurzarbeit wesentliches Kriseninstrument
	• Flutkatastrophe: Vermehrter Beratungsbedarf



35DIE STIMME DER NRW-WIRTSCHAFT

geber verpflichtet, ihren Beschäftigten 
zweimal pro Woche einen Corona-Test 
anzubieten. 

Diese Regelungen, die an die Feststel-
lung der epidemischen Lage von natio-
naler Tragweite geknüpft sind, müssen 
aus Arbeitgebersicht mit der Pandemie-
bewältigung auslaufen und dürfen nicht 
dauerhaft in das deutsche Arbeitsrecht 
übernommen werden. 

Auch auf landesrechtlicher Ebene gab es 
Neuregelungen zur Bewältigung der Co-
rona-Pandemie. Beispielsweise entstand 
sehr kurzfristig die Vorgabe, dass sich  
Arbeitgeber von nicht immunisierten Be-
schäftigten nach einer Urlaubsrückkehr 
ein Corona-Testergebnis vorlegen lassen 
mussten. Dies stellte die Arbeitgeber vor 
die Herausforderung, die neue Vorgabe 
rechtssicher umzusetzen und zugleich 
Beeinträchtigungen der betrieblichen 
Abläufe möglichst zu vermeiden.  

Mit der Umsetzung der Schutzmaß-
nahmen kam es auch zu arbeitsrechtli-
chen Auseinandersetzungen über neue 
Rechtsfragen. Exemplarisch für solche 
Streitfälle waren Prozesse, in denen es 
um die unterlassene oder verspätete 
Meldung von Infektionen durch die Be-
schäftigten ging oder um die Weigerung 
von Beschäftigten, Masken im Betrieb 
zu tragen bzw. sich generell an die be-
trieblichen Hygiene- und Schutzmaßnah-
men zu halten. Im kollektiven Bereich 
gab es zum Teil Auseinandersetzungen 
zwischen Betriebsräten und ihren Arbeit-
gebern über die Mitbestimmungspflicht 
bei der Einführung von Hygiene- und 
Infektionsschutzregeln, die Ausgestal-
tung und Form der Durchführung von 
Betriebsversammlungen und Betriebs-
ratssitzungen sowie über die Ausgestal-
tung etwaiger Regeln zur Zahlung von 
Corona-Beihilfen.

unternehmer nrw hat kontinuierlich und 
zeitnah über die neuen Regelungen be-
richtet und Hilfestellungen zur Umset-
zung gegeben. 

Staatliche Ausgleichs- 
zahlungen für  
Arbeitsausfälle durch  
Quarantänemaßnahmen 

Ein wichtiges Thema bei der Beratung 
und Information der Mitglieder war der 
Umgang mit quarantänebedingten Ar-
beitsausfällen. Bei einer Infizierung mit 
dem Coronavirus oder bereits bei Kon-
takt mit einem Infizierten können die 
zuständigen Gesundheitsämter eine 
Quarantäne mit einem Verbot der Aus-

übung der bisherigen Erwerbstätigkeit 
anordnen. Im Verlauf der Pandemie hat 
die Landesregierung zudem eine Qua-
rantäneverordnung geschaffen, die bei 
Vorliegen bestimmter Voraussetzungen 
ebenfalls vorsah, dass sich Personen 
in Quarantäne begeben, ohne dass ein 
behördlicher Bescheid erlassen werden 
musste. Für die Zeit der Quarantäne, ma-
ximal sechs Wochen, hat der Arbeitgeber 
eine Entschädigung in Höhe des Arbeits-
entgelts zu leisten, wobei die ausgezahl-
ten Beträge von den Landschaftsver-

So hoch ist Zahl der Anträge auf Entschädigung für Lohnzahlungen, die bei 
den Landschaftsverbänden in NRW bis Ende August 2021 beantragt wurden – 
unter anderem für die Zeit, die Beschäftigte in Quarantäne mussten.

Quelle: Landesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales

>300.000 
ERSTATTUNGSANTRÄGE

„DAS KURZFRISTIGE DENKEN DURCHBRECHEN“

„Wir müssen gerade bei der Rente 

endlich das kurzfristige Denken durch-

brechen. Wir müssen in Jahrzehnten 

denken, nicht in Legislaturperioden. 

Wenn wir in der kommenden Legis-

laturperiode nicht endlich handeln, ist 

absehbar die Schuldenbremse nicht 

mehr zu halten und die Obergrenze von 

40 Prozent für Sozialabgaben ohnehin 

nicht. Das wäre fatal. Wenn man nicht 

will, dass die Beiträge zulasten der 

Jungen kräftig steigen, der Zuschuss 

für den Bundeshaushalt untragbar wird 

oder alle zwangsweise länger arbeiten 

müssen, muss man jetzt mutig die 

Systematik der Rente reformieren und 

die gesetzliche Rente so stärken.“

Johannes Vogel  

MdB, stellvertretender Bundes- 

vorsitzender der FDP  

 

 

 

 

Aus: „Klartext im Westen“  

vom 23. August 2021 

  www.wirtschaftsblog.nrw
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bänden Rheinland und Westfalen-Lippe 
erstattet werden. Erwerbstätige Eltern 
von Kindern unter zwölf Jahren konnten 
eine Entschädigung beanspruchen, wenn 
sie ihre Kinder betreuen mussten, weil 
Kitas oder Schulen geschlossen waren 
oder die Kinder sie infolge einer Quaran-
tänemaßnahme nicht betreten durften. 

Durch einen engen Informationsaus-
tausch mit dem Ministerium für Arbeit 
und Soziales konnte unternehmer nrw 
zahlreiche offene Auslegungsfragen im 
Vorfeld klären. Es verwundert jedoch 
nicht, wenn es bei der Abwicklung von 
mehr als 300.000 Erstattungsanträgen 
in NRW trotz des hohen persönlichen 
Engagements aller Beteiligten zu Ver-
zögerungen gekommen ist. Zum einen 
waren die Landschaftsverbände ebenso 
wie die Gesundheitsämter zu Beginn der 
Pandemie nicht mit genügend Personal 
für diese außerordentlichen Belastungen 
ausgestattet, zum anderen mussten sich 
die Behörden auf die neuen gesetzlichen 
Vorgaben einstellen.

 
Befristete Neuregelungen 
im Arbeitsrecht

Neben den Sonderregeln zum Arbeits-
schutz und zum Infektionsschutz haben 
sowohl der Bundesgesetzgeber als auch 
das Land Nordrhein-Westfalen zahlrei-
che Gesetze verabschiedet, um die wirt-
schaftlichen und finanziellen Folgen der 
Pandemie abzumildern. Im Arbeitsrecht 
ist unter anderem die befristet einge-
räumte Möglichkeit der Verlängerung 
der zulässigen täglichen Arbeitszeit zu 
nennen. Bedeutsam für die Wirtschaft 
war auch die zeitweise ausgesetzte In-
solvenzantragspflicht.

 
Vorgaben für krisenbe-
dingte Maßnahmen zur 
Umstrukturierung

Es ist aktuell nicht endgültig absehbar, 
welche Umstrukturierungsmaßnahmen 

zur Bewältigung der wirtschaftlichen Kri-
senfolgen noch erforderlich sein werden. 
Bei allen Maßnahmen, die einen Perso-
nalabbau betreffen, müssen die Unter-
nehmen die gesetzlichen Vorgaben bei 
Interessenausgleichs-, Sozialplan- und 
Massenentlassungsverfahren beachten. 
Aufgrund der Komplexität dieser Pro-
zesse, die auch durch eine sich ständig 
fortentwickelnde Rechtsprechung be-
dingt ist, bedarf die Planung und Umset-
zung von größeren Betriebsänderungen 
der sorgfältigen Vorbereitung und Bera-
tung durch die Verbände. unternehmer 
nrw hat seinen Mitgliedern im zurücklie-
genden Geschäftsjahr zahlreiche Bera-
tungsunterlagen zur Verfügung gestellt, 
damit diese die entsprechenden Maß-
nahmen professionell vorbereiten und 
durchführen können.

 
Hochwasserkatastrophe

Ein dramatisches Hochwasser hatte vor 
allem in den Bundesländern Nordrhein-
Westfalen und Rheinland-Pfalz zu ver-
heerenden Auswirkungen – leider auch 
mit zahlreichen Todesopfern – geführt. 
Diese Naturkatastrophe hat neben un-
zähligen anderen gravierenden Folgen 
auch viele Betriebe mit ihren Beschäf-
tigten erheblich getroffen. Hierdurch ent-
stand ein großer Beratungsbedarf auch 
in arbeitsrechtlichen Fragestellungen, 
beispielsweise im Zusammenhang mit 

Aufräumarbeiten, Hilfeleistungen und 
der Freistellung helfender Beschäftigter.

 
Kurzarbeit ist ein entschei-
dendes Kriseninstrument

Stärker als je zuvor hat sich die Kurzar-
beit in der Corona-Krise als ein wesent-
liches Instrument bewährt, das Unter-
nehmen und ihren Beschäftigten über 
wirtschaftlich schwierige Zeiten hin-
weghelfen kann. Im Jahr 2020 haben 
bundesweit gut eine Million Betriebe 
mit insgesamt knapp 14,5 Millionen 
Beschäftigten bei den Arbeitsagentu-
ren einen Antrag auf Gewährung von 
Kurzarbeitergeld gestellt. In Nordrhein-
Westfalen führten gut 217.000 Betriebe 
Kurzarbeit ein; knapp über 3 Millionen 
Beschäftigte waren davon betroffen. 
In vielen Branchen hat sich dieses Ins-
trument auch im Jahr 2021 fortgesetzt. 
Bundesweit nutzten im Frühjahr immer 
noch gut 180.000 Betriebe mit knapp 
2 Millionen Beschäftigen Kurzarbeit, in 
Nordrhein-Westfalen waren es noch gut 
35.000 Betriebe mit etwa 400.000 be-
troffenen Beschäftigten.

Das Kurzarbeitergeld sichert Arbeits-
plätze in Zeiten, in denen Unternehmen 
durch äußere Umstände von Auftrags-
ausfällen betroffen sind, wie dies auch in 
der Corona-Krise der Fall ist. Erhebliche 
Hilfestellung ist auch durch die Bundes-

217.000 
BETRIEBE

So viele Betriebe in NRW haben im Jahr 2020 Kurzar-
beit eingeführt; über 3 Millionen Mitarbeiter waren 
davon betroffen.

Quelle: unternehmer nrw
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regierung erfolgt, indem – zeitlich befris-
tet – wesentliche Verbesserungen und 
Vereinfachungen bei der Gewährung von 
Kurzarbeitergeld eingeführt worden sind: 

• Unternehmen erhalten für die Dauer 
der Krisenzeit eine vollständige Erstat-
tung ihrer auf das Kurzarbeitergeld ge-
leisteten Sozialversicherungsbeiträge.

•	 Für die Gewährung von Kurzarbeiter-
geld müssen nicht mehr 30 Prozent, 
sondern nur noch 10 Prozent der im 
jeweiligen Betrieb Beschäftigten von 
einem Entgeltausfall von mehr als  
10 Prozent des Bruttoentgelts betrof-
fen sein.

•	 Die Höhe des möglichen Kurzarbei-
tergeldes ist von 60/67 Prozent des 
ausgefallenen Nettoentgelts des von 
Kurzarbeit betroffenen Arbeitneh-
mers für die Ausfallstunden auf bis zu  
80/87 Prozent dieses Entgelts erwei-
tert worden.

•	 Die Dauer der Leistungsgewährung 
ist von bislang 12 Monaten auf bis zu  
23 Monate bis Ende Dezember 2021 
verlängert worden.

Das Thema Kurzarbeit hat für die Unter-
nehmen fast aller Branchen einen enor-
men Informationsbedarf ausgelöst. Dem 
sind die Verbände auf Bundes-, Landes- 
und regionaler Ebene mit einer Vielzahl 

von Informationsveranstaltungen, Rund-
schreiben und direkter Beratung nachge-
kommen. Sehr bewährt hat sich hierbei 
gerade zu Beginn der Corona-Krise der 
sehr enge Kontakt zu der Regionaldirek-
tion NRW der Bundesagentur für Arbeit 
und den fachlichen Anlaufstellen in den 
regionalen Arbeitsagenturen.

Durch die Hochwasserkatastrophe hat 
die Kurzarbeit erneut eine erhebliche 
Bedeutung bekommen – oftmals auch 
in Betrieben, die bereits wegen der Co-
rona-Pandemie mit Kurzarbeit konfron-
tiert waren.

Es bleibt zu hoffen, dass das mit der 
Kurzarbeit verknüpfte Ziel, einen vor-
übergehenden Arbeitsausfall zu über-
brücken und Arbeitsplätze zu erhalten, 
erreicht wird. Eine solche Rückkehr in 
eine „normale“ versicherungspflichtige 
Beschäftigung ist für den Wirtschafts-
standort Deutschland elementar, um 
aus Steuer- und Beitragseinnahmen das 
finanzielle Defizit auszugleichen, das 
durch die Krise eingetreten ist. 

 
Entwicklung der Beiträge 
zur Sozialversicherung

Durch milliardenschwere Zuschüsse aus 
Bundessteuermitteln ist es in den Jahren 
2020 und 2021 gelungen, die Beitrags-
sätze zur Renten-, Kranken-, Pflege- und 

Arbeitslosenversicherung in etwa stabil 
zu halten. Lediglich der durchschnittli-
che Zusatzbeitrag zu den gesetzlichen 
Krankenkassen ist im Jahr 2021 leicht 
angestiegen, jedoch in einem Volumen, 
dass der Gesamtsozialversicherungsbei-
trag immer noch knapp unter den ver-
sprochenen 40 Prozent liegt, aktuell bei 
39,95 Prozent des Bruttoarbeitsentgelts. 

Leider zeigt sich sehr deutlich, dass die 
finanzielle Belastung für die Sozialversi-
cherungsträger – im Übrigen nicht nur 
aufgrund der Corona-Krise – zum Teil 
erheblich gestiegen ist. Besonders die 
stark verbreitete Kurzarbeit hat ihren 
Preis. Aber auch in den übrigen Sozi-
alversicherungszweigen sind die Bei-
tragseinnahmen zurückgegangen. Nach 
der Bundestagswahl muss es daher eine 
wichtige Aufgabe der neu gebildeten 
Bundesregierung sein, einen drohenden 
Anstieg der Sozialversicherungsbeiträge 
zu verhindern. Es wird nach der Corona-
Krise wichtiger denn je sein, den Wirt-
schaftsstandort Deutschland zu stärken. 
Steigende Lohnzusatzkosten wären in 
diesem Zusammenhang absolut kont-
raproduktiv. Notfalls darf nicht ausge-
schlossen werden, auch nach dem Jahr 
2021 die Sozialversicherungsbeiträge 
über Bundessteuermittel stabil zu halten.

 
Inkrafttreten des Gesetzes 
zur Grundrente

Am 1. Januar 2021 ist das Gesetz über 
die Grundrente in Kraft getreten. unter-
nehmer nrw hat sich in der Vergangen-
heit mehrfach kritisch über dieses – als 
das wichtigste sozialpolitische Projekt 
der Großen Koalition bezeichnete – Vor-
haben geäußert. Aus Sicht von unter-
nehmer nrw ist die Grundrente mit 
einem unverhältnismäßig hohen Verwal-
tungsaufwand verbunden. Zudem wird 
sie den Versicherten kaum das geben, 
was von der Politik versprochen wird: Ein 
im Alter auskömmliches Einkommen für 
diejenigen, die viele Jahre ohne großen 
Rentenaufbau gearbeitet haben.

Aufgrund der Corona-Pandemie fand das Düsseldorfer Arbeitsrechtsforum 2020 erstmals 
als digitale Veranstaltung statt.  

Foto: unternehmer nrw



unternehmer nrw38

KLARE  
BOTSCHAFTEN 
IN DER KRISE
	• Corona-Politik beherrschendes Thema
	• Spitzengespräch Wasserstoff zeigt  
Zukunftsthema

	• Bundestagswahl wirft Schatten voraus

Einen Tag vor dem Unternehmertag 
Nordrhein-Westfalen am 26. August 
2020, zu dem der Verband NRW-Mi-
nisterpräsident Armin Laschet einge-
laden hat, mahnt NRW-Unternehmer-
präsident Arndt G. Kirchhoff in einem 
Gastbeitrag für die Rheinische Post, 
in der Corona-Krise die Bedeutung der 
Wirtschaft für das Land anzuerken-
nen. Sie sei die zentrale Grundlage für 
Wertschöpfung, Wohlstand und die 
Finanzierung eines umfangreichen So
zialstaates. Zugleich warnt er vor einer 
neuen Staatsgläubigkeit – der Staat sei 
noch nie der bessere Unternehmer ge-
wesen.

Lob für Krisenmanagement 

In seiner Rede auf dem Unternehmer-
tag, der Pandemie-bedingt mit einer 
deutlich verkleinerten Teilnehmerzahl 
und einem umfassenden Hygiene- und 
Infektionsschutzkonzept stattfindet, 
bescheinigt Kirchhoff der Landesregie-
rung ein sehr gutes wirtschaftspoliti-
sches Krisenmanagement und lobt den 
engen Austausch zwischen Wirtschaft 
und Politik. Die Leitmedien des Lan-
des berichten anderntags, darunter die 
Rheinische Post, die WAZ, der Kölner 
Stadt-Anzeiger und die Westfälischen 
Nachrichten. Auf dem Unternehmertag 

gibt der Verband auch einen Wechsel 
an der hauptamtlichen Verbandsspitze 
bekannt: Nach 14 Jahren im Amt über-
gibt Dr. Luitwin Mallmann die Hauptge-
schäftsführung an Johannes Pöttering 
(siehe Seite 10). 

Wenige Tage vor den Kommunalwahlen 
im September 2020 unterstreicht Kirch-
hoff die Bedeutung der Kommunalpolitik 
für den Wirtschaftsstandort NRW. In der 
in Bielefeld erscheinenden Neuen West-
fälischen appelliert er an die Kandidaten, 
sich ihrer eigenen Bedeutung für die 
Entwicklung der regionalen Wirtschaft 
bewusst zu werden.

Pressekonferenz zum Spitzengespräch Wasserstoff, Oktober 2020  
Foto: unternehmer nrw 
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Wasserstoffstrategie  
für klimaneutrale  
Transformation

Am 12. Oktober 2020 laden Ministerprä-
sident Laschet und Wirtschaftsminister 
Pinkwart Vorstandsvorsitzende und Ei-
gentümer nordrhein-westfälischer Un-
ternehmen zu einem branchenübergrei-
fenden Spitzengespräch Wasserstoff. 
Dabei überreicht NRW-Unternehmerprä-
sident Kirchhoff ein von zehn namhaften 
Persönlichkeiten der NRW-Industrie er-
arbeitetes und unterzeichnetes Papier, 
das dreizehn konkrete Projektvorschläge 
auf dem Weg in eine klimaneutrale 
Transformation mit einem Investitions-
volumen von rund vier Milliarden Euro 
für den Industriestandort NRW vor-
stellt. Über den Termin berichten die 
NRW-Tageszeitungen anderntags um-
fassend in vielen Aufmachern. Als die 
Landesregierung am 9. November ihre 
Wasserstoffstrategie vorstellt, begrüßt 
Kirchhoff sie unter anderem im Kölner 
Stadt-Anzeiger als „wichtigen Impuls 
für die nachhaltige Transformation des 
Industriestandorts NRW“.

In einem Doppel-Interview mit NRW-
Wirtschaftsminister Pinkwart anlässlich 
der Verleihung des unter anderem von 
der Rheinischen Post ausgelobten Prei-
ses „NRWandler“ bekundet Kirchhoff 
hohen Respekt vor der Arbeit von Spit-
zenpolitikern und spricht über seine Mo-
tivation, sich ehrenamtlich in den Ver-
bänden der Wirtschaft zu engagieren. 

 
Warnung vor  
den Folgen  
von Lockdowns

Im Dezember 2020 spitzt sich die Co-
rona-Infektionslage in Deutschland dra-
matisch zu. Während im Monat zuvor be-
reits einige Branchen wie Gastronomie 
und Teile des Einzelhandels von Schlie-
ßungen betroffen waren, wird der Lock-
down im Dezember deutlich verschärft. 
unternehmer nrw findet in mehreren 

Statements klare Worte: „Bei aller Sorge 
über die aktuelle Pandemielage müssen 
wir trotzdem darauf achten, dass die 
Wirtschaft nicht komplett abgehängt 
wird. Insbesondere die internationalen 
Wertschöpfungs- und Lieferketten müs-
sen aufrechterhalten bleiben“, mahnt 
Kirchhoff in der Rheinischen Post. In der 
Westfalenpost warnt Kirchhoff vor einer 
Verpflichtung von „Corona-Werksferien“ 
in der Industrie. „Pauschale Forderun-
gen nach generellen Betriebsferien in 
der Weihnachtszeit halte ich wirtschaft-
lich weder für umsetzbar noch für ver-
tretbar“, sagt Hauptgeschäftsführer Jo-
hannes Pöttering der WAZ. Und in der 
gleichen Zeitung warnt Kirchhoff wenige 
Tage später vor einer Verlängerung des 
harten Lockdowns über den Jahresbe-
ginn 2021 hinaus. Schließungen könnten 
auf Dauer nicht Kernmaßnahme zur Sen-
kung der Infektionszahlen sein.

 
Wohlstandsverluste 
durch Brexit 
auf allen Seiten

Als sich die Europäische Union und 
Großbritannien noch kurz vor Jahres-

ende auf ein Abkommen einigen, ist die 
nordrhein-westfälische Wirtschaft er-
leichtert. So könne zumindest ein har-
ter Brexit vermieden werden, dennoch 
würden die Folgen spürbar sein, erklärt 
Arndt G. Kirchhoff im Kölner Stadt-An-
zeiger, in der WAZ und in der Westfäli-
schen Rundschau. Und er konkretisiert: 
„Der britische Markt wird für die nord-
rhein-westfälische Wirtschaft weiter 
an Bedeutung verlieren. Aber auch wir 
in Nordrhein-Westfalen werden Wohl-
standsverluste erleiden."

Im traditionellen Jahreswechsel-Inter-
view mit der Westfalenpost fordert 
Kirchhoff die Politik auf, „schon jetzt 
über eine Exit-Strategie aus dem Lock-
down zu sprechen“. Und er mahnt ein-
dringlich, den Gesundheitsschutz über 
den Datenschutz zu stellen und endlich 
die digitalen Möglichkeiten etwa zur 
Kontaktverfolgung zu nutzen. Die staat-
liche Schuldenaufnahme hält Kirchhoff 
für eine Übergangszeit für vertretbar, 
doch Deutschland müsse so schnell 
wie möglich wieder einen kräftigen Auf-
schwung erreichen, „damit sich auch 
die öffentlichen Kassen wieder füllen 
können“.

„INDUSTRIELLE WERTSCHÖPFUNG IM WANDEL“

„Bald wird sich deutlicher als heute 

zeigen, wer zu den Verlierern und wer 

zu den Gewinnern der Krise gehört. 

Es zeichnet erfolgreiche Unternehmer 

aus, darauf nicht zu warten. Gefragt 

sind Produkte und Dienstleistungen, 

Geschäftsmodelle und Organisations-

formen, die in die sich abzeichnende 

neue, viel digitalere Normalität passen. 

Am Ende hat nicht die Spanische 

Grippe die Welt verändert, sondern 

die industrielle Revolution. Und heute, 

ein Jahrhundert später, verändert nicht 

Corona die Welt, sondern die digitale 

Revolution – und wir stehen erst an 

ihrem Anfang.“

Moritz Döbler  

Chefredakteur Rheinische Post  

 

 

 

 

Aus: „Klartext im Westen“  
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Mutige  
Wirtschaftspolitik  
gefordert

Zahlreiche Medien wollen im Januar 
Kirchhoffs Einschätzung zur Wahl von 
NRW-Ministerpräsident Armin Laschet 
zum neuen CDU-Bundesvorsitzenden 
wissen. In einem Interview mit der Ta-
geszeitung DIE WELT erwartet der 
NRW-Unternehmerpräsident von La-
schet vor allem eine mutige und wieder 
wegweisende Wirtschaftspolitik. Das 
wirtschaftspolitische Profil der Union 
sei zuletzt stark verwässert. Da gebe es 
enormen Nachholbedarf. Zugleich be-
grüßt er ausdrücklich, „dass Friedrich 
Merz helfen will“. 

In der FAZ und in der Westfalenpost be-
zeichnet Kirchhoff Laschet als tatkräfti-
gen, verlässlichen und sehr besonnen 
Politiker, der Nordrhein-Westfalen wieder 
nach vorn gebracht habe. Und im Han-
delsblatt bescheinigt der NRW-Unterneh-
merpräsident dem neuen CDU-Chef, als 
NRW-Ministerpräsident die wirtschafts-
politische Grundstimmung verbessert 
zu haben. „Warum sollte ihm das nicht 
bundesweit gelingen?“ Und als Armin 
Laschet im April zum Kanzler-Kandidaten 
der Union gekürt wird, fordert Kirchhoff 
ihn erneut im Handelsblatt auf, statt Bü-
rokratie und Umverteilung die internatio-
nale Wettbewerbsfähigkeit und Stärkung 
des Wirtschaftsstandorts in den Mittel-
punkt zu stellen. 

 
Perspektiven für  
Betriebe und  
Beschäftigte schaffen

In einem Interview mit dem Kölner 
Stadt-Anzeiger im Februar äußert sich 
Kirchhoff noch einmal ausführlich über 
die existenzbedrohende Situation tau-
sender Betriebe und die Versäumnisse 
bei der Digitalisierung. Er erwarte jetzt 
Perspektiven für Unternehmen und Be-
schäftigte, auch weil jetzt ein Impfstoff 
entwickelt und zugelassen sei. Als im 

Februar der Lockdown abermals bis in 
den März verlängert wird, kritisiert er 
den Beschluss als für viele Branchen 
zunehmend existenzbedrohend. Kirch-
hoff sagt dem Handelsblatt: „Die Be-
schlüsse sind für viele Unternehmen in 
hohem Maße frustrierend. Angesichts 
der erheblich gesunkenen Inzidenzen 
hätten wir klare Perspektiven von der 
Politik erwartet.“ Hauptgeschäftsfüh-
rer Pöttering bemängelt in der WAZ die 
zähe Auszahlung der Finanzhilfen und 
kritisiert, das versprochene Geld komme 
vielfach in den Betrieben kaum an. Die 
Wirtschaft brauche jetzt endlich eine 
Öffnungsperspektive. 

Immer stärker fordert die Wirtschaft nun 
einen Kurswechsel: „Angesichts der 
massiven wirtschaftspolitischen, sozi-
alen und bildungspolitischen Schäden 
und der spürbar nachlassenden Akzep-
tanz in der Bevölkerung ist das derzei-
tige Verharren im Lockdown nicht mehr 
darstellbar“, sagt Kirchhoff der Rhei-
nischen Post im Vorfeld der nächsten 
Bund-Länder-Runde Anfang März. Da-
nach konzediert Kirchhoff zwar gegen-
über mehreren Medien ein differenzier-
teres und zielgenaueres Vorgehen der 
Politik, bemängelt aber zugleich, dass 
bedeutenden Bereichen der Wirtschaft 
verlässliche Öffnungsperspektiven wei-
terhin verwehrt geblieben seien.

Als Mitte März die Bund-Länder-Runde 
beschließt, den Gründonnerstag und 
den Karsamstag einmalig zu Ruhetagen 
zu machen, macht Kirchhoff gemeinsam 
mit vielen anderen Repräsentanten der 
deutschen Wirtschaft aus dem „puren 
Entsetzen in allen Unternehmen“ kein 
Geheimnis. Er könne nur davor warnen, 
die deutsche Wirtschaft auf Kosten der 
Unternehmen komplett lahmzulegen, 
wird er nahezu flächendeckend in den 
NRW-Medien zitiert. Als die Bundes-
kanzlerin den Beschluss nach einer ver-
nichtenden und massiven öffentlichen 
Kritik wenige Tage später zurückzieht, 
bezeichnet Kirchhoff die Entscheidung 
als „uneingeschränkt richtig“.

Am 26. September 2021 finden die Wahlen zum 
Deutschen Bundestag statt – und damit eine Rich-
tungsentscheidung darüber, welche politische 
Mehrheit den künftigen Kurs in Deutschland be-
stimmen wird. Im Vorfeld bringen mehr als 35 
nordrhein-westfälische Unternehmer in kurzen Vi-
deo-Statements zu unterschiedlichsten Themenge-
bieten ihre Position ein. Unter dem Hashtag #wirt-
schaftsindwiralle steht die Frage im Mittelpunkt, 
welche Erwartungen und Forderungen die Unter-
nehmer angesichts der enormen wirtschaftspoliti-
schen Herausforderungen an eine neue Bundesre-
gierung haben. Verbreitet wurden die Statements 
über die Social-Media-Kanäle von unternehmer nrw 
sowie über die der Mitgliedsverbände. 

Social-Media-Format zur  
Bundestagswahl 2021:  
NRW-Unternehmer reden Klartext 

Fotos: unternehmer nrw

UNTERNEHMER NRW IN DEN MEDIEN
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Wirtschaft  
unterstützt  
Impfkampagne

Die politischen Entscheidungen zur Be-
wältigung der Pandemie bleiben im Fo-
kus. Ob gesetzliche Homeoffice-Pflicht 
oder die Verpflichtung der Arbeitgeber, 
Selbsttests am Arbeitsplatz anzubieten, 
Themen wie diese sorgen immer wie-
der für Medien-Anfragen, auf die der 
Verband regelmäßig reagiert. 

Mit Blick auf die fortschreitende Impf-
kampagne bekräftigt er immer wieder 
die Bereitschaft der Wirtschaft, mit ih-
ren Betriebsärzten ihren Teil dazu beizu-
tragen, „dass wir schneller den notwen-
digen Impfschutz in der Bevölkerung 
erreichen. Das Testen in den Unterneh-
men gewinnt immer mehr an Fahrt. Für 
uns ist klar, dass der Schlüssel im Imp-
fen, Testen und bei der Nutzung digitaler 
Instrumente liegt. Wenn wir hier besser 
und schneller werden, können wir auch 
unabhängig von Inzidenzwerten stärker 
öffnen.“

Als im August die Impfbereitschaft in 
der Bevölkerung nachlässt, nutzt Kirch-
hoff den Redaktionsbesuch bei der 
WAZ, um klarzumachen: „Wer noch voll 
am gesellschaftlichen Leben teilnehmen 
will, wird an der Impfung nicht vorbei-
kommen."

 
Die Bundestagswahl – 
und was dann wichtig ist

Abseits der Corona-Schlagzeilen gerät 
der Bundestagswahlkampf zunehmend 
in das Blickfeld. Als die Bundesregie-
rung im Mai ein neues Klimaschutzge-
setz auf den Weg bringt, übt Kirchhoff 
in der WAZ scharfe Kritik: „Die ohnehin 
schon ambitionierten Klimaschutzziele 
werden verschärft, ohne dass überzeu-
gende Antworten gegeben werden, wie 
diese erreicht werden sollen.“ Dies sei 
nicht mehr als ein wahlkampfgetriebe-
ner hektischer Schnellschuss. 

Im Mai ist Kirchhoff auch Gast in der 
ARD-Talkshow „hart aber fair“ zum 
Thema „Arm trotz Arbeit: Wird sozia-
ler Aufstieg zum leeren Versprechen?“. 
Dort diskutiert er mit Bundesarbeits-
minister Hubertus Heil (SPD), Lencke 
Wischhusen (Mitglied des FDP-Bundes-
vorstands), der Buchautorin Julia Fried-
richs und der Lageristin Djamila Kordus.

In einem Sommer-Interview mit der Rhei-
nischen Post zur aktuellen wirtschaftli-
chen Lage formuliert Kirchhoff im Juni 
klare Erwartungen an die Wirtschaftspo-
litik nach der Bundestagswahl: Es werde 
nur mit Wirtschaftswachstum und ohne 
weitere Belastungen für die Unterneh-
men gelingen, die hohen Schulden aus 
der Corona-Krise zurückzuführen. Dabei 
verweist er insbesondere auf die überbor-
dende Steuerlast, die hohen Lohnzusatz-
kosten und überzogenen Energiepreise. 
Außerdem dauerten Genehmigungsver-
fahren – auch aufgrund der ausufernden 
Bürgerbeteiligung – zu lange.

Als die NRW-Landesregierung im Juni 
Solarpflicht für neue Parkflächen ins 
Spiel bringt, spricht Hauptgeschäftsfüh-
rer Pöttering in der WAZ von einer „inef-
fizienten Symbolpolitik“ und bezeichnet 
die Pläne gegenüber der Neuen West-
fälischen als „unausgegoren und wenig 
durchdacht“. Aufwand und Nutzen stün-
den in keinem Verhältnis.

In einem Gastbeitrag in der Tageszei-
tung DIE WELT zum Bundesparteitag 
der Grünen Ende Juni kritisiert Kirchhoff 
das grüne Wahlprogramm. Es setze vor 
allem auf staatliche Lenkung und Diri-
gismus – mit einem ganzen Arsenal 
aus Verboten, Quoten, Regulierungen 
und staatlichen Preisfestsetzungen. 
Ökologischer Fortschritt nach grünem 
Regieplan drohe schnell in einen öko-
nomischen und sozialen Rückschritt zu 
münden. Überdies kritisiert er, die Grü-
nen lieferten sich augenscheinlich einen 
Überbietungswettbewerb mit SPD und 
der Linken um die größten sozialpoliti-
schen Wohltaten.

Zusammenstehen nach der 
Flutkatastrophe 

Die Flutkatastrophe im Juli in mehreren 
Regionen des Landes sorgt für große 
Betroffenheit – auch bei Unternehmer-
präsident Kirchhoff. Immer mehr wür-
den auch die massiven wirtschaftlichen 
Auswirkungen für unsere Betriebe und 
Arbeitsplätze deutlich, sagt er der Rhei-
nischen Post. Stimmen aus der Politik, 
wonach Unternehmen Mitarbeitern ein 
Engagement bei den Einsatzkräften ver-
wehren würden, weist Kirchhoff zurück. 
Es sei selbstverständlich, dass wo im-
mer das möglich sei, Beschäftigte für 
Hilfseinsätze freigestellt würden. „Uns 
ist kein Fall bekannt, wo es hier aktuell 
in der Praxis Probleme gibt“, wird Kirch-
hoff in der Westfalenpost zitiert. 

AUSZEICHNUNG FÜR DIE 
DEUTSCH-FRANZÖSISCHE 
FREUNDSCHAFT

Dr. Luitwin Mallmann, bis August 2020 Haupt-
geschäftsführer von unternehmer nrw, wurden 
am 14. Juni 2021 in Düsseldorf die Insignien 
eines „Chevalier de l’Ordre national du Mérite“ 
verliehen. Damit wurden seine besonderen Ver-
dienste um die deutsch-französische Freund-
schaft gewürdigt. Die Verleihung erfolgte durch 
die Botschafterin Frankreichs in Deutschland, 
Anne-Marie Descôtes.

Dr. Luitwin Mallmann bei der Verleihung im Garten 
des Düsseldorfer „Malkasten“.

Foto: unternehmer nrw
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Johannes Pöttering zur Corona-Politik

Präsident Kirchhoff vor WDR-Kamera

Präsident Kirchhoff bei „hart aber fair“ In der „Aktuellen Stunde“ Dr. Mallmann im ZDF zur M+E-Tarifrunde

Diskussion bei „hart aber fair“

Beim WAZ-Redaktionsbesuch

Fotos: unternehmer nrw, Kerstin Kokoska, WDR/Oliver Ziebe

Tanja Nackmayr im WDR zum Thema Ausbildung

unternehmer nrw in den medien
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tige Ziele zum Aufbau einer klima-
freundlichen Stahlproduktion auf
Basis vonWasserstoff statt Kohle.
Auf Spekulationen über Partner-

schaften oder Fusionen und eine
mögliche Staatsbeteiligung am
Stahlgeschäft vonThyssenkrupp re-
agierteMerzmit denWorten: „Man
kann sich auch eine Kombination
vonOptionen vorstellen.“ Sie wolle
dasThema„nicht sodiskutieren, als
gäbe es nur das eine oder das ande-
re“.
Angesichts der Krise von Thys-

senkrupp hatten führende Arbeit-
nehmervertreter Alarm geschlagen
und einenEinstieg des Staates beim
größten deutschen Stahlkonzern
gefordert. Für Freitag plant die IG
Metall eine Großkundgebung mit
rund3000Teilnehmern inderNähe
der NRW-Staatskanzlei in Düssel-
dorf. „Wir brauchen jetzt einen

Schutzschirm“, sagte Stahl-Ge-
samtbetriebsratschef Tekin Nasik-
kol in der vergangenen Woche. Er
forderte NRW-Ministerpräsident
Laschet eindringlich dazu auf,
schnell den Weg für eine Staatsbe-
teiligung zu ebnen. Laschet sagte
nach dem aktuellen Spitzenge-

Stahl-Gesamtbetriebsratschef Te-
kin Nasikkol FOTO: LESKOVAR / FFS

KOMPAKT
Namen und Nachrichten

Meyer-Werft liefert
Kreuzfahrtschiff aus
Papenburg. Mit mehrmonatiger Ver-
zögerung hat die Meyer-Werft das
neue Kreuzfahrtschiff „Iona“ an
die britische Reederei P&O Cruises
übergeben. Das teilte das Unter-
nehmen in Papenburg an der Ems
mit. Die Belegschaft der ange-
schlagenen Werft bekomme nun
mit dem nächsten Gehalt auch ihr
Urlaubsgeld, so ein Firmenspre-
cher. Um zu sparen, hatte die
Werft das Urlaubsgeld solange zu-
rückgehalten, bis die „Iona“ abge-
liefert und bezahlt ist. dpa

„Cum-Ex“-Prozess
erneut verzögert
Wiesbaden. Das Landgericht Wies-
baden hat seinen Prozess zur
strafrechtlichen Aufarbeitung von
„Cum-Ex“-Aktiendeals vertagt. Die
Wirtschaftsstrafkammer will nun
wegen Corona erst vom 28. Januar
2021 an über die Anklage der Ge-
neralstaatsanwaltschaft Frankfurt
verhandeln, wie die Justiz mitteil-
te. Die Anklage war bundesweit
die erste zu den Aktiengeschäften
zu Lasten der Staatskasse, die seit
Jahren bundesweit Ermittler be-
schäftigen. dpa
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Die Bereitschaft der Arbeitgeber
zurWiederaufnahme der Gesprä-
che über dieMitbestimmung mit
den Gewerkschaften betonte der
Vorsitzende der Vereinigung der
Arbeitgeberverbände von NRW, Fab-
rikant Vorwerk, anlässlich einer
Pressekonferenz in Düsseldorf.
Die früheren Verhandlungen, vor
allem die in Maria Laach, seien
durchaus sachlich und aussichts-
reich verlaufen.

AUS DEN UNTERNEHMEN

Covestro. Die Finanzaufsicht
Bafin hat eine Geldbuße in Höhe
von 600.000 Euro gegen den
Kunststoff-Spezialisten Covestro
verhängt. Der Konzern habe seine
Veröffentlichungspflichten bei Ak-
tiengeschäften verletzt, berichtete
die Aufsichtsbehörde am Montag.
Ein Unternehmenssprecher bestä-
tigte den Vorgang.

Ahlers. Der Modehersteller Ah-
lers ist durch die Corona-Krise tief
in die roten Zahlen gerutscht. Das
Unternehmen plant deshalb den
Abbau von rund 80 der zuletzt
noch knapp 1800 Stellen.

Bündnis für Wasserstoff
NRW-Ministerpräsident Laschet sucht den Schulterschluss mit der Industrie. Konzerne
wie Evonik, Eon, RWE und Thyssenkrupp haben Pläne für milliardenschwere Projekte

Von Ulf Meinke

Düsseldorf. RWE-Chef Rolf Martin
Schmitz ist gekommen, um gleich
für zwei Unternehmen zu sprechen
– nicht nur für RWE, sondern auch
für den neuerdings eng verbunde-
nen Nachbarkonzern Eon. Wasser-
stoff, so formuliert es NRW-Wirt-
schaftsminister Andreas Pinkwart,
sei ein großer „Ermöglicher“. Zu-
mindest ist das Thema offenkundig
dazu geeignet, ganz unterschiedli-
che Industrievertreter an einen
Tisch zu bringen. Für das Gruppen-
foto mit NRW-Ministerpräsident
Armin Laschet und Pinkwart liegt
eine blaue Tafel mit der Aufschrift
„WasserstofflandNordrhein-Westfa-
len“ bereit. Dabei ragt H2 groß im
Landesnamen heraus – das Kürzel
fürWasserstoff. NebenLaschet und
Pinkwart stellen sich unter ande-
rem Thyssenkrupp-Chefin Martina
Merz, Evonik-Lenker Christian
Kullmann, Rheinmetall-Vorstand
Armin Papperger und Arbeitgeber-
präsident Arndt G. Kirchhoff auf.

Laschet spricht von „einemwich-
tigen Tag“ in der Industriegeschich-
te Nordrhein-Westfalens und einer
„bemerkenswerten Initiative“ füh-
render Unternehmen des Landes.
Projektvorschläge mit einem Inves-
titionsvolumen von rund vier Mil-
liardenEurohabendieFirmenchefs
mitgebracht. Ein dazugehöriges
Strategiepapier trägt den Titel „Auf-
bruch in die Zukunft“. Es schlägt
den Bogen von der Erzeugung über
den Transport bis zur Speicherung
und Anwendung vonWasserstoff.
Laschet betont die guten Startvo-

raussetzungen für die Wasserstoff-
Wirtschaft in NRWund erinnert an
ein Treffen mit Bundeswirtschafts-
minister Peter Altmaier bei Thys-
senkrupp inDuisburg,woderStahl-

konzern eine klimaneutrale Pro-
duktion auf Basis von Wasserstoff
statt Kohle aufbauen will. Der Mi-
nisterpräsident erklärt, er wolle mit
Hilfe von Wasserstoff Arbeitsplätze
„in den Schlüsselbranchen Chemie
und Stahl“ sichern und neue Ex-
portmärkte für klimafreundliche
Technologien schaffen.
Unternehmer-Präsident Kirch-

hoff sieht in dem Projektpapier
auch ein Beispiel für einen „Korps-
geist“ der Industrie im Land. Gera-
de beimAufbau derWasserstoff-Inf-
rastruktur sei Zusammenarbeit
über Branchen hinweg wichtig, be-
tont Kirchhoff, der ein großes Auto-
zulieferunternehmen mit Sitz in
Iserlohn führt. Bei der Frage, wann
sich klimaneutraler Stahl durchset-
zen wird, spielt die Autoindustrie
als Abnehmer des Werkstoffs eine
wichtige Rolle.
Mit dem Stahlstandort Duisburg,

den Raffinerien in Gelsenkirchen
und dem Chemiepark Marl stellt

sich gleich anmehreren Standorten
im Ruhrgebiet die Frage, wie der
Einsatz vonWasserstoff zumKlima-
schutz beitragen kann.
In dem nun präsentierten Pro-

jektpapier nimmt Deutschlands
größter Stahlstandort Duisburg
eine herausgehobene Rolle ein.
Duisburg biete sich „für den Trans-
formationsprozess in besonderem
Maße an, da die integrierte Hütte –
einedergrößtenweltweit –besteVo-
raussetzungen für eine schrittweise
Überführung in eine nachhaltige
Stahlerzeugung“ aufweise, heißt es
in dem Papier.

„Die Transformation ist sehr teuer“
Thyssenkrupp-Chefin Merz sagt in
Düsseldorf, ihr Konzern wolle „so
schnell wie möglich“ die Stahlpro-
duktion auf klimafreundliche Ver-
fahren umstellen. „Die Transforma-
tion ist sehr teuer“, räumt Merz zu-
gleich ein. Thyssenkrupp allein
rechne beim heutigen Niveau der

ProduktionmitKosten inHöhevon
rund zehnMilliarden Euro bis zum
Jahr 2050.Die finanziellenMittel in
der Branche sind knapp und die
Stahlkonzerne in der Corona-Krise
sind erheblich unterDruck geraten.
„Die Stahlindustrie insgesamt ist in
einer schwierigen Situation“, be-
schrieb Merz die Lage. Angesichts
notwendiger Investitionen hofft die
Branche auf staatliche Hilfen.
Auch wenn es nun um neue Pro-

jekte gehe, seiWasserstoff „ein alter
Bekannter“, sagt Evonik-Chef Kull-
mann und verweist auf die vielfälti-
gen Erfahrungen der Industrie in
diesemBereich gerade amStandort
Marl. RWE-Chef Schmitz verbreitet
Aufbruchstimmung und skizziert,
wie Wasserstoff in der Stahl- sowie
Chemieindustrie und als Treibstoff
fürFlugzeugegenutztwerdenkönn-
te. „Wir selber probieren im Mo-
ment alles aus“, erzählt Schmitz,
„und machen bei möglichst vielen
Projekten mit“.

Geringere
Apfelernte in

Nordrhein-Westfalen
Düsseldorf. In NRW sind in diesem
Jahr gut 63.000TonnenÄpfel geern-
tet worden. Das sind 7,5 Prozent
weniger als im Vorjahr, wie das Sta-
tistische Landesamt mitteilte. Den
größten Anteil lieferte dabei die
Sorte Elstar. Auf sie entfiel gut ein
Viertel der Ernte. Bundesweit wer-
den in diesem Jahr nach vorläufigen
Ernteschätzungen gut 970.000 Ton-
nen Äpfel geerntet. Auf Nordrhein-
Westfalen entfallen davon lediglich
6,5 Prozent. Apfelland Nummer
eins inDeutschland istBaden-Würt-
temberg mit eine Anteil von über
38 Prozent an der Gesamtproduk-
tion. Das Baumobst mit der zweit-
höchstenErntemenge inNRWsind
auch 2020 die Birnen mit rund
4500 Tonnen. Der Anteil am Bun-
desergebnis liegt bei 11 Prozent.
Den höchsten Anteil hatte auch
hier Baden-Württemberg mit gut
41 Prozent. dpa

„Wir wollen auf
keinen Fall die

Sicherheitsmaßnah-
men und Kontaktbe-

schränkungen
untergraben.“

Pierre Lalmand, Direktor des Brüsseler
Autosalons, der wegen der Pandemie
von 2021 auf 2022 verschoben wird.

WORTLAUT

Die NRW-Landesregierung und die Industrie setzen auf Wasserstoff, allen voran Ministerpräsident Armin Laschet
(vierter von rechts), Thyssenkrupp-Chefin Martina Merz und NRW-Wirtschaftsminister Andreas Pinkwart (ganz
rechts). Arbeitgeberpräsident Arndt G. Kirchhoff, RWE-Chef Rolf Martin Schmitz, Waelzholz-Geschäftsführer
Hans-Toni Junius, Evonik-Chef Christian Kullmann, J. Wolfgang Kirchhoff (Kirchhoff Group) und Rheinmetall-Chef
Armin Papperger (von links) nahmen am „Spitzengespräch Wasserstoff“ teil. FOTO: OLAF FUHRMANN / FUNKE FOTO SERVICES

„Wir selber probie-
ren im Moment alles
aus und machen bei

möglichst vielen
Projekten mit“

Rolf Martin Schmitz, RWE-Chef

Thyssenkrupp offen für Staatsbeteiligung
IG Metall plant Großkundgebung mit 3000 Teilnehmer. Druck auf Ministerpräsident Laschet

Von Ulf Meinke

Düsseldorf. Thyssenkrupp-Vor-
standschefinMartinaMerz hat sich
offen für eine Staatsbeteiligung an
der angeschlagenen Stahlspartemit
ihren rund 27.000Beschäftigten ge-
zeigt. „Eine Staatsbeteiligung ist
eine Option“, sagte Merz am Mon-
tag am Rande eines Spitzenge-
sprächs mehrerer Konzerne zum
Thema Wasserstoff bei der NRW-
Landesregierung. An dem Treffen
nahmen auch Ministerpräsident
Armin Laschet (CDU) und Wirt-
schaftsminister Andreas Pinkwart
(FDP) teil.
Ihr Ziel sei eine „langfristige Lö-

sung für Thyssenkrupp“, betonte
Vorstandschefin Merz. „Wir möch-
ten sanieren und transformieren“,
sagte sie mit Blick auf die aktuell
schwierige Situation sowie langfris-

spräch zum Thema Wasserstoff in
Düsseldorf, zum jetzigen Zeitpunkt
sei ein Staatseinstieg aus seiner
Sicht „nicht das prioritäre Thema“.
Im Vordergrund stehe, der Stahl-
industrie in Deutschland bei dem
anstehenden Umstieg zu helfen –
auch im großen Umfang.
„Staatliche Mittel werden erfor-

derlich sein“, betonte Laschet. Dies
sei bereits bei seinem Besuch mit
Bundeswirtschaftsminister Peter
Altmaier (CDU) vor wenigen Wo-
chen in Duisburg ein Thema gewe-
sen. „Alle Lösungen ohne Staatsbe-
teiligung sind besser, weil Politiker
selten die besseren Unternehmer
sind“, gab Laschet zu bedenken. Er
hob zugleich hervor, die Beschäftig-
ten unterstützen zu wollen. Mit
Arbeitnehmervertretern von Thys-
senkrupp stehe die Landesregie-
rung „im Dauerkontakt“.

E Industrie in NRW im Umbruch ÖPNV verliert
durch Corona
an Bedeutung
Umfrage zeigt: Auto
wird noch beliebter

München/Hannover.Das eigeneAuto
dürfte lauteinerUmfrageauchnach
der Corona-Krise für viele Men-
schen ein bevorzugtes Verkehrsmit-
tel bleiben – Bus und Bahn sowie
Sharing-Dienste haben es dagegen
schwer. Die Beratungsfirma PwC
Strategy& ermittelte bei einer Be-
fragung von rund 2600 Verbrau-
chern in Deutschland, den USA
und China, dass im Anschluss an
die Pandemie-Beschränkungen die
individuelle Mobilität beim tägli-
chen Weg zur Arbeit an Bedeutung
gewinnen wird. So gaben etwa
31 Prozent der Umfrageteilnehmer
in Deutschland an, dafür ihren pri-
vaten Pkw öfter als zuvor nutzen zu
wollen. Für 45 Prozent ändert sich
demnach nichts, während 24 Pro-
zent den Wagen seltener nehmen
wollen.
DasFahrrad (33Prozent)undZu-

Fuß-Gehen (32 Prozent) werden in
Deutschland ebenfalls häufiger als
Option für dieZeit nachCorona ge-
nannt. Hier kündigen gleichzeitig
aber viele Befragte auch eine gerin-
gere geplanteNutzung imVergleich
zum Auto an. Verlierer sind der öf-
fentliche Nahverkehr (minus
64 Prozent), Taxi und Fahrdienste
wie Uber (-76 Prozent), Carsharing
(-77 Prozent) und weitere Sharing-
Dienste (-79 Prozent). dpa

Genehmigung der
Tesla-Fabrik offen

Frankfurt/Oder. Gut eine Woche
nach Ende der Marathon-Anhö-
rung von Kritikern der Tesla-Fabrik
in Grünheide bei Berlin ist offen,
wann das Land Brandenburg grü-
nes Licht für das Projekt gibt. Das
Landesamt für Umwelt prüfe die
Einwendungen unter Berücksichti-
gung der Erkenntnisse aus der Er-
örterung, teilte das Umweltministe-
rium in Potsdam mit. Wann das ab-
geschlossen sei, sei nicht absehbar.
Teslawill ab Sommer 2021 inGrün-
heidemit 12.000Beschäftigten eine
halbeMillionAutos im Jahr herstel-
len. Tesla baut das Werk gegenwär-
tig mit vorläufigen Teilzulassungen
auf eigenes Risiko. dpa
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D ie brisanten Worte versteckten
sich in der Mitte des Textes.
Sie fielen erst im zehnten Ab-

satz. „Wir kennen die Identität unserer
Quelle nicht“, schrieb ProPublica in
dem Artikel, der in dieser Woche die
Veröffentlichung vertraulicher Steuer-
daten mehrerer Superreicher ankün-
digte. Man habe, hieß es, die Informa-
tionen anonym zugespielt bekommen.
Dem amerikanischen Enthüllungspor-
tal ist also unklar, wer die Dokumente
schickte, welche Interessen der Absen-
der verfolgt – und ob alles authentisch
ist.

VON STEFAN BEUTELSBACHER

AUS NEW YORK

In den USA wurde der Scoop gefei-
ert. Schließlich zeigen die Daten – falls
sie stimmen – etwas Verstörendes: dass
die 25 reichsten Amerikaner in den Jah-
ren 2014 bis 2018 auf Bundesebene ge-
rade einmal 3,4 Prozent Steuern zahl-
ten. Das ist ein Wert, der weit unter al-
lem liegt, was Normalverdiener in den
USA an den Staat abführen müssen.

Amazon-Chef Jeff Bezos, der reichs-
te Mensch der Welt, zahlte laut ProPu-
blica in einigen Jahren sogar gar keine
Steuern. Auch Elon Musk, dem Tesla-
Gründer, sei das gelungen. Und der le-
gendäre Investor Warren Buffett, der
öffentlich immer wieder höhere Abga-
ben für Wohlhabende fordert, habe
dem Finanzamt durchschnittlich 0,1
Prozent überwiesen. Stehlen sich Ame-
rikas Milliardäre aus ihrer gesellschaft-
lichen Verantwortung? Die Empörung
in dem Land ist groß.

Nur wenige Menschen stellen der-
zeit eine andere wichtige Frage: Woher
stammen die Informationen? „Ich be-
fürchte das Schlimmste“, schreibt der
prominente US-Ökonom Tyler Cowen
auf seinem Blog Marginal Revolution.
Ein einzelner abtrünniger Mitarbeiter
des US-Finanzministeriums könne die
Daten kaum auf Knopfdruck abrufen
und weitergeben. Es müsse sich statt-
dessen um eine konzertierte Aktion ge-
handelt haben. Cowen hat auch eine
Vermutung, wer dahinterstecken könn-
te: Russland.

Das mag wie eine Verschwörungs-
theorie klingen, aber sogar ProPublica
zieht diese Möglichkeit in Betracht.
„Die Informationen“, heißt es auf der
Plattform, „könnten von einem staatli-
chen Akteur stammen, der amerikani-
schen Interessen schaden will.“ ProPu-
blica verweist darauf, dass Ministerien,
Behörden und Firmen in den USA im-
mer wieder zum Ziel russischer Hacker
werden.

Im März 2020 hatten sich die An-
greifer – womöglich mit Unterstützung
der russischen Regierung – auch Zu-
gang zu Daten der Steuerbehörde IRS
verschafft. Ermittler teilten zu jener
Zeit mit, es gebe keine Hinweise da-
rauf, dass sensible Daten gestohlen
worden seien. Nun, nach der Enthül-
lung von ProPublica, will das US-Fi-
nanzministerium eine neue Untersu-
chung einleiten. 

Die Weitergabe vertraulicher Steuer-
daten an die Medien, sagte eine Spre-
cherin des Ministeriums, sei illegal.
Unklar ist, ob ProPublica wegen der
Veröffentlichung rechtliche Konse-
quenzen drohen. Der Ökonom Cowen
nennt das Handeln der Plattform „un-
ethisch“. Auch Reiche, schreibt er, hät-
ten schließlich ein Recht auf Privat-
sphäre.

ProPublica ist hingegen der Ansicht,
die Publikation der Steuerdaten sei im
öffentlichen Interesse. Ob die Tausen-
den Dokumente, die in den kommen-
den Monaten weiter ausgewertet wer-
den sollen, authentisch sind, kann das
Portal aber nicht mit Sicherheit sagen.
Stichprobenartige Prüfungen, schreibt
die Chefredaktion, hätten die Informa-
tionen zwar bestätigt. „Es ist jedoch
möglich“, heißt es weiter, „dass nicht
alles in unserer Datenbank korrekt ist.“

Die Zahlen sind neu, der Sachverhalt
ist es nicht. Die Dokumente zeigen ein-
mal mehr den Effekt einer lange be-
kannten Eigenschaft des amerikani-
schen Steuersystems. Der Reichtum
von Milliardären wie Bezos, Musk und
Buffett ergibt sich – anders als bei Nor-
malverdienern – nicht zuerst aus ihren
Einkommen, sondern aus Aktien. Und
die werden erst bei einem Verkauf be-
steuert. Zudem kann die Steuerlast
durch Kredite oder Investmentverluste
kleingerechnet werden. Dieses
Schlupfloch mag viele US-Bürger är-
gern – aber es ist legal.

Identität 
und Intention
unbekannt
Ökonom sieht Russland
hinter Steuer-Leak in USA
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D
ie Bundeswehr weiß nur
wenig über die genauen
Körpermaße ihrer Solda-
tinnen und Soldaten. Das
soll sich künftig ändern.

In einer bislang einmaligen Aktion sol-
len mindestens 2200 Angehörige der
Bundeswehr auf den Millimeter genau
per Laser-Body-Scanner erfasst werden.

VON GERHARD HEGMANN

Wie es in einer WELT vorliegenden
Ausschreibung für die Aktion heißt, ist
der Aufbau einer Datenbank für Körper-
maße geplant. Die digitalen Daten
könnten bei der Beschaffung von Be-
kleidung oder der Auslegung von Innen-
räumen von Bundeswehr-Fahrzeugen
wertvolle Hilfe leisten.

Aus der Ausschreibung der Bundes-
wehr-Beschaffungsbehörde BAAINBw
in Koblenz geht hervor, dass die Schnit-
te der Bekleidung oder die Maße für die
persönliche Ausrüstung noch auf Rei-
henuntersuchungen aus den 80er- und
90er-Jahren beruhen. Bei vielen Solda-
ten werden lediglich bei der Musterung
einige Maße festgehalten. 

Eine schlechte Passform der Beklei-
dung reduziere aber deutlich „den ergo-

nomischen und auch thermophysiologi-
schen Tragekomfort und somit die Leis-
tungsfähigkeit der Soldatinnen und Sol-
daten“, heißt es. Schlecht passende
Kleidung würde auch schneller ver-
schleißen. Wenn die Bundeswehr die
tatsächlichen Größen wüsste, könnte
schneller, effektiver und damit auch
kostengünstiger Bekleidung eingekauft
werden. 

Dazu sollen nun Soldatinnen und Sol-
daten sowie zivile Angehörige der Bun-
deswehr repräsentativ vermessen wer-
den. Zunächst wurde die Berechnungs-
grundlage erarbeitet, damit ein reprä-
sentativer Ausschnitt über alle Teil-
streitkräfte, Altersklassen, Geschlecht
und Uniformträger entsteht. An sechs
Standorten, etwa Parow für die Marine,
Appen für die Luftwaffe oder Munster
für das Heer, soll dann vermessen wer-
den. Die Teilnahme sei freiwillig. 

Angeblich reicht die Stichprobe von
etwa 2000 Personen für die aktive
Truppe und 147 Probanden für die zivi-
len Beschäftigten, um einen repräsenta-
tive Datenbasis zu erheben. Derzeit hat
die Bundeswehr über 183.000 Soldatin-
nen und Soldaten sowie rund 81.000 Zi-
vilbeschäftigte. In der Ausschreibung
wird die Aktion bis ins Detail festgelegt,

bei der Laser-Body-Scanner den Körper
„berührungslos dreidimensional erfas-
sen“. Binnen zwei Jahren sollen die Ma-
ße von mindestens 2200 und höchstens
2500 Personen ermittelt werden. Alle
Umfangsmaße müssten mit einer Ge-
nauigkeit von unter einem Millimeter
erfasst werden. Die Probanden werden
in vier Positionen, auch sitzend, ver-
messen.

In der Ausschreibung ist nicht nur die
Größe der Umkleidekabine vorgeschrie-
ben – mindestens ein Meter mal ein Me-
ter, sondern sogar der Lichtstrom in der
Kabine ist geregelt mit mindestens 50
Lumen. Für die Probanden müsse „hel-
le, eng anliegende, nicht körperformen-
de, dem Zweck entsprechende Unter-
wäsche“, samt BHs für weibliche Pro-
banden, sowie Kopfbedeckungen zur
Verfügung gestellt werden. In bürokra-
tischen Formulierungen heißt es bei-
spielsweise: „Der Auftragnehmer muss
die Scan-Bekleidung als Ausgabeartikel
ohne Rücklauf inkl. entsprechenden Re-
dundanzen zur Vermeidung von Verzö-
gerungen im Projektablauf bevorraten
und zur Verfügung stellen.“

In die „anthropometrische Daten-
bank“ sollen unter anderem auch sozio-
demografische Daten aus einem Frage-

bogen eingegeben werden, um „anony-
misierte individuelle virtuelle Klone“
für weitere Auswertungen zu erzeugen.
Bei dem Fragebogen wird beispielswei-
se die Herkunft der Eltern (Bundesland/
Kontinent) abgefragt, auch, ob es sich
beim Truppenangehörigen um Links-
oder Rechtshänder handelt, die Trage-
gewohnheit der Bekleidung bis hin zur
Schuhgröße (34 bis 60) oder auch der
militärischen Laufbahn.

Dass 3-D-Körperscanner nicht nur
für den künftigen Aufbau einer Daten-
bank genutzt werden könnten, zeigt ein
anderes Beispiel. So wurde jetzt bei ei-
nem Innovationswettbewerb der Bun-
deswehr vorgeschlagen, Körperscanner
gleich bei der Musterung einzusetzen.
Damit könnte beim Dienstantritt sofort
die passende Bekleidung und Ausrüs-
tung auf der Stube liegen. Die Umset-
zung werde geprüft, heißt es dazu beim
Beschaffungsamt der Bundeswehr.

Im Bereich Bekleidung und der
Sportartikelindustrie ist eine optimier-
te Passform durch Körperscanner schon
länger ein Thema. Für Maßanzüge wer-
den seit Jahren Bodyscanner eingesetzt.
Adidas experimentierte 2017 im Store-
factory-Projekt in Berlin mit Bodyscan-
nern für individuell gestrickte Pullover. 

Die Bundeswehr wären auch nicht die
ersten Streitkräfte, die Bodyscanner für
ihre Bekleidung oder virtuelle Planung
nutzen. Wie es in der Branche heißt,
nutzen US-Streitkräfte auch die Tech-
nologie. Geräte des Unternehmens Ava-
lution aus Kaiserslautern werden bei
der Einkleidung von Rekruten der
Luxemburger Armee eingesetzt. Avalu-
tion verfügt nach eigenen Angaben über
die größte internationale Datenbank für
menschliche Körpermaße und -formen.
Jüngst wurde Avalution vom US-Unter-
nehmen Humanetics, einem Spezialis-
ten für Unfalltestpuppen, übernom-
men. 

Wie sinnvoll es ist, die Körpermaße
der Truppenangehörigen zu kennen,
zeigt ein Beispiel aus dem Panzerbau.
2018 wurde publik, dass die Soldaten
nicht zu groß sein dürfen, die im neuen
Schützenpanzer Puma mitfahren. Wäh-
rend im älteren Modell Marder Panzer-
grenadiere bis fast zwei Meter Größe
noch Platz hatten, können beim Puma
im hinteren Teil des Panzers nur Solda-
ten bis zu 1,84 Meter Platz nehmen. Die
Bundeswehreinkäufer hatten bei der
Auslegung des Schützenpanzers vor
über 15 Jahren das Größenwachstum der
Jugendlichen unterschätzt.

Der 3D-Body-Scanner der Bundeswehr: Die Maße für die persönliche Ausrüstung beruhen noch auf Reihenuntersuchungen aus den 90er-Jahren
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Neuvermessung 
der Truppe
Die Bundeswehr nimmt Maß: 
Über 2200 Soldaten werden per
Body-Scanner erfasst. Ziel ist auch 
die Vermeidung teurer Fehlplanungen

on marktwirtschaftliche Anreize ge-
setzt werden, erleben wir hierzulande
eine unbegreifliche Staatsgläubigkeit.
Viele Unternehmer fragen sich, wie sie
in einem solchen wirtschaftspolitischen
Klima gedeihlich investieren und – ins-
besondere industrielle – Beschäftigung
sichern und aufbauen sollen. So droht
ökologischer Fortschritt nach grünem
Regieplan schnell in einen ökonomi-
schen und sozialen Rückschritt zu mün-
den. Die Aussicht auf bevorstehende
Wohlstandsverluste dürfte insbesonde-
re Millionen von Industriebeschäftigten
und auf das Auto angewiesenen Berufs-
pendlern im Land Sorge bereiten.

Und wer wie so manche Grüne den
Verbrenner lieber heute als morgen von
den Straßen verbannen will, sollte den
Menschen auch erklären, dass wir nur
so viel elektrisch fahren können, wie wir
grünen Strom haben. Gerade hier irri-
tiert der grüne Zwiespalt, jederzeit den
Klimaschutz lautstark zu fordern, aber
fast gegen jedes Windrad und jede
Stromtrasse zu klagen.

Existenziell für unser Land ist eine
verlässliche Energiepolitik: Mit Ener-
giepreisen, die sich auf einem interna-
tional wettbewerbsfähigen Niveau ein-
pendeln und einer sicheren Stromver-
sorgung, die zu jeder Sekunde gewähr-
leistet ist. Ich vermisse bei den Grünen,
diese Ziele ebenso leidenschaftlich zu

verfolgen wie die angestrebten klimapo-
litischen Höchstleistungen. Stattdessen
beschäftigt sich grüne Klimapolitik vor
allem mit Ausstiegsdebatten, vernach-
lässigt aber die Entwicklung realisti-
scher Einstiegsszenarien. Offen bleibt,
wie der massive Ausbau von Erneuerba-
ren Energien und der Wasserstofftech-
nologie, der Ausbau von Netzen und La-
destationen sowie der Aufbau von Spei-
cherkapazitäten erreicht werden soll.
Da brauchen wir mehr denn je Lichtge-
schwindigkeit statt Schneckentempo.
Anders ist der weltweite Wettlauf um
Innovationen und Investitionen nicht
zu gewinnen.

Einen strammen Links-Kurs fahren
die Grünen auch in der Arbeitsmarkt-
und Sozialpolitik. Hier scheint nur we-
nig vom einst gezeigten Realismus übrig
geblieben zu sein. Vielmehr liefern sich
die Grünen augenscheinlich einen
Überbietungswettbewerb mit SPD und
der Linken um die größten sozialpoliti-
schen Wohltaten. 

Da soll der Mindestlohn politisch auf
zwölf Euro festgelegt, ein sanktionslo-
ses Grundeinkommen für alle gewährt,
die Arbeitszeit gesenkt, die sachgrund-
lose Befristung abgeschafft, die Zeitar-
beit massiv reglementiert, ein Rechts-
anspruch auf mobile Arbeit festgezurrt
und das Rentenniveau dauerhaft auf 48
Prozent festgeschrieben werden. 

Die Finanzierung dieser massiven
Ausweitung des Sozialstaats bleibt in-
des offen. Dabei ist es noch nicht so lan-
ge her, als die Grünen zu Recht eine zu-
kunftsfeste Ausgestaltung der sozialen
Sicherungssysteme und eine nachhalti-
ge Sozialpolitik propagierten.

Wenn die Grünen an diesem Wo-
chenende ihr Wahlprogramm endgültig
beschließen, dann hoffe ich, dass die
Mehrheit doch noch auf die dort nach
wie vor vorhandenen Stimmen der Ver-
nunft hört. Der Partei muss klar sein,
dass der gewaltige Strukturwandel und
die Transformation ohne stabiles Wirt-
schaftswachstum nicht zu stemmen
sein werden. Dafür braucht Deutsch-
land eine wettbewerbsfähige Wirt-
schaft, die nicht behindert, belastet und
stellenweise sogar bekämpft wird. 

Ich wünsche mir, dass die Grünen er-
kennen, dass es ohne innovative und
auch international erfolgreiche Unter-
nehmen nicht gelingen wird, für Ar-
beitsplätze, Wohlstand und Steuerein-
nahmen zu sorgen. Und all dies ist nun
einmal die Basis für künftige Erfolge
beim Arbeitnehmer-, Verbraucher- und
Klimaschutz.

T Arndt G. Kirchhoff ist Präsident der
Landesvereinigung der Unternehmens-
verbände Nordrhein-Westfalen (unter-
nehmer nrw)

staatlichen Preisfestsetzungen. So sol-
len das Eigentumsrecht eingeschränkt,
individuelle Mobilität beschnitten so-
wie Steuern und Abgaben erhöht oder
gar neu eingeführt werden. 

Während anderswo in der Welt für
den Aufholprozess nach der Pandemie
und die Bewältigung der Transformati-

Unternehmer, die in letzter Zeit
mit grünen Spitzenpolitikern
diskutiert haben, konnten

durchaus den Eindruck gewinnen, dass
diese die existenzielle Bedeutung einer
international wettbewerbsfähigen Wirt-
schaft und Industrie für unser Land ver-
standen haben. Umso unverständlicher
ist für mich, dass im Programmentwurf
der Grünen zur Bundestagswahl von
solch realpolitischen Erkenntnissen
kaum etwas übrig geblieben ist. 

Zumindest programmatisch strebt
die grüne Partei offenbar eine neue
Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung
an. Zwar mag sich das Ziel eines klima-
gerechten Wohlstands zunächst attrak-
tiv anhören. Doch ein überzeugendes
Bild, erst recht ein realistischer Weg
dorthin, werden nicht aufgezeigt.

Natürlich: Wir werden als Wirtschaft
unseren Beitrag zur Erreichung der Kli-
maziele leisten. Die riesigen Herausfor-
derungen der digitalen und nachhalti-
gen Transformation sind aber nur mit
Innovationen und Investitionen zu be-
wältigen. Wer Unternehmen hierfür ge-
winnen will, muss ihnen die notwendi-
gen Voraussetzungen bieten. Doch statt
hier Kreativität und Vielfalt zu stärken,
setzt das grüne Programm vor allem auf
staatliche Lenkung und Dirigismus –
mit einem einseitigen Arsenal aus Ver-
boten, Quoten, Regulierungen und

GASTBEITRAG

Kreativität 
und Vielfalt 
statt Quoten 
und Verbote

ARNDT G. KIRCHHOFF
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n der deutschen Wirtschaft stößt
die Wahl von Armin Laschet zum
neuen CDU-Vorsitzenden auf ein
geteiltes Echo. Während Verbands-
vertreter die ausgleichenden Kom-

petenzen des nordrhein-westfälischen
Ministerpräsidenten betonen und ihn
als guten Anführer einer möglichen
schwarz-grünen Bundesregierung se-
hen, reagierten führende Unternehmer
enttäuscht.

VON C. DIERIG, C. HAAS, B. NICOLAI, 
K. SEIBEL UND P. VETTER

„Es ist dringend notwendig, dass die
CDU wieder eine Partei der Wirtschaft
und des Mittelstandes wird. Allein mit
dem Schwerpunkt auf soziale Themen
kann sich Deutschland im internationa-
len Wettbewerb nicht behaupten und
fällt noch weiter zurück“, sagte Klaus
Fischer, Inhaber der Unternehmens-
gruppe Fischer, gegenüber WELT. „Die-
se Herausforderungen zu bewältigen,
hätte ich Friedrich Merz am ehesten zu-
getraut. Er wäre der bessere Kandidat
gewesen.“

Trigema-Geschäftsführer Wolfgang
Grupp zeigte sich „tief enttäuscht“ von
der Wahl. „Wenn die CDU zu alter Stär-
ke zurückkommen will, muss sie neue
Wege gehen. Und das wäre mit Fried-
rich Merz passiert.“ Armin Laschet da-
gegen stehe für eine „Fortsetzung des
aktuellen stark sozialpolitisch gepräg-
ten Kurses. Damit hat die Partei ihre
Chance zum Neuanfang vertan.“ Für
ihn bleibe die CDU deshalb weiterhin
unwählbar. Die Wirtschaft werde schon
seit vielen Jahren „sträflich vernachläs-
sigt“. Das werde sich noch rächen. Auch
Europa-Park Inhaber Roland Mack
hofft, dass Merz weiter eine wichtige
Rolle in der CDU spielt: „Deutschland
braucht seine Wirtschaftskompetenz.“
Die mittelständischen Familienunter-
nehmen sollten mehr Beachtung finden.
Laschet habe aber den großen Vorteil
seiner langen Regierungserfahrung.

Merz, der Laschet in der Stichwahl
unterlag, trat beim digitalen Parteitag
am Samstag nicht für einen Posten im
CDU-Präsidium an. Er bot sich aller-
dings als Wirtschaftsminister für die ak-
tuelle Bundesregierung an. Der dritte
Vorsitzenden-Kandidat Norbert Rött-
gen hingegen wurde ins Präsidium ge-
wählt.

Die Forderungsliste für Laschet ist
lang. Die CDU müsse zwar keine Partei
der Unternehmen werden, sagte Nicola
Leibinger-Kammüller, Geschäftsfüh-
rende Gesellschafterin bei Trumpf.
„Aber sie muss eine ambitioniertere
Haltung gegenüber den politischen Mit-
bewerbern an den Tag legen, was Steu-
ern, staatliche Regulierung von Unter-
nehmen, aber auch das öffentliche Be-
kenntnis zu Kernbranchen der deut-
schen Industrie wie Automobil oder
Maschinenbau anbelangt.“ Laschet ha-
be in Nordrhein-Westfalen bewiesen,
„dass er kämpfen und zusammenführen
kann, was im Moment das Wichtigste
ist“.

Martin Herrenknecht, Vorstandsvor-
sitzender des Tunnelvortriebsmaschi-
nenenbauers Herrenknecht, hingegen
betonte, Laschet müsse nun zeigen,
dass er „tatsächlich frischer und klarer
in Richtung morgen und Zukunft aufge-
stellt ist“. Dazu gehöre, wie die Wirt-
schaft und der Mittelstand in Deutsch-

land konkret abgeholt werden. Auch
Philip Harting, Vorstandsvorsitzender
der Harting Technologiegruppe aus Es-
pelkamp in Ostwestfalen, fordert: „Er
muss als wahrscheinlicher Kanzlerkan-
didat für einen klaren Kurs sorgen.“ Da-
bei ist auch die Erwartung, in sozialpoli-
tischer Hinsicht maßvoll vorzugehen.
„Die Union sollte mutig sein, den Men-
schen wieder mehr zuzutrauen und
nicht den Weg in eine Vollkasko-Gesell-
schaft zu unterstützen“, sagte Arbeitge-
berpräsident Rainer Dulger. 

Die CDU habe sich in vielen Berei-
chen dem Koalitionspartner ergeben,
sagte Reinhold von Eben-Worlée, Präsi-
dent des Verbandes der Familienunter-
nehmer. „Es haben sich große Gräben
zwischen der Politik und der Wirtschaft
aufgetan, die der neue CDU-Vorsitzen-
de wieder schließen muss.“ Er erwartet
von Laschet „mehr Resilienz“ in der So-
zialpolitik. Seiner Meinung nach sind
sowohl der neue CDU-Vorsitzende als
auch CSU-Chef Markus Söder geeignete
Kanzlerkandidaten. Zudem hätten sich
auch Röttgen und Merz für weitere Auf-
gaben empfohlen. Letzteren sähe er
gern als Wirtschaftsminister. 

Der Hauptgeschäftsführer des Ver-
bands Deutscher Maschinen- und Anla-
genbau (VDMA), Thilo Brodtmann, for-
derte, Laschet müsse den marktwirt-
schaftlichen Markenkern der CDU

deutlicher machen: „Wir erwarten Ta-
ten und deutliche Innovationsimpulse
für den industriellen Mittelstand.“

Beim Bundesverband Großhandel,
Außenhandel, Dienstleistungen (BGA)
hingegen denkt man bereits über die
Zukunft einer möglichen schwarz-grü-
nen Bundesregierung nach. „Armin La-
schet ist eine gute Wahl über die CDU
hinaus“, sagte BGA-Präsident Anton
Börner WELT. „Gut, dass die letzte ver-
bleibende Volkspartei ihre Führungsfra-
ge geklärt hat, angesichts der Zentrifu-
galkräfte in und um Deutschland he-
rum.“ Eine der Kernaufgaben des neuen
CDU-Vorsitzenden sei es, die „Achse
Berlin-Paris aufrechtzuerhalten und
sich im europäischen Konzert als Mode-
rator zu verstehen, der auch einmal ge-
duldig zuhören kann“, sagte Börner.
„Die gleichen Eigenschaften braucht es
auch für eine Koalition mit den Grünen
und vielleicht noch mit der FDP.“ Der
Verband freue sich auf die Zusammen-
arbeit mit der neuen CDU-Führung,
„denn ohne eine starke Wirtschaft blei-
ben auch mehr Umwelt- und Klima-
schutz, sozialer Zusammenhalt und vie-
les Weitere auf der Strecke“.

Auch Michael Hüther, Direktor des
arbeitgebernahen Instituts der deut-
schen Wirtschaft (IW), betonte die
Kompetenz des neuen CDU-Chefs. „Ar-
min Laschet hat mehrfach nachgewie-
sen, dass er das kann, was Politik zu ma-
chen bedeutet: nämlich Mehrheiten bil-
den zu können“, sagte Hüther WELT.
Das habe er aus einer schwierigen Aus-
gangslage heraus im CDU-Landesver-
band Nordrhein-Westfalen genauso un-
ter Beweis gestellt wie seit 2017 als Mi-
nisterpräsident. „Der CDU kann das in
der Nach-Merkel-Ära nur nutzen.“ Zu
Laschets Stärken gehöre, gutes Perso-
nal an sich zu binden. Der IW-Chef ver-
wies zudem auf Laschets Funktion als
deutsch-französischer Kulturbevoll-
mächtigter. „Deshalb können wir uns
von ihm eine Stärkung der Achse Paris-
Berlin erhoffen, was der gesamten EU

zugutekommen wird.“ Der Ökonom
selbst sitzt in dem von Laschet im April
einberufenen Corona-Expertenrat des
Landes Nordrhein-Westfalen.

Ähnlich lobten Gewerkschaftsvertre-
ter Laschets Fähigkeiten. „Wir wissen,
dass der neue Vorsitzende die Sozial-
partnerschaft und starke Gewerkschaf-
ten als zentrale Säulen unserer Demo-
kratie anerkennt und die Sicherung der
Beschäftigung und die Wahrung der Ar-
beitnehmerrechte in Deutschland für
ihn oberste Priorität haben“, sagte Rei-
ner Hoffmann, Vorsitzender des Deut-
schen Gewerkschaftsbunds (DGB),
WELT. Der DGB werde ein „verlässli-
cher Partner“ sein, wenn es darum ge-
he, soziale Sicherheit und mehr Gerech-
tigkeit im Land und in Europa zu schaf-
fen. 

Der IG-BCE-Vorsitzende Michael
Vassiliadis bezeichnete Laschet als „ei-
nen Vorsitzenden der Mitte und einen
Mann in der Tradition der christlichen
Soziallehre.“ Dass die Partei ihn an die
Spitze gewählt hat, sei in der Krise und
für die Gewerkschaften eine wichtige
Entscheidung. Eine klare politische Ver-
ortung und der feste Wille zum Aus-
gleich unterschiedlicher Interessen sei-
en die entscheidenden politischen
Kompetenzen in diesem vielfältigen
Krisenumfeld, so Vassiliadis. „Nur so
lässt sich auch die Neuausrichtung un-
serer Industriegesellschaft sozial und
ökonomisch als auch ökologisch nach-
haltig gestalten.“

Der 59-jährige Laschet setzte sich am
Wochenende auf dem ersten digitalen
Parteitag der Christdemokraten in der
Stichwahl mit 521 Stimmen gegen Ex-
Unionsfraktionschef Merz durch, der
466 Stimmen erhielt. Norbert Röttgen
war in der ersten Runde ausgeschieden.
In der ersten Runde hatte Merz noch
knapp an der Spitze gelegen. Viele Rött-
gen-Anhänger unter den 1001 Delegier-
ten schwenkten dann aber zu Laschet
um. Die Entscheidung muss noch for-
mal per Briefwahl bestätigt werden.

Furcht vor dem
Laschet-Effekt
So mancher Unternehmer sorgt sich, dass
Deutschland mit dem neuen CDU-Chef 
in eine „Vollkasko-Gesellschaft“ steuert

Das Verhältnis zur CDU
läuft aus Sicht vieler
Firmenchefs nicht rund.
Vor allem für den 
Mittelstand wünschen sie
sich mehr Unterstützung 
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Das stimmt. Aber auch Armin Laschet
hat bei uns in Nordrhein-Westfalen mit
seiner Wirtschaftspolitik so manches
bewegt und das Land eindeutig nach
vorne gebracht. NRW ist im Bundeslän-
dervergleich nicht mehr Schlusslicht.
Trotzdem macht es sicherlich Sinn,
Friedrich Merz einzubinden und ihm ei-
ne gehobene Position zu geben.

Ins CDU-Präsidium wollte er sich
nicht wählen lassen. Dafür hat er an-
geboten, sofort Wirtschaftsminister
zu werden.
Wirtschaftspolitik ist seine Stärke. Aus
Sicht der Wirtschaft wäre er eine ausge-
zeichnete Wahl. Zudem war das Wirt-
schaftsministerium in den vergangenen
Jahren auch nicht stark und durchset-
zungsfähig genug. Auch erinnere ich an
das groß angekündigte Industriepapier
– da hatte man zunächst den Mittel-
stand komplett vergessen. Und in der
Corona-Krise hat es zuletzt auch massiv
gehakt. Jetzt werden die November-Hil-
fen erst im Januar ausgezahlt. Es geht
hier um Existenzen und viele Arbeits-
plätze. Große Teile der Unternehmer-
schaft sind wirklich extrem sauer. Fri-
schen Wind in der Wirtschaftspolitik

A rmin Laschet hat sich bei der
Wahl zum CDU-Parteivorsitz ge-
gen Friedrich Merz durchge-

setzt. Arndt G. Kirchhoff ist Unterneh-
merpräsident in Nordrhein-Westfalen
und kennt sowohl Merz als auch La-
schet gut. Im Interview spricht er über
das Wahlergebnis, dessen Folgen und
die Forderungen der Wirtschaft gegen-
über den Christdemokraten.

VON CARSTEN DIERIG

WELT: Herr Kirchhoff, der neue CDU-
Chef heißt Armin Laschet. Ist das ein
Wahlergebnis in Ihrem Sinne?
ARNDT KIRCHHOFF: Das wird sich
noch herausstellen. Denn es gibt von
Wirtschaft und Unternehmen und da-
mit auch von mir klare Erwartungen an
den neuen CDU-Chef: eine mutige und
wieder wegweisende Wirtschaftspolitik.
In den vergangenen Jahren ist das wirt-
schaftspolitische Profil der Partei stark
verwässert, wenn nicht gar abhanden-
gekommen. Es gibt riesigen Nachholbe-
darf.

Wirtschaftspolitik gilt als die Stärke
von Friedrich Merz.

könnte unser Land also gut gebrauchen.
Ich begrüße es jedenfalls ausdrücklich,
dass Friedrich Merz helfen will und sich
nicht in die Schmollecke zurückzieht.

Angela Merkel, um deren Kabinett es
ja geht, hat bereits abgewunken und
angekündigt, dass es keine Regie-
rungsumbildung geben soll.
Dann hoffe ich, dass die bestehende
Bundesregierung die Stärkung des
Wirtschaftsstandorts wieder ernster
nimmt. Die Folgekosten der Corona-
Krise werden das Land belasten. Das
nötige Geld muss noch erwirtschaftet
werden. Dafür gilt es die Wirtschaft zu
stärken und nicht, sie weiter zu schwä-
chen wie in den vergangenen Jahren.

Welchen wirtschaftspolitischen Kurs
fordern Sie?
Deutschland ist in vielen Bereichen gar
nicht mehr wettbewerbsfähig. Wir ha-
ben die höchsten Energiepreise, zu ho-
he Steuern, sehr hohe Sozialkosten und
hinken zugleich bei der Digitalisierung
weit hinterher. Da muss dringend ge-
handelt werden. Nur wenn Unterneh-
menssteuern und vor allem Energie-
preise sinken, wird es zu deutlich mehr

Investitionen kommen. Andernfalls
geht die Abwanderung weiter und
Deutschland verliert weitere Teile der
Industrie, allen voran bei den Grund-
stoffen, also etwa in der Chemie, beim
Stahl oder auch in den Bereichen Pa-
pier, Zement und Kunststoff. Corona
hat aber doch gerade erst gezeigt, wie
gefährlich es ist, wenn entsprechende

Industrien nicht mehr im eigenen Land
sitzen.

Armin Laschet sagt selbst, dass er für
die Fortsetzung des Merkel-Kurses
steht.
Es muss ja auch nicht in jedem Bereich
eine politische Kehrtwende geben. Was
im Argen liegt, habe ich beschrieben.
Und da kann Armin Laschet künftig
ganz anders den Kurs mitbestimmen
und die entsprechenden Leute einbin-
den. Am Ende kommt es auf das richtige
Team an. Und dass Laschet kein Son-
nenkönig, sondern ein Teamplayer ist,
hat er stets bewiesen. Das halte ich für
eine Stärke.

Welche Stärken sehen Sie bei Armin
Laschet noch?
Laschet ist besonnen und ausgleichend,
aber gleichzeitig tatkräftig und kämpfe-
risch. Er kann die Gesellschaft zusam-
menhalten und Menschen mitnehmen.
Da ist er sicherlich ausgewogener als
Friedrich Merz mit seinen Ecken und
Kanten. Zudem hat er als Ministerpräsi-
dent Führungsstärke bewiesen. In der
Summe bietet er sicherlich das bessere
Gesamtpaket.

„Es macht Sinn, Merz eine gehobene Position zu geben“
NRW-Unternehmerpräsident Kirchhoff begrüßt es, dass sich der Politiker nach seiner Niederlage nicht in die „Schmollecke“ zurückzieht

D ie CDU hat Armin Laschet zu
ihrem nächsten Vorsitzenden
gewählt. Damit entscheidet

sich die Partei nach der Wahl von An-
negret Kramp-Karrenbauer im Jahr
2018 wiederholt für ein Maximum an
Kontinuität. Gleichzeitig wird ein Kan-
didat gewählt, der die Partei in ihrer
ganzen Breite repräsentiert. 

Laschet steht für den Kampf gegen
die Clan-Kriminalität genauso wie er
das sozialpolitische Profil des ehemali-
gen Integrationsministers pflegt. Er ge-
nießt einen sehr guten Ruf bei der FDP,
wo man seine Wirtschafts- und Digital-
politik in NRW ausdrücklich lobt. Er ist
aber auch bei den Grünen durchaus
vermittelbar: Wie kein anderer CDU-
Kandidat steht Laschet für eine offene
und diverse Gesellschaft sowie für eine
Vertiefung der Europäischen Union.

Im Vergleich zu Friedrich Merz ist
Laschets Führungsstil integrativ und
nicht konfrontativ. Während Merz die
Betonung seiner Kandidatur auf die an-
stehenden Herausforderungen legte,
ging es bei Laschet in erster Linie um
das Vertrauen der Delegierten. Seine
Unterstützer schätzen seine Fähigkeit,
zuzuhören und die verschiedenen
Gruppen der CDU konstruktiv zu ver-
binden. Kurzum, die CDU hat den Vor-
sitzenden gewählt, der ihnen die meis-
ten Optionen offenhält und viele An-
knüpfungspunkte bietet. In all diesen
Punkten steht er voll und ganz im Erbe
von Angela Merkel.

Doch Laschet und die CDU sollten
sich keinen falschen Illusionen hinge-
ben. Deutschland im Jahr 2021 steht an
einem gänzlich anderen Punkt als zu
Beginn der Merkel-Ära. Während Ger-
hard Schröder den Erfolg der Merkel-
Jahre mit den harten Arbeitsmarktre-
formen der Agenda 2010 einleitete, hat
Deutschland unter der Führung der

CDU in den letzten 15 Jahren alle gro-
ßen Veränderungen verschlafen und
enorm an Wettbewerbsfähigkeit einge-
büßt. Waren zu Beginn der Ägide von
Angela Merkel unsere großen Unter-
nehmen noch weltweite Leuchttürme
und der Mittelstand das Rückgrat der
deutschen Wirtschaft, hat es in der
Zwischenzeit eine tektonische Ver-
schiebung hin zu den amerikanischen
Silicon-Valley-Unternehmen gegeben. 

Wir wären ohne Google, Zoom und
Amazon wohl kaum durch den Lock-
down gekommen. Tesla ist mittlerweile
mehr wert als die gesamte europäische
Automobilindustrie, und China hat uns
im Bereich der künstlichen Intelligenz,
Robotik und Elektromobilität längst
überholt. Nach der Pandemie wird es
eine enorme Kraftanstrengung werden,
unsere stagnierende Wirtschaft durch
Innovation und intelligente Investitio-
nen wieder auf Wachstumskurs zu be-
kommen.

Und das ist nicht alles: Die existen-
zielle Krise der EU, die ungelöste Mi-
grationsfrage, die fehlende Digital- und
Bildungspolitik wurden allesamt strate-
gisch nicht durchdacht. Sowohl in der
CDU als auch in der Regierung fehlt es
eklatant an Führungskompetenz. Unter
den Abgeordneten der Union gibt es
bei all diesen Punkten schon längst
kein Erkenntnisproblem mehr, aber
gleichwohl ein unerklärliches Umset-
zungsproblem. 

Endlich langfristige Strategien zu er-
arbeiten, das geeignete Personal aufzu-
stellen und, falls er im Herbst zum
Bundeskanzler gewählt wird, diese
auch zügig umzusetzen, wird nun die
Aufgabe von Armin Laschet. Es ist kein
leichtes Erbe, und doch hat er in den
entscheidenden Momenten – wie bei
dieser Parteitagsrede – gezeigt, dass er
uns überraschen kann. Vielleicht liegt
ja genau hierin seine Stärke und die
Klugheit der Wahl.

T Johannes Reck ist Gründer und Chef
des Reisevermittlers GetYourGuide

GASTBEITRAG

JOHANNES RECK

Langfristige
Strategien

CHINA HAT UNS 

IM BEREICH DER

ROBOTIK UND

ELEKTROMOBILITÄT

LÄNGST ÜBERHOLT

Arndt G. Kirchhoff, 1955 in Essen
geboren, studierte Wirtschafts-
ingenieurwesen und Maschinen-
bau an der TU Darmstadt. Bis
2020 war er geschäftsführender
Gesellschafter der Kirchhoff-
Gruppe. Der Landesvereinigung
der Unternehmensverbände
Nordrhein-Westfalens steht er
seit 2016 als Präsident vor.
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„Gesundheit wichtiger als Datenschutz“
Warum NRW-Unternehmerpräsident Arndt G. Kirchhoff Schulden aktuell für vertretbar hält

Von Jens Helmecke

Attendorn. Vielleicht ist 2020 für 
viele Menschen ein verlorenes 
Jahr. In jedem Fall ist es ein denk-
würdiges, weltweit. Ein furchtba-
res Virus bestimmt seit Monaten 
das Leben rund um den Globus 
und natürlich auch in Deutsch-
land. Der erfolgreiche Attendor-
ner Unternehmer Arndt Günter 
Kirchhoff (besser bekannt als 
Arndt G. Kirchhoff) vertritt die 
Wirtschaft in vielen Belangen.  
Der 65-Jährige ist durch sei-
ne Tätigkeit in Funktionen als 
NRW-Unternehmerpräsident 
oder als Vizepräsident des Ver-
bands der Automobilindustrie 
(VDA) seit Jahren nah dran an 
Regierungsgeschehen im Bund 
und Land, auch jetzt, in der viel-
leicht schwierigsten Krise der 
Nachkriegszeit.

Herr Kirchhoff, wie zufrieden sind Sie 
in dieser Situation mit der Bundesre-
gierung?
Arndt G. Kirchhoff: Ganz aktuell 
frustrieren mich erst einmal die 
weiterhin hohen Infektionszah-
len. Wir haben es im November 
nicht geschafft, das Virus unter 
Kontrolle zu bekommen. Aller-
dings muss man sagen, dass man 
ja eigentlich nichts zu hundert 
Prozent richtig machen kann in 
dieser völlig neuen Situation. Ich 
finde daher, dass die Politik das 
Allermeiste gut gemacht hat.

Die Lage wird aber nicht besser…
Wir haben es aber besser ge-
macht als andere Länder. Bisher 
sind wir im Vergleich noch mit 
einem blauen Auge davongekom-
men. Und wir haben einen Impf-
stoff und bessere Aussichten auf 
das Frühjahr. 

Erst einmal haben wir einen harten 
Lockdown mit erheblichen wirtschaft-
lichen Folgen.
Es stimmt, wir müssen jetzt schon 
über eine Exit-Strategie sprechen. 
Die fehlt. Die Politik muss die 
Zeit zwischen den Jahren nutzen, 
um darüber nachzudenken. Ich 
glaube, am 5. Januar ist die nächs-
te Krisensitzung. Bis dahin sollte 
es eine Vorstellung geben, wie es 
weiter geht.

Die Zahlen sprechen gegen eine 
schnelle Lockerung der Maßnahmen, 
oder?
Wir sollten unsere Möglichkeiten 
besser ausschöpfen. Wir haben 
eine Corona-Warn-App, ja. Aber 
wir könnten auch QR-Tracking-

Apps einsetzen. Diese Möglich-
keit wird in anderen Teilen der 
Welt bereits genutzt. Ich sage 
ganz klar: In dieser Situation 
würde ich Gesundheitsschutz vor 
Datenschutz stellen. Bis die Situ-
ation wieder unter Kontrolle ist. 
Wenn wir das im Frühjahr bereits 
getan hätten, wären wir weiter.

Ein heikles Thema.
Ja, und grundsätzlich sollten da-
rüber auch die Parlamente ent-
scheiden. Sie müssen beteiligt 
werden. Ich finde auch eine re-
gionale Differenzierung richtig. 
Man muss im Märkischen Kreis 
andere Maßnahmen treffen kön-
nen als im Berchtesgadener Land, 
wenn es die Umstände erfordern.

Hat Bayern die Krise besser im Griff 
als NRW?
Den Zahlen nach zu urteilen 
nicht. Noch einmal. Es sollte 
keine pauschalen Antworten auf 
das Infektionsgeschehen geben. 

Sollte es denn pauschal mehr Hilfe für 
die Wirtschaft geben? 
Also wenn ich an die Gastrono-
mie oder aktuell an den Einzel-
handel und die Friseure denke, 
sehe ich es so: Wenn ich als Staat 
jemandem das Geschäft verbiete, 
dann muss ich dafür aufkommen. 
Das kostet viel Geld. 

Sind die Milliardenpakete heute be-
reits eine zu schwere Hypothek für 
die Zukunft?
Nicht zwangsläufig. Wir kom-
men von einer Verschuldung von 
weniger als 60 Prozent gemessen 
am Bruttoinlandsprodukt (BIP). 
Durch die bisher beschlossenen 
Milliardenhilfen nähern wir uns 
75 Prozent. In der Finanzkrise 
waren wir bei über 80 Prozent. 
Wir können uns das für eine 
Übergangszeit leisten. Aber je 
länger die Krise dauert, desto 
schwieriger wird es. Wir müssen 
möglichst schnell wieder einen 
kräftigen Aufschwung erreichen, 
damit sich  die Kassen wieder 
füllen können. Denn der Staat 
profitiert in hohem Maße von 
erfolgreichen Unternehmen und 
hoher Beschäftigung. Die Indus-
trie läuft ja Gott sei Dank. Das 
ist allerdings unsere Stärke und 
Achillesferse zugleich.

Eilt China der deutschen Wirtschaft 
nicht gerade davon?
Davoneilen würde ich nicht sa-
gen. Die haben eine tollen Lauf, 
haben sehr gute Wachstumsvo-
raussetzungen geschaffen. Tol-
le Infrastruktur. Wachstum des 
Wohlstands in den vergangenen 
ein bis zwei Jahrzehnten.  Auch 
Firmen wie  wir  - also Kirchhoff 
Automotive - profitieren sehr vom 

chinesischen Markt. 
Aber die Abhängigkeit wächst zuse-
hends.
Die Dax-30-Unternehmen ma-
chen 18 Prozent ihres Umsatzes 
mit China. VW sogar 40 Prozent. 
BMW auch 30 Prozent - wir etwa 
zehn Prozent. Die Zusammenar-
beit mit China ist nicht schlecht. 
Schlecht sind die Handelsbe-
schränkungen. Hier hoffen wir 
auf den neuen US-Präsidenten 
Joe Biden.

Fließt nicht zu viel Know-how aus 
Deutschland und Europa nach Asien 
ab?
China bleibt ein totalitärer Staat. 
Wir würden in China nichts ent-
wickeln, was unser Basis-Know-
how betrifft. In der Tat dürfen wir 
uns nicht alles gefallen lassen, 
müssen Geschäfte stärker auf Au-

genhöhe machen. Das geht, denn 
die Chinesen wissen, dass wir in 
vielen Bereichen immer noch 
Weltmarktführer sind. Letztlich 
müssen wir die Dinge allerdings 
europäisch lösen.

Wie?
Die Europäische Union stellt im 
neuen Haushalt 750 Milliarden 
Euro unter anderem zur Trans-
formation hin zu Klimaneutra-
lität Verfügung. So viel Geld hat 
Amerika nicht. Und die Chinesen 
haben es auch nicht bereitgestellt. 
Wir müssen also die besseren 
Dinge erfinden. Die Basistech-
nologie haben wir dafür. Da sind 
wir immer noch führend. Wenn 
wir das in den kommenden Jah-
ren schaffen, erreichen wir unse-
re Klimaziele und stärken unsere 
Wirtschaft nachhaltig.

AfD stimmt für Aufnahme von mehr Flüchtlingen
Votum in Gevelsberg sorgt für Wirbel bei Populisten. Andernorts um bürgerliches Image bemüht

Von Max Kölsch, Stefan Scherer 
und Hendrik Schulz

Gevelsberg/Siegen. Diese Abstim-
mung im  Stadtrat von Gevels-
berg im Ennepe-Ruhr-Kreis ist 
im AfD-Kreisverband heftig ein-
geschlagen. Die beiden AfD-Rats-
herren Falk Arndt und Andreas 
Vollmer-Weiß hatten die Hände 
für einen Antrag der Grünen ge-
hoben. Sind diese schon nicht der 
natürliche Tanzpartner auf dem 
politischen Parkett, sorgte der 
Inhalt des Antrags für noch viel 
größeren Ärger: Mit den Stim-
men der AfD-Fraktion votierte 
der Rat  einstimmig dafür, dass 
die Stadt sich dazu bereit erklärt, 
sogar noch mehr Flüchtlinge auf-
zunehmen, als ihr eigentlich zu-

gewiesen werden. 
Im Nachklang der Berichterstat-
tung unserer Zeitung fordert der 
AfD-Fraktionschef Falk Arndt 
nun eine Richtigstellung und mel-
dete sich per E-Mail: Der Antrag 
der Grünen sei ja nur diskutiert, 
es sei aber nicht über diesen ab-
gestimmt  worden. 

Falk Arndt, gleichzeitig stellver-
tretender Kreissprecher der AfD 
hatte nach Informationen unse-
rer Zeitung aus den eigenen Rei-
hen zuvor heftigsten Gegenwind 
bekommen – ist doch schon das 
Ablehnen der vom Bund zugewie-
senen Flüchtlinge Kern der Par-
tei. Dass die AfD tatsächlich dem 
Flüchtlings-Antrag zugestimmt 
hat, bestätigt allerdings auch Bür-
germeister Claus Jacobi (SPD), 

der die Sitzung geleitet hatte. Er 
habe den Stadtrat exakt über die-
sen Antrag inklusive der Ände-
rungen abstimmen lassen. Und 
auch die protokollierten Tonauf-
nahmen der betreffenden Passage 
dieser Sitzung, die die Redakti-
on noch einmal angefordert hat, 
zeigt, dass der Grünen-Antrag 
auch mit den Stimmen der AfD 
angenommen wurde. AfD-Frak-
tionschef Falk Arndt bleibt indes 
dabei: „Natürlich würden wir ei-
nem solchen Antrag nicht zustim-
men.“

Andere Strategien zu beobachten 
Ist die AfD hier in Gevelsberg 
also bemüht, ihr flüchtlingskriti-
sches Image nicht zu beschädi-
gen, sind andernorts durchaus 

auch andere Strategien zu be-
obachten. Beispiel Siegen: Seit 
der Kommunalwahl gibt sich die 
AfD im Siegener Rat und auch 
im Kreistag Siegen-Wittgenstein 
alle Mühe, seriöser aufzutreten 
und den anderen Parteien in-
haltlich entgegenzukommen.  
Im Wahlkampf war die AfD ins-
besondere in Siegen sehr aggres-
siv aufgetreten und hatte sich der 
bekannten populistischen Rheto-
rik bedient. 

Nachdem das Ergebnis nicht 
wie erhofft ausgefallen war - 7,2 
Prozent in Siegen, 6,72 im Kreis 
- betonte die neue Siegener Rats-
fraktion schon in der ersten Sit-
zung, dass man sich ausgegrenzt 
fühle und man inhaltlich mit al-
len zusammenarbeiten wolle.

Angesichts dieser abrupten 
180-Grad-Kehre zeigen die an-
deren Parteien der AfD nach wie 
vor die kalte Schulter. 

Die Rechtsaußen-Vertreter ver-
zichten zwar auf Angriffe in den 
Debatten, schlagen sachliche 
Töne an und stimmen in Siegen 
auch häufiger mit anderen Frakti-
onen - etwa für die Beratung von 
Ausländern. Parallel dazu läuft 
die Rhetorik im Netz aber nahezu 
unverändert weiter: Stichproben 
bei den Facebook-Auftritten und 
-Profilen von Fraktionen, Kreis-
verband und Mandatsträgern zei-
gen, dass die rechtspopulistische 
Klaviatur  nach wie vor bedient 
wird. Auch wird die inhaltliche 
Nähe zu Corona-Leugnern ge-
sucht.
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Hagen: Senior tot in 
Teich gefunden

Hagen. Schreckliche Entdeckung 
am Heiligabend in Hagen: Gegen 
7.20 Uhr wurde die Feuerwehr in 
ein Altenheim im Stadtteil Emst  
zu einer Seniorenresidenz  ge-
rufen. In der Gartenanlage trieb 
eine leblose Person in einem 
Teich. Die Feuerwehr barg den 
Toten aus dem Wasser, die Polizei 
identifizierte ihn als 78-jährigen 
Bewohner des Altenheimes. Der 
Mann wurde seit etwa 5 Uhr am 
Morgen vermisst. Nach bisheri-
gem Stand der Ermittlungen gibt 
es keine Hinweise auf ein Fremd-
verschulden.  rd

Zur Person

 ■ Nach dem Studium des 
Wirtschaftsingenieurwesens 
und des Maschinenbaus an 
der TU Darmstadt war Arndt G. 
Kirchhoff zunächst Leiter der 
zentralen Auftragsabwicklung 
Deutsche Babcock Werke AG, 
bevor er 1990 Geschäftsführen-
der Gesellschafter der Kirchhoff 

Gruppe wurde.
 ■ Die familiengeführte Unter-

nehmensgruppe ist mit weltweit 
rund 13.750 Mitarbeitern und 
einem Jahresumsatz von mehr 
als2,45 Milliarden Euro eines der 
bedeutendsten mittelständi-
schen Unternehmen der Autozu-
liefererbranche.

Arndt G. Kirchhoff hält staatliche Hilfen für Unternehmer im Corona-Lockdown für zwingend nötig: „Wenn ich als Staat jemandem das Geschäft verbiete, dann 
muss ich dafür aufkommen.“                                                                                                                                                                                                    FOTO: HANS-JÜRGEN BAUER

Betrunken mit 
Leichenwagen

unterwegs
Fahrer gestoppt:

Kein Führerschein
Wilnsdorf. Alkoholfahrt mit einem 
Leichenwagen im Siegerland: 
In der Nacht zum ersten Weih-
nachtsfeiertag staunten Polizeibe-
amte in Wilnsdorf-Wil-
gersdorf nicht schlecht, als ihnen 
kurz nach Mitternacht der Wa-
gen  eines Bestattungsinstituts 
auffiel, der in Schlangenlinien 
unterwegs war. Sie stoppten das 
Fahrzeug, der 27-jährige Fahrer 
zeigte sich bei der Kontrolle al-
lerdings renitent: Er versuchte 
zu Fuß zu flüchten,  konnte aber 
nach kurzer Strecke von den bei-
den Beamten eingeholt werden. 
Bei der anschließenden Über-
prüfung leistete er aber weiter 
Widerstand und musste gefesselt 
werden. Eine 29-jährige Beamtin 
wurde dabei leicht verletzt. Wie 
sich herausstellte, war der Mann 
alkoholisiert und nicht im Besitz 
einer gültigen Fahrerlaubnis. Die 
Ermittlungen der Polizei ergaben, 
dass der 27-jährige den Wagen für 
einen Bekannten repariert hatte. 
Nach gemeinsamem Bierkonsum 
mit dem Freund habe er dann 
eine Probefahrt durchführen 
wollen. Der Halter des Bestat-
tungsfahrzeuges erinnert sich da-
gegen anders an den Abend und 
erstattete im Nachklang Anzei-
ge gegen den 27-jährigen wegen 
unbefugter Ingebrauchnahme 
des Wagens. Demnach hatte der 
27-Jährige dem Halter des Lei-
chenwagens die Schlüssel wieder 
übergeben, sie aber im Verlaufe 
seines Besuchs einfach wieder an 
sich genommen und war später 
zu der Alkohol-Fahrt aufgebro-
chen, ohne dass der Halter davon 
wusste. Den Fahrer erwartet nun 
eine Strafanzeige wegen einer 
Trunkenheitsfahrt, Fahren ohne 
Fahrerlaubnis sowie Widerstand 
gegen Polizeibeamte.                 rd

Tödlicher Unfall mit 
Auto in Netphen

Netphen. Schwerer  Verkehrsunfall 
in Netphen  im Kreis Siegen-Witt-
genstein: Bei einem Frontalzu-
sammenstoß zweier Autos ist 
am ersten Weihnachtstag ein 54 
Jahre alter Mann gestorben, eine 
31-Jährige wurde schwer verletzt.  
Gegen 11.35 Uhr hatte sich der 
schwere Unfall auf der Kreisstra-
ße 5 ereignet: Der 54-Jährige war 
mit seinem Wagen von Dreis-Tie-
fenbach in Richtung Dautenbach 
unterwegs, als er in einer leichten 
Kurve aus unbekannter Ursache 
ins Schleudern geriet. Sein Wa-
gen krachte frontal in das Auto 
einer 32-Jährigen, die ihm entge-
gen kam.                                    rd
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Herr Kirchhoff, alle reden vom Lock-
down, wie groß sind die Auswirkungen
auf die NRW-Wirtschaft tatsächlich?
Die wirtschaftlichen Schäden nehmen mit
jeder Woche im Lockdown weiter drama-
tisch zu. Tatsache ist, dass gerade Tausen-
de von Betrieben gemeinsam mit ihren Be-
schäftigten um ihr wirtschaftliches Über-
leben kämpfen. Viele direkt oder indirekt
vom Lockdown betroffene Betriebe wissen
nicht mehr, wie sie ihre Rechnungen be-
zahlen sollen. Das Eigenkapital ist häufig
nahezuaufgebraucht.DieVerzweiflung ist
groß. Und die Auszahlung der zugesagten
Finanzhilfendauerteinfachzulange.Viele
stehen vor dem Aus.

Aber es gibt höhere Entschädigungen,
umdenzweitenLockdownabzufedern?
Die Hilfen sind wichtig, werden aber bei
weitem nicht alle Schäden ausgleichen
können. Die Hoffnung, der zweite Lock-
down würde wirtschaftlich relativ glimpf-
lich ausgehen, droht sich zunehmend als
trügerisch zu erweisen. Die Geschäftser-
wartungen der Unternehmen und auch die
Verbraucherstimmung haben sich zuletzt
jedenfalls massiv eingetrübt.

Konkret ist aber die Industrie nicht ge-
schlossen, lediglich der Einzelhandel.
Dennoch müssen wir dringend aufpassen,
dass nicht auch noch die Industrie erneut
heftiger getroffen wird. Denn was nicht in
Geschäften verkauft werden kann, wird in
den Fabriken nicht nachproduziert. Auch
müssen bereits für die Innovations- und
WettbewerbsfähigkeitwichtigeInvestitio-
nen verschoben oder ganz abgesagt wer-
den. Ich warne dringend davor, jetzt auch
noch durch Grenzschließungen Lieferket-
ten zu unterbrechen oder gar durch ange-
ordnete Betriebsschließungen die Indus-
trie komplett lahmzulegen. Die Konse-
quenzen für Arbeitsplätze, Sozialsysteme
und Staatshaushalte wären unabsehbar.
Wir dürfen unsere Wirtschaft auf keinen
Fall komplett abwürgen.

Es gibt Stimmen, die auch einen Lock-
down der Industrie fordern…
Unsere Unternehmen setzen seit Monaten
mithohemAufwandumfassendeHygiene-
konzepte penibel um. Das hat dazu ge-
führt, dass sich unsere Betriebe gerade
nicht als Hotspots für Ansteckungen er-
wiesen haben. Und beim Thema mobiles
Arbeiten hat die Wirtschaft sehr schnell
gehandelt und ist schon lange viel weiter
als große Teile der öffentlichen Verwal-
tung. Dennoch sind es Unternehmen, die
jetzt mit einem bürokratischen Monstrum
aus Abwägungs-, Dokumentations- und
Nachweispflichten überzogen werden.

WiebewertenSiedieArbeitderPolitik?
Ich unterstütze die Politik ausdrücklich in
dem Ziel, eine Überlastung des Gesund-
heitssystemszuverhindern.Abermonate-
langeSchließungenvonKitasundSchulen
sowie wichtiger Teilen der Wirtschaft wird
unsere Gesellschaft weder wirtschaftlich
undsozialpolitischnochbildungspolitisch
verkraften.

Gilt Ihre Aussage auch für die
Impfpolitik?
Um es noch einmal klar zu sagen: Die Wirt-
schaftinNordrhein-Westfalenweißumdie
enorme Herausforderung für die Politik,
wirksame Maßnahmen zur Bewältigung
der Pandemie treffen zu müssen. Wir alle
setzen nun große Zuversicht auf die Im-
pfungunddiedamitverbundeneRückkehr
zu einem normalen Leben. Es ist jedoch ei-
ne Mammutaufgabe, ein ganzes Volk
durchzuimpfen.Wirmüssennunnachvor-
ne schauen. Nach dem holprigen Start
müssen Politik und Verwaltung Impfstoff-
Beschaffung und Impfprozess nun umso
sorgfältiger und stringenter managen.

Wann können Sie Entwarnung geben?
Es wird in jedem Fall bis weit in den Som-
mer hinein dauern, bis endlich genügend
Menschen geimpft sein werden. Ich kann
deshalb absolut nicht nachvollziehen,
warumdiedigitalenMöglichkeitenzurBe-
kämpfung der Pandemie nicht endlich viel

entschlossener genutzt werden. Dass die
Gesundheitsämterauchrundein Jahrnach
Ausbruch der Pandemie immer noch nicht
flächendeckend digitalisiert und vernetzt
sind, ist bitterer Ausweis des aktuellen
Standes der Digitalisierung im öffentli-
chen Sektor. Und die Ergänzung der Coro-
na-App im Dezember um ein händisches
Tagebuch ohne digitale Schnittstelle zu
den Gesundheitsämtern war nahezu gro-
tesk. In dieser außergewöhnlichen Lage
den Datenschutz so einseitig vor den Ge-
sundheitsschutzzustellen,halte ichfürei-
nen schweren Fehler.

Was sind Ihre konkreten Forderungen?
Dringend brauchen wir in jedem Fall eine
QR-Tracing-App, mit der man den Zugang
etwa zu belebten Orten, Geschäften oder
Gastronomie begrenzen und gleichzeitig
auch Infektionsketten digital nachverfol-
gen kann. Das ist auch wichtig, damit nach
erfolgten Lockerungen nicht unmittelbar
die Zahlen wieder in die Höhe schnellen.

Fordern Sie Lockerungen?
Wir alle brauchen dringend Perspektiven.
Es ist gut, dass die Politik nun endlich eine
Exit-Strategieerarbeitenwill. Siemussda-
bei besonders intensiv die Kriterien für
Lockerungen überprüfen. Immer wieder
wird von weiten Teilen der Politik die Sie-
ben-Tage-Inzidenz von 50 zur Bedingung
gemacht.WennabergroßeTeilederbeson-
deren Risikogruppen geimpft sind, wird
das Gesundheitssystem eindeutig entlas-
tet.UndwennmitanalogenMöglichkeiten
beim Wert 50 eine Nachverfolgbarkeit der
Infektionsketten sichergestellt werden
kann, dann muss dies doch mit digitalen
Instrumenten auch bei einem höheren
Wert umsetzbar sein.

Nach fünf Verlustjah-
ren in Folge hat die Deutsche
Bank ausgerechnet im Jahr der
Corona-Krise die Trendwende
geschafft. Der vom Vorstand an-
gestrebte Vorsteuergewinn fiel
2020 mit etwas über einer Milli-
arde Euro noch besser aus als er-
wartet und sogar unter dem
Strich standen schwarze Zahlen,
wie Deutschlands größtes Geld-
haus am Donnerstag mitteilte

DieBankweist fürdasvergan-
gene Jahr 624 Millionen Euro
Überschuss aus. Davon müssen
unter anderem noch Zinszah-
lungen an die Inhaber bestimm-
ter Anleihen abgezogen werden,
so dass auf die Aktionäre des
Frankfurter Dax-Konzerns 113
Millionen Euro Gewinn entfällt.
„Im wichtigsten Jahr unseres
Umbaus ist es uns gelungen, die
Transformationskosten und die
gestiegene Risikovorsorge mehr
als auszugleichen- und das trotz
globaler Pandemie“, bilanzierte
Konzernchef Christian Sewing.
„Wir sind nachhaltig profitabel
und zuversichtlich, dass der ins-
gesamtpositiveTrend2021auch
in diesen schwierigen Zeiten an-
hält“, sagte Sewing

18 Monate nach Ankündi-
gungderneuenStrategiesei„die
Phase des intensivsten Umbaus“
abgeschlossen. (dpa)

Weil Deutschland und
andere Staaten Vorschriften et-
wa für Telefonate ins EU-Aus-
land nicht umgesetzt haben,
geht die EU-Kommission recht-
lich gegen die Länder vor. Man
habe gegen 24 Staaten ein soge-
nanntes Vertragsverletzungs-
verfahren eingeleitet und sie
schriftlich dazu aufgefordert,
unverzüglichalleerforderlichen
Maßnahmen umzusetzen, teilte
die Brüsseler Behörde mit. Die
Länder haben nun zwei Monate
Zeit, zu reagieren. Es droht eine
Klage vor dem Europäischen Ge-
richtshof. Die EU-Staaten und
das Europaparlament hatten
sich bereits 2018 auf den Kodex
verständigt. Vorgesehen ist un-
teranderem,dassTelefonateaus
demeigenenLandineinenande-
ren EU-Staat pro Minute nur
noch höchstens 19 Cent kosten
dürfen- egal ob vom Handy oder
vom Festnetztelefon aus. (dpa)

Die Besucher deutscher In-
nenstädtewerdenimSchnitt im-
mer älter. Einer Erhebung des
Kölner Handelsforschungsinsti-
tuts IFH zufolge waren 2020 nur
noch16Prozentvonihnenunter
25 Jahre alt. Der Anteil der über
51-Jährigen lag dagegen bei 47
Prozent. Der Altersschnitt stieg
auf 47,5 Jahre. Für die Untersu-
chung waren vor dem Winter-
Lockdown rund 58 000 Passan-
tinnen und Passanten in 108
Städten befragt worden.

Dabei zeigte sich auch, dass
die Jüngeren mit dem Angebot
des Einzelhandels vor Ort in der
Regel weniger zufrieden sind als
Ältere. Nur 45 Prozent der 25-
Jährigen bezeichneten das An-
gebot von Bekleidung und Le-
derwaren als „sehr gut“ oder
„gut“, bei den über 51-Jährigen
waren es mit 54 beziehungswei-
se 57 Prozent deutlich mehr.
Auffällig ist auch, dass die junge
Altersgruppe den Einkaufsbum-
mel seltener zum Anlass für ei-
nen Innenstadtbesuch nimmt
(50 gegen 65 Prozent). Für sie
sind dafür zum Beispiel Gastro-
nomie und Behördengänge ein
wichtigerer Faktor.

„DieStudiezeigt:Wennunse-
re Innenstädte attraktiv bleiben
sollen, muss Stadtentwicklung
von den Bedürfnissen der Men-
schen aus gemacht werden“,
sagte Jürgen Block, Geschäfts-

führer der Bundesvereinigung
City- und Stadtmarketing
Deutschland, in einer Mittei-
lung. „Die möchten sich in der
Stadt versorgen, aber gerade die
jüngerenBefragtenmöchtenvor
allem auch etwas erleben und
sich begegnen. Der stationäre
Handel muss sich an diese An-
sprüche anpassen.“ Auch IFH-
Geschäftsführer Boris Hedde
wies darauf hin, dass „rein an-
bieterzentrierte Strategien
nachfrageorientierten Konzep-
ten“ weichen müssten. Dazu sei
die „stetige und balancierte An-
passung an die jeweiligen loka-
len Bedarfe“ entscheidend.

Stefan Genth, Geschäftsfüh-
rer des Handelsverbands, be-
kräftigte die Notwendigkeit ei-
nes Innenstadtfonds, um in den
Städten den notwendigen Wan-
del umsetzen zu können. „Dafür
sollten in den nächsten fünf Jah-
ren jährlich 500 Millionen Euro
zur Verfügung gestellt werden“,
sagte er.

„Hilfen werden Schäden
nicht ausgleichen“
NRW-Arbeitgeberpräsident Arndt Kirchhoff über
die existenzbedrohende Situation Tausender
Betriebe undVersäumnisse bei derDigitalisierung

Deutsche Bank
macht wieder
Gewinn
Im ersten Corona-Jahr
schafft das Institut
die Trendwende

Ärger mit der
EUwegen
Telekom-Regeln

Innenstädte
locken vor
allem Ältere
JungeMenschenmit
demAngebot immer
häufiger unzufrieden

Kölner Stadt-Anzeiger
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WirtschaftGESAGT
„Der Einzelhandel ist für den Menschen da
und nicht umgekehrt.“
Christian Stäblein, evangelischer Bischof in Berlin,
ist gegen die Ladenöffnung am Sonntag
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VON ARNDT G. KIRCHHOFF

DÜSSELDORF Die Corona-Krise lie-
fert uns zweiwichtigeErkenntnisse:
Einerseits die beruhigendeGewiss-
heit, dassunser Staat stark genug ist,
für eineÜberbrückungszeit die öko-
nomischen Lebensgrundlagen un-
seres Landes zu erhalten. Ande-
rerseits den Beleg, dass selbst für
unsere starke Volkswirtschaft die
Luft schnell dünn wird, wenn die
Wirtschaft nicht läuft, dieAusgaben
des Staates durch die Decke schie-
ßenundgleichzeitig dieEinnahmen
in den Keller stürzen.
Nach zehn Jahren Aufschwung

haben manche vieles als selbst-
verständlich angesehen: die wach-
sende Schar von Beschäftigten,
immer größere Zahlen auf den Ge-
haltsabrechnungen und gut gefüll-
te Staatskassen. Aber jetzt erleben

wir schmerzlich, dassdasGegenteil
vonWachstum eben Schrumpfung
bedeutet – weniger Arbeit, sinken-
de Einkommen und weniger Steu-
ern für den Staat.
Doch jede Krise bietet auch eine

Chance. Wann, wenn nicht jetzt,
sollten wir erkennen, dass wir ein
neues Grundempfinden für die
Bedeutung der Wirtschaft für un-
ser Land brauchen. Das tut Not,
weil wir bereits vor der Rezessi-
on an Wettbewerbsfähigkeit ver-
loren hatten. Zu teure Stromprei-
se, zu hohe Unternehmenssteuern,
steigende Sozialabgaben und zu
viel Bürokratie gefährden unseren
Wirtschaftsstandort. Umso mehr
müssenwir jetzt dasFundamentun-
seresWohlstandes wieder stärken.
Das gilt besonders fürdieEnergie-

politik: Kohle- und Atomkraftwer-
ke gleichzeitig abzuschalten geht

schnell. Zugleich aber deren Ersatz
zu organisieren fällt einer führen-
den Industrienation wie Deutsch-
land dann schwer, wennnahezu je-
derKonverter, jedeStromtrasseund
jedesWindradblockiertwerden. Für
unsereZukunft ist dieEnergiewende
existenziell. Deutschland braucht
einen Schulterschluss:Wer ausstei-

genmöchte, dermuss auch einstei-
genwollen. Sonst verspielenwir un-
sere Zukunftsperspektiven.
Eine starke Industrie bleibt die
zentrale Grundlage für Wertschöp-
fung, Wohlstand und die Finanzie-
rungunseresumfangreichenSozial-
staates. In den wichtigen Debatten
zuNachhaltigkeit und Klimaschutz
werden jedoch bei Nicht-Regie-
rungs-Organisationen (NGO) und
leider auch inTeilenderPolitik diese
volkswirtschaftlichen Zusammen-
hänge weitgehend ignoriert. Vor-
bild für die Welt werden wir aber
nur, wenn uns Energiewende, Mo-
bilitätswende und Transformation
ökonomisch gelingen.
Wir verdanken es der wirtschaft-

lichenStärkeundder solidenHaus-
haltspolitik der vergangenen Jahre,
dassunser Staat indieserKrise seine
Leistungs- undHandlungsfähigkeit

zeigen kann. Innovative und wett-
bewerbsfähige Unternehmen sind
die Voraussetzung für Arbeitsplät-
ze, Steuereinnahmen und Wohl-
stand. Deshalb können die massi-
ven Eingriffe in die Wirtschaft nur
befristet sein. Und uns muss klar
sein, dass dies auch für die Hilfen
für dieWirtschaft gilt.
Private Eigeninitiative, Selbst-

verantwortung und Haftung für
unternehmerisches Handeln sind
das Fundament unserer Sozialen
Marktwirtschaft.Daraufmuss inder
„Nach-Corona-Zeit“ wieder mehr
gebaut werden. Hüten wir uns vor
einerneuenStaatsgläubigkeit.Noch
niewar der Staat der bessereUnter-
nehmer.

Der Autor ist Präsident der Landesver-
einigung der Unternehmensverbände
NRW (unternehmer nrw).

Der Staat ist nicht der bessere Unternehmer

GASTBEITRAG Vor dem NRW-Unternehmertag mahnt der Präsident der Arbeitgeberverbände, in der Corona-Krise die Bedeutung der
Wirtschaft anzuerkennen. Er fordert eine neue Energiepolitik und die Befristung der staatlichen Eingriffe.
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Homeoffice kann
Wohnungsmärkte
entlasten
KÖLN (dpa)DerTrendzumHomeof-
fice kann Immobilienexperten zu-
folgedieWohnungsmärkte inGroß-
städten entlasten und eine Chance
für das Umland sein. „Mit dem Ar-
beiten vonZuhause könnte ein grö-
ßerer Umkreis um die Metropolen
attraktiv werden“, sagte Micha-
el Voigtländer, Immobilienexper-
te des Instituts der deutschenWirt-
schaft (IW). Wer nur zwei Mal die
Woche ins Büro kommen müsse,
könne auchweitereWege zumPen-
deln inKauf nehmen.DasHomeof-
fice sei daher auch eine Chance für
ländliche Regionen. Die Menschen
bräuchtendort aber eine gute Infra-
strukturmit Schulen, Kitas, schnel-
lem Internet undauchetwasKultur-
angebot. „Das Einzugsgebiet der
Metropolenkönnte sich erweitern.“
In der Folge könnten sich die Preis-
anstiege bei Immobilien in Groß-
städten verlangsamen.

224 neue Start-ups in NRW trotz Corona

VON FLORIAN RINKE

DÜSSELDORF Als Lea Matschke und
MelanieWagenfort beschlossen, im
April mit ihrer Idee an denMarkt zu
gehen, gab es noch keine Diskussi-
onen um Infektionsketten, keinen
deutschlandweitenLockdown,kurz-
um: keine Corona-Pandemie. Dann
änderte sich alles. Doch die beiden
Gründerinnen beschlossen, sich
nicht beirren zu lassen –undhielten
an ihrem Plan fest. Mit ihrem Start-
up Brajuu wollen sie in Köln eine
Online-Plattform aufbauen, mit der
FrauendenperfektpassendenBHfür
sich finden. „Wann wäre ein besse-
rer Zeitpunkt gewesen als jetzt, wo
mankeineBH-Beratung imGeschäft
bekommen kann?“, sagt Gründerin
LeaMatschke:„UnserProduktwegen
derPandemienichtaufdenMarktzu
bringen stand außer Frage.“
Das Coronavirus hat auch die

Gründerszene hart getroffen. Bei
manchen Start-ups brach der Um-
satz umbis zu 90 Prozent ein, ande-
rendrohtedasGeldauszugehen,weil
ihre Geschäftsmodelle noch nicht
profitabel waren, Investoren jedoch
mit weiteren Investments zögerten.
ImBundwurdedahereinzweiMilli-
ardenEuro schweresHilfspaket auf-
gelegt,umdieBranchezuunterstüt-
zen,auchdasLandNRWwurdeaktiv
und half über die landeseigene För-
derbank NRW.Bankmit Kapital.
Doch nun zeigen aktuelle Zahlen

des Analysedienstes Startupdetec-
tor, dass sich die Gründerszene in
NRWindenvergangenensechsMo-
naten besser entwickelt hat als be-
fürchtet. 224 Start-ups wurden seit
Januar in NRW gegründet, davon
103 im zweiten Quartal. „Der Rück-

gang von Start-up-Neugründungen
in NRW liegt leicht unter dem Bun-
desdurchschnitt und deutlich un-
ter Berlin“, sagt Arnas Bräutigam,
Geschäftsführer von Startupdetec-
tor. Bundesweit ging die Zahl der
Neugründungen zwischen demers-

ten und zweiten Quartal um 18 Pro-
zent zurück, inNRWum16Prozent.
In Berlin, wo im ersten Halbjahr
290 Start-upsgegründetwurden, lag
der Rückgang sogar bei 25 Prozent.
FürNRW-WirtschaftsministerAn-

dreasPinkwart (FDP) istdaseinegute

Nachricht, immerhinwill erNRWzu
einer der führenden Gründerregio-
nenEuropasmachen. Einenachlas-
sende Gründungsaktivität während
derPandemiewürdedasLanddabei
zurückwerfen.„Keine Ideedarf verlo-
rengehen“, sagtePinkwartamMon-

tag. 32 jungeGründungenbekamen
demnachbislangvonderNRW.Bank
Hilfsgelder, etwa in Form vonWan-
deldarlehen. Sechs Millionen Euro
wurden dafür bislang bereitgestellt.
Weitere 60 Fälle befinden sich aktu-
ell inderPrüfung.Pinkwart ist zuver-
sichtlich,dassdie landeseigeneBank
bis Jahresende rund100NRW-Start-
ups helfen kann.
„Wichtig ist auch, dass Start-ups

nicht ins Ausland abwandern, weil
sie hier keine Finanzierung be-
kommen“, so der Minister. Beim
Start-up-Landesverband NRWal-
ley arbeitet man daher an einer Lö-
sung,umStart-upsbesserenZugang
zu Kapital zu ermöglichen, egal ob
bundesweit tätigenRisikokapitalge-
beroderdemlokalansässigenFamily
Office. „Das Investment-Ökosystem
inNRWist ausbaubar“, sagt derVor-
sitzendeTorsten Jensen.
In Branchenkreisen ist zu hören,

dass speziell Business Angels aktu-
ell sehr vorsichtig bei Investments
sein sollen. Daten von Startupde-
tector zeigen, dass die Zahl der neu-
en InvestorenbeiStart-ups inderTat
von253 imerstenauf198 imzweiten
Halbjahr zurückgegangen ist.
Um nicht allein von externen

Geldgebern abhängig zu sein, ha-
ben LeaMatschke undMelanieWa-
genfort Brajuu zunächst neben-
beruflich gegründet und erst nach
rund einem Jahr ihre Jobs gekün-
digt. Bereut haben sie die Entschei-
dungbislang trotzCoronanicht.Lea
Matschke sagt sogar: „Mit demWis-
sen von heute hätten wir ehrlicher-
weise schon früherausunseren Jobs
aussteigensollen,weilwirmitderge-
wonnenen Zeit viel schneller voran
gekommenwären.“

Die Pandemie hat die Gründerszene hart getroffen. Mit Hilfspaketen versuchen Bund und Land, innovative Ideen vor
dem Aus zu schützen. Zugleich entstehen in NRW sogar fast so viele neue Firmen wie im Start-up-Zentrum Berlin.
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EU sichert sich
Impfstoff von Moderna

MELDUNGEN

FRANKFURT (rtr) Die Europäische
Union will sich bei einem weiteren
Pharmakonzern Millionen Dosen
eines potenziellen Corona-Impf-
stoffes sichern. Mit dem US-Bio-
techunternehmenModerna, das zu
den führenden Firmen im Rennen
um den Impfstoff gehört, schloss
die EUSondierungsgespräche über
die Lieferung von 80Millionen Do-
sen ab. Zudem besteht die Option
zum Erwerb von weiteren 80 Mil-
lionen Dosen. Der Kandidat von
Moderna befindet sich seit Juli in
der dritten, entscheidenden Phase
der klinischen Entwicklung. Bis in
denSeptemberhinein sollen30.000
Menschen geimpftwerden.Moder-
naerweitert seineweltweiteProduk-
tionskapazität, um ab 2021 jährlich
bis zu eine Milliarde Dosen liefern
zu können. Zuvor hatte die EU mit
derTübinger Curevac eine entspre-
chendeVereinbarung geschlossen.

Laschet: Mehr Hilfe für
Wasserstofftechnologie

DÜSSELDORF (dpa) Ministerpräsi-
dent Armin Laschet (CDU) fordert,
überschüssigen Ökostrom kos-
tengünstig für die Gewinnung von
Wasserstoff zurVerfügung zu stellen.
„Aber die Regulatorik des Bundes
führt im Moment noch dazu, dass
Strom,der da ist, nicht genutztwer-
den kann, weil es sich nicht rech-
net“, kritisierte Laschet bei einem
Besuch der Raffinerie Heide in
Schleswig-Holstein. Dort wird in
einem Reallabor eine Technologie
weiterentwickelt, um grünen Was-
serstoff ausWindkraft herzustellen.
Als erstes müsse im Ökostrom-Ge-
setz die Belastung des überschüssi-
gen Stroms zurückgenommenwer-
den, forderte Laschet.

Gericht verbietet
Werbungmit Gratisbrille

STUTTGART (epd) Das Oberlandes-
gericht Stuttgart (OLG)hatOptikern
die Werbung mit einem Brillenge-
schenk an„Corona-Helden“ verbo-
ten.DerOptikerkette„ProOptik“ sei
esuntersagt,mitBrillengeschenken
für Angehörige bestimmter Berufs-
gruppen auf seiner Internetseite zu
werben, hieß es. Die mit 145 Läden
bundesweit drittgrößteOptiker-Ket-
te hatte im April im Internet mit ei-
ner Gratisbrille für „Unsere Helden
– exklusiv für Pflegerinnen, Pfleger,
Ärztinnen und Ärzte“ geworben.
Die Richter sahen in der Werbeak-
tion „eine unlautere geschäftliche
Handlung“, dadie kostenloseAbga-
be vonBrillen gegendasHeilmittel-
werbegesetz verstoße.

Ökonom: Aufstockung des Kurzarbeitergelds beenden

VON ANTJE HÖNING

DÜSSELDORF Der Chef der Wirt-
schaftsweisen, Lars Feld, hält nichts
davon, die großzügigenRegelungen
zur Kurzarbeiter zu verlängern. „Es
macht keinen Sinn, das Kurzarbei-
tergeld zuheroisieren,weil es inder
Finanzkrise gut funktioniert hat“,
sagte der Freiburger Ökonom un-
sererRedaktion.„DieKurzarbeitsre-
gelung kann kurzzeitig verhindern,
dass Beschäftigte in die Arbeitslo-
sigkeit gehen. Aber sie darf nicht

zur Strukturkonservierung führen,
indem Unternehmen ohne trag-
fähiges Geschäftsmodell dadurch
am Leben erhalten oder Umstruk-
turierungen innerhalb von Unter-
nehmen verhindert werden.“
Konkret mahnte er: „Eine Ver-

längerung des Kurzarbeitergeldes
kann allenfalls für eine sehr kurze
Frist vorgenommen werden. Diese
Frist sollte nicht bis zum Ende der
Legislaturperiode reichen.“ Zudem
müsse eineVerlängerung des Kurz-
arbeitergeldes mit weiteren Aufla-

gen etwa für dieQualifizierung und
Weiterbildung einhergehen.
Zudem forderte Feld, die seit der

Corona-Krise vorgenommene Auf-
stockungdesKurzarbeitergeldes auf
80 Prozent des entfallenden Netto-
lohns (mit Kind: 87 Prozent) wie-
der zurückzufahren. „Die Aufsto-
ckungs-Regelungvon60/67Prozent
bis auf 80/87 Prozent sollte keines-
falls verlängertwerden,weil sie völ-
lig falsche Anreize für die Umstruk-
turierung setzt“, sagt er.
Die Spitzen der großen Koalition

wollen am Dienstag über die Vor-
schläge von Bundesarbeitsminister
Hubertus Heil (SPD) beraten. Heil
will die Laufzeit für Kurzarbeit um
ein Jahr auf zwei Jahre verlängern
undwirddabei vonKanzlerinAnge-
laMerkel (CDU)unterstützt. Zudem
will er denerleichtertenZugang zur
Kurzarbeit unddieAufstockungder
Zahlung auf 80 und 87 Prozent ver-
längern. Bisher gelten diese Ver-
günstigungennur bis Ende des Jah-
res. Die Gewerkschaften werben
dagegen dafür, die Regelungen zu

verlängern. Allein im Gastgewerbe
seien 465.000 Beschäftigte in Kurz-
arbeit, viele hätten längst alle Rü-
cklagen aufgebraucht, erklärte die
Gewerkschaft NGG. Die Angestell-
ten seien dringend auf dasGeld an-
gewiesen.
Die Linkspartei geht nochweiter:
In Branchen wie dem Einzelhandel
oderder LogistikmüssedasKurzar-
beitergeld auf 90ProzentdesNetto-
lohns steigen. Bis jetzt hat die Bun-
desagentur für Arbeit bereits zwölf
Milliarden Euro ausgegeben.

Der Chef der Wirtschaftsweisen, Lars Feld, warnt davor, Kurzarbeit zu heroisieren. Am Dienstag berät die große Koalition.
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Schärfere Einreiseregeln
für GrenzregionMoselle
BERLIN (dpa) Im Kampf gegen die
AusbreitungderMutationendesCo-
ronavirus wird die Einreise aus der
französischen Grenzregion Mosel-
le nachDeutschlanderschwert.Mit
WirkungabDienstag stuftedieBun-
desregierung die an das Saarland
undRheinland-Pfalz grenzendeRe-
gionamSonntag alsVirusvarianten-
gebiet ein,wie dasRobert-Koch-In-
stitut bekannt gab.
EinreisendeausdemDépartment

mit seinen etwa einer Million Ein-
wohnern müssen künftig bei Ein-
reise nach Deutschland einen ne-
gativenCorona-Test vorweisen, der
nicht älter als 48 Stunden ist. Flugge-
sellschaften sowieBusundBahnun-
ternehmendürfen keinePassagiere
mehr ausMosellenachDeutschland
befördern. Ausgenommen davon

sind aber unter anderem deutsche
Staatsbürgerund inDeutschland le-
bende Ausländer. Auch derWaren-
verkehr soll nicht beeinträchtigt
werden. Stationäre Grenzkontrol-
lenwie andenGrenzenzuTschechi-
en und zum österreichischen Bun-
desland Tirol soll es an der Grenze
zuFrankreichoffenbarnicht geben.
Im Département Moselle war es

in den vergangenen Wochen zum
verstärkten Auftreten der Corona-
virus-Varianten gekommen. Nach
Angaben von Premierminister Jean
Castex handelt es sich bei 60 Pro-
zent der positiven Fälle in Mosel-
le um die südafrikanische Varia-
nte. Das Département Moselle ist
eines von rund 100 Départements
in Frankreich und gehört zur Regi-
on Grand Est.

Impfstoff-Skepsis in Duisburg

VON CHRISTIAN SCHWERDTFEGER

DÜSSELDORFDieSkepsis gegenüber
dem Impfstoff von Astrazeneca ist
inTeilenderBevölkerungweiterhin
groß. „Zwischen 50 und 70 Prozent
derTermine zur ImpfungvonAstra-
zeneca für den Personenkreis der
unter 65-Jährigenwurdenbedauer-
licherweise in den letzten Wochen
nicht vergeben“, sagte ein Sprecher
der Stadt Duisburg.
Wegen der öffentlichen Debat-

te um die Wirksamkeit und mög-
liche Nachwirkungen des Coro-
na-Impfstoffs von Astrazeneca
nehmen einige Impfberechtigte
in Nordrhein-Westfalen ihre Ter-
mine bereits seit Wochen nicht
wahr. Die Ablehnungsquote des
Impfstoffs ist aber von Stadt zu

Stadt sehr unterschiedlich, wie
eine Umfrage unserer Redaktion
unter den Gesundheitsämtern in
Nordrhein-Westfalen ergeben hat.
Demnach gibt es auch viele Kom-
munen und Kreise, in denen so gut
wie gar keine oder nur sehr weni-
ge Impftermine nichtwahrgenom-
men werden – zum Beispiel in den
Kreisen Recklinghausen undWesel
sowie in der Stadt Krefeld. „Bei uns
wurden nur vereinzelt Termie ab-
gesagt“, sagt etwa ein Sprecher des
Kreis Unna.
Einige Städte können aber auch

keine Gründe für die ausgefallenen
Impftermine nennen,weil die Imp-
fendenhäufig ohneAbsageoderAn-
gabe vonGründennicht erscheinen.
So sind etwa in Leverkusen bislang
90 Impftermine nicht wahrgenom-

men worden – sowohl Impfungen
mit dem Impfstoff von Biontech/
Pfizer als auch mit dem Impfstoff
von Astrazeneca.
In Köln ändert sich dieMenge an

StornierungenoderVerschiebungen
von Tag zu Tag. Im Schnitt werden
dort nach städtischenAngaben von
den möglichen 500 Astrazeneca-
Impfterminen 100 abgesagt oder
verschoben.KölnsOberbürgermeis-
terinHenrietteReker (parteilos) ap-
pelliert an die Bevölkerung: „Die
Impfung ist die wirksamste Waffe
im Kampf gegen das Coronavirus,
die uns zur Verfügung steht. Daher
müssen wir Impfdosen so schnell
wie möglich verimpfen. Impfstoff
darf nicht ungenutzt im Depot lie-
gen bleiben.“
Leitartikel, Politik

In der Ruhrgebietsmetropole sind bis zu 70 Prozent der Impftermine ausgefallen.

Joggen
mit Maske

Das guteWetter lockt viele Menschen ins Freie.
Doch die Städte fürchten zu volle Regionen und
kündigen für diesen Fall Konsequenzen an.

Nordrhein-Westfalen
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NRW-Wirtschaft will Corona-Kurswechsel

VONGREGORMAYNTZ, KERSTINMÜNS-
TERMANNUNDMAXIMILIAN PLÜCK

DÜSSELDORF Kurz vor den Corona-
Beratungen von Bund und Län-
dern an diesem Mittwoch mehren
sich Stimmen, die Öffnungen for-
dern. Arndt Kirchhoff, Präsident
von Unternehmer NRW, sagte un-
serer Redaktion: „Spätestens mit
den Fortschritten bei der Impfung
der besonders gefährdeten Grup-
pen und der damit verbundenen
deutlichen Entlastung desGesund-
heitssystems ist es jetzt Zeit für eine
Neubewertungder Inzidenzwerte.“
Angesichts dermassivenwirtschaft-
lichen, sozialen und bildungspoli-
tischen Schäden und der spürbar
nachlassendenAkzeptanz inderBe-
völkerung sei das derzeitigeVerhar-
ren im Lockdown nicht mehr dar-
stellbar. „Wir sind an einem Punkt
angekommen, an dem wir mit ein-
seitigen Schließungen nicht mehr
weiterkommen“, sagte er.
Bund und Länder müssten am

Mittwoch einen Kurswechsel her-
beiführen.„Wir brauchen jetzt kon-

krete Schritte undMaßnahmen,die
das Ansteckungsrisiko verringern,
die Nachverfolgbarkeit von Infekti-
onsketten deutlich verbessern und
damit endlichwiederÖffnungener-
möglichen.“Deutschlandmüssebei
denSchnell- undSelbsttests schleu-
nigst vorankommen.„Das ist natür-
lich wichtig für dieWirtschaft, aber
ganz besonders auch für Schulen
und Kindergärten.“
Bund, Länder und Kommunen
müssten die digitalen Tools end-
lich offensiv nutzen. „Gerade die
Verbindung von Testergebnissen
und QR-Tracing-Apps bietet große
Potenziale fürmehr Sicherheit beim
Einkaufen, bei Gastronomiebesu-
chenund imsonstigenwirtschaftli-
chenundgesellschaftlichenLeben.“
Zudem verlangte er, pragmatischer
beim Impfen vorzugehen: „Unge-
nutzte Dosen müssen nun schnell
auch Menschen der jeweils nächs-
tenPrioritätsstufe zugutekommen.“
Ähnlichäußerte sichauchderPrä-

sident des Hotel- und Gaststätten-
verbands Dehoga NRW, Bernd Nie-
meier: „Wir wollen uns nicht mehr

mit Hinhaltetaktiken und demVer-
weis aufBund-Länder-Arbeitsgrup-
pen, dienicht zuPotte kommen, ab-
speisen lassen. Wir erwarten eine
zeitgleiche, branchenübergreifen-
de Gesamtöffnungsstrategie.“
Niemeier verwiesdarauf, dassdie

Gastronomie erfolgreich strengeHy-
giene-undSchutzmaßnahmenent-
wickelt und umgesetzt habe. „Auch
laut Robert-Koch-Institut weist das
Gastgewerbe kein relevantes Infek-

tionsgeschehen auf, ähnlich wie
im Einzelhandel oder bei Friseu-
ren.“ Das Infektionsrisiko in Hotels
oderbei Zusammenkünften imFrei-
en – wie in einem Biergarten oder
auf einerTerrasse –werdemit„nied-
rig“ bewertet, selbst in der Innen-
gastronomie lediglich mit „mode-
rat“. „Das muss aus unserer Sicht
Konsequenzen haben zumBeispiel
in Bezug auf gleichzeitiges Öffnen
mit anderen Branchen oder bei der
Frage nach der Möglichkeit, an Os-
ternUrlaub imHotel oder einer Fe-
rienwohnungzumachen“, sagteder
Dehoga-Vertreter. Außerdemkönne
die Gastronomie als Ventil funktio-
nieren. „Wenn sich Menschen bei
gutem Wetter in der Öffentlichkeit
nicht mehr an die Abstandsregeln
halten wollen und sich in größeren
Gruppen in schlecht kontrollierba-
renParksoder aufPlätzenaufhalten,
dann ist nichts gewonnen.“
Der Wirtschaftsrat der CDU for-

derte eine schnellstmögliche Aus-
weitung der Schnell- und Selbst-
teststrategie und plädierte für
Öffnungen. „Eine breit angelegte

Teststrategie würde neben der si-
cherenWiederaufnahmedes Schul-
betriebs auch die längst überfällige
Öffnung von Geschäften, Museen
undRestaurants ermöglichen“, sag-
teGeneralsekretärWolfgangSteiger.
AnGrenzenundFlughäfenbieteder
Einsatz von Schnelltests die Mög-
lichkeit, den Liefer- und Personen-
verkehr zwischenDeutschlandund
seinen Nachbarstaaten wieder un-
gehindert fließen lassen zukönnen.
Warnend äußerte sich dagegen

der Präsident der Ärztekammer
Nordrhein, Rudolf Henke. Ein end-
loser Lockdown sei keine gute Stra-
tegie. „Aber ein Kontrollverlust ist
noch schlechter.“ Man habe jetzt
rechtweitgehendeÖffnungsschritte
indenSchulenundKindertagesstät-
ten vorgenommen. „Lasst uns erst
mal sehen, wie sich das auswirkt.
Es ist dochbesser, zumBeispiel Ge-
schäfteundGastronomie etwas spä-
ter zuöffnenmit einer zuverlässigen
Perspektive, als zu frühdamit zube-
ginnen und ruck, zuck im nächsten
Lockdown zu landen.“
Leitartikel

Der Druck auf die Politik nimmt zu, weitere Öffnungsschritte zu ermöglichen. Ärzte warnen hingegen vor einem
Kontrollverlust. Die Lockerungen bei Schulen und Kitas gingen bereits schon sehr weit.

Gemeldete Fälle 532.332

Neuinfektionen 1640

Sieben-Tage-Inzidenz 64,1
das ist ein Rückgang um0,7 ge-
genüber dem Vortag. Im Bund lag
die Inzidenz bei 63,8.

Verstorbene 13.044

Die Corona-Lage in
Nordrhein-Westfalen

INFO

Vor 60 Jahren begannen die
Bauarbeiten für die Traban-
tenstadt. Heute kämpft der
Stadtteil aktiv gegen seinen
schlechten Ruf.
SEITEC7

Garath
hatGeburtstag

DÜSSELDORFERSÜDEN

Eine Studie aus Düsseldorf
beweist:Weil wegen der Pan-
demie viele Menschen Arzt-
besuche verschieben, bleiben
Tumore oft unentdeckt.
SEITEC4

Coronabremst die
Krebsvorsorge

FORSCHUNG

Die Sonne lockte wieder vie-
le an den Rhein – obwohl das
seit Donnerstag untersagt ist.
Mancher schien auf das Ord-
nungsamt nur zu warten.
SEITEC1

Verstöße in Serie
gegenVerweilverbot

LOKALES

DÜSSELDORF

ZITAT

„Freundliches Verhalten
ist ansteckend. Nur: Fieses
Verhalten ist leider noch
ansteckender.“
Robert Sutton, Organisationsforscher
an der Stanford University
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Vormittag Nachmittag

NachNebel viel Sonne
und trocken
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RPKONTAKT
Leserservice0211 505-1111,
Mo.–Fr. 6.30–16 Uhr, Sa. 6.30–12 Uhr
www.rp-online.de/Leserservice
Anzeigenservice
0211 505-2222, Montag–Freitag 8–18 Uhr
www.rp-online.de/anzeigen

Ein Restaurant im New Yorker
Stadtteil Brooklyn hatWachsfigu-
ren aus Madame Tussauds Mu-
seum aufgestellt, um den Gästen
beimAbstandhalten zu helfen. Zu
sehen sind etwa der Schauspieler
JonHamm(„MadMen“),Modera-
tor Jimmy Fallon und – hier kom-
menwir der Sache näher – Audrey
Hepburn. Deren Film „Frühstück
bei Tiffany“ hat immerhin einen
Bezug zum Essen. Dazu fällt uns
noch mehr ein. May Warden und
Freddy Frinton aus „Dinner for
one“ gäbenein gutesAbstandshal-
ter-Paar ab, Jon Favreau aus „Kiss
the Cook“ ebenso wie Catherine
Frot aus „Die Köchin und der Prä-
sident“. Und zum Nachtisch Juli-
etteBinocheund JohnnyDeppaus
„Chocolat“. bew

LINKSAUSSEN

MONTAG, 1. MÄRZ 2021 € 2,00
JAHRGANG 76
NR. 50, D/D-S
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ZEITUNG FÜR POLITIK UND CHRISTLICHE KULTUR

FCSCHALKE04
Der Tabellenletzte entlässt Trainer
Christian Gross und Teile der
Führungsriege. Sport

FORUM
Das sagen unsere
Leserinnen und Leser zur
katholischen Kirche. Politik

INTERVIEW
Barbara Schöneberger übermiese
Geburtstagsreden, gute Kollegen
und eine Psycho-Show. Panorama

Rheinische Post
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BILDUNG IM 
DIGITALEN 
WANDEL 
	• Neuer Vorsitzender des BWNRW
	• Digitalisierung als Schwerpunkt für Projekte
	• Start des Zukunftszentrums KI NRW

Perspektiven für das  
lebenslange Lernen

Digitalisierung und die digitale Trans-
formation waren schon vor Beginn der 
Corona-Pandemie wesentliche Aspekte 
einer sich wandelnden Arbeitswelt. Ge-
genwärtig erfährt insbesondere die Digi-
talisierung – auch jene von Bildungspro-
zessen – eine deutliche Beschleunigung. 
Das Bildungswerk der Nordrhein-West-
fälischen Wirtschaft (BWNRW) begreift 
die massiven Veränderungen als Auftrag, 
innovative Lösungen zu entwickeln und 
damit neue Perspektiven für das lebens-
lange Lernen zu eröffnen.

Zukunftszentrum KI  
NRW: Digitalisierung in 
Betrieben

Insbesondere für kleine und mittelständi-
sche Unternehmen eröffnen sich durch 
den digitalen Wandel und Anwendungen 
von Künstlicher Intelligenz (KI) neue Ent-
wicklungsperspektiven. Um Unterneh-
men und Beschäftigte in NRW bei der 
Gestaltung des digitalen Wandels und im 
Hinblick auf die Einführung von KI zu un-
terstützen, startete im Frühjahr 2021 das 
Gemeinschaftsprojekt „Zukunftszent-
rum KI NRW“, gefördert vom Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Soziales (BMAS) 

sowie dem Ministerium für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales NRW (MAGS). 
Das ZuZ KI NRW will dazu beitragen, 
die Chancen des digitalen Wandels für 
Unternehmen und Beschäftigte heraus-
zuarbeiten und innovative Arbeits- und 
Geschäftsprozesse anzustoßen. Hierzu 
werden praxisnahe Beratungsformate 
und Lehr- / Lernkonzepte entwickelt. Das 
BWNRW ist in diesem Projekt Teil eines 
Konsortiums aus Hochschulen, Ge-
werkschaften, Regionalagenturen und 
Beratungseinrichtungen der Wirtschaft 
sowie der Gewerkschaften. Unterstützt 
wird das ZuZ KI NRW von unternehmer 
nrw sowie dem DGB NRW.

Digitale Veranstaltung SCHULEWIRTSCHAFT NRW, Juni 2021  
Foto: BWNRW
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SCHULEWIRTSCHAFT NRW: 
Zukunft von Schule und 
Arbeitswelt

Mit einer digitalen Veranstaltung bot 
SCHULEWIRTSCHAFT NRW im Juni 
2021 rund 120 Gästen die Gelegenheit, 
einen Blick in die Zukunft von Schule 
und Arbeitswelt zu werfen. Der neue 
Vorsitzende des BWNRW, Holger Bent- 
ler, erläuterte in einer einführenden Ge-
sprächsrunde seine Perspektive aus der 
Sicht als Führungskraft einerseits und 
als Vater zweier schulpflichtiger Kinder 
andererseits. „Zukunft4 – Sicherheit 
in Schule gewinnen in unsicheren ge-
sellschaftlichen Zeiten“ lautete der Ti-
tel des anschließenden Vortrags von 
Myrle Dziak-Mahler, Kanzlerin der Ala-
nus Hochschule für Kunst und Gesell-
schaft. Mit seinem Beitrag „Der Blick 
nach vorne: Zukunft der Arbeit“ ermu-
tigte Franz Kühmayer, Trendforscher 
am Zukunftsinstitut Frankfurt, die (per-
sönliche) Arbeitswelt in Zukunft aktiver 
mitzugestalten. 

 

MINT SCHULE NRW:  
Digitale Schulaudits 

Mit einer digitalen Laudatio gratulierte 
Schulministerin Yvonne Gebauer den 
(re-)zertifizierten Schulen im diesjäh-
rigen Bewerbungsverfahren MINT 
SCHULE NRW. Zudem bedankte sich 
die Schulministerin für das herausra-
gende MINT-Engagement von Lehrkräf-
ten und schulischen Kooperationspart-
nern – insbesondere in den Zeiten der 
Pandemie. Bis Ende Mai 2021 wurden 
18 Schulen im Rahmen der Re-Zerti-
fizierung und sechs Schulen als Neu-
bewerber auditiert. Aufgrund der Co-
rona-Pandemie fanden alle Schulaudits 
digital statt.

Im November 2020 verstarb plötz-
lich und unerwartet der Vorsitzende 
des Bildungswerks der Nordrhein-
Westfälischen Wirtschaft, Dietmar 
Meder. Er war seit 2013 Vorsitzender 
des Bildungswerks, dessen Arbeit er 
in dieser Zeit maßgeblich prägte und 
dessen Neuausrichtung er nachhaltig 
vorangetrieben hat.

Dietmar Meder war sein ganzes Berufsleben bei der Daimler AG in unterschied
lichen herausragenden Positionen tätig, zuletzt als Director Human Resources  
MB Vans in Düsseldorf. Er war seit 2009 Vorsitzender von Düsseldorf Metall. Im 
gleichen Jahr wurde er in den Vorstandsrat von METALL NRW, des Verbandes der 
Metall- und Elektro-Industrie Nordrhein-Westfalen, gewählt und im Jahr 2012 zum 
Vizepräsidenten des Verbandes berufen. 2013 wurde er zudem in den Vorstand von 
unternehmer nrw berufen.

Mit Dietmar Meder verliert das Bildungswerk eine herausragende Persönlichkeit. 
Sein besonderes Anliegen war immer die unternehmerische Bildungsarbeit, für die 
er sich in der festen Überzeugung engagierte, dass gute Bildung die Voraussetzung 
für berufliche Chancen und damit für soziale Teilhabe ist und um die er sich blei-
bende Verdienste erworben hat. Besonders am Herzen lag ihm dabei die Förderung 
der MINT-Bildung, der ökonomischen Bildung und einer fundierten beruflichen Ori-
entierung schon in der Schulzeit. Das BWNRW wird Dietmar Meder ein bleibendes 
Andenken bewahren. 

Fo
to

: B
W

N
R

W

   TRAUER UM DIETMAR MEDER 

NETZWERK Q 4.0 –  
Ausbilden im digitalen 
Wandel 

Die Digitalisierung der Arbeitswelt macht 
auch vor der beruflichen Ausbildung 
nicht halt. Das Ausbildungspersonal ist 
zunehmend gefordert, die Ausbildungs-
prozesse an die digitalen Veränderungen 
anzupassen. Hier setzt das bundesweite 
„NETZWERK Q 4.0 – Netzwerk zur Quali-
fizierung des Berufsbildungspersonals im 
digitalen Wandel“ an. Das NETZWERK  
Q 4.0 ist ein gemeinsames Projekt des 

Instituts der deutschen Wirtschaft (IW) 
und der Bildungswerke der Wirtschaft, 
gefördert vom Bundesministerium für 
Bildung und Forschung (BMBF). 

Es entwickelt und erprobt regional- und 
branchenspezifische Weiterbildungsfor-
mate für Ausbilderinnen und Ausbilder. 
So werden diese darin gestärkt, die dua- 
le Berufsausbildung an die Anforderun-
gen des digitalen Wandels anzupassen. 

Im Frühjahr 2021 ist das BWNRW mit 
dem Prototyp „Lernbegleitung im digita-
len Wandel“ in die Testphase gegangen. 
Parallel dazu entwickelt das Q 4.0-Team 
unter anderem Trainings für Ausbilder in 
der Chemie unter dem Motto „Chemie 
goes digital“ und bereitet gemeinsam 

   
SCHULE NRW

MINT

Bildungswerk der Nordrhein-Westfälischen Wirtschaft (BWNRW)
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Zeiten sind allgemeine und digitale 
Grundkompetenzen noch stärker gefor-
dert. Für mehr als 800.000 sogenannte 
gering literalisierte Erwerbstätige in 
NRW stellt sich die Frage, wie vor die-
sem Hintergrund die Integration in den 
Arbeitsmarkt nachhaltig gesichert wer-
den kann. Hier setzt das Anfang 2021 
gestartete landesweite Projekt „Sozial-
partner gemeinsam für arbeitsorientierte 
Grundbildung in NRW“ an. Im Auftrag 
des Ministeriums für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales (MAGS) kooperiert 
das BWNRW in diesem Projekt mit Ar-
beit und Leben DGB / VHS NRW e. V. 
und dem DGB Bildungswerk NRW e. V. 
Die gemeinsame Ansprache beider Be-
triebsparteien durch die Bildungsein-
richtungen der Sozialpartner ist dabei 
ein wesentlicher Erfolgsfaktor. Eine 
gemeinsame Website dient als Service-
stelle (www.grundbildung.de).

Digitales Unternehmens-
planspiel für  
Auszubildende

In diesem Jahr beteiligte sich das 
BWNRW erstmals am Unternehmens-
planspiel „playbizz“. Dieses wird von 
mehreren Bildungswerken der Wirt-
schaft in Deutschland angeboten. play-
bizz ist eine Wirtschaftssimulation, die 
betriebliche Planungs- und Entschei-
dungsprozesse modellhaft darstellt. 

Das Planspiel bietet Auszubildenden die 
Möglichkeit, ein (Planspiel-)Unternehmen 
zu führen und sich dabei spielerisch und 
praxisnah mit den Grundlagen der Be-
triebswirtschaftslehre auseinanderzuset-
zen. Wie in einem richtigen Unternehmen 
sind in den verschiedenen betrieblichen 
Funktionsbereichen Planungen vorzuneh-
men und Entscheidungen zu treffen. 

Im Mai 2021 fand die Landesendrunde 
der besten NRW-Teams des Azubi-Plan-

spiels als Online-Veranstaltung statt. 
Den 1. Platz errangen die Azubis der 
wissner-bosserhoff GmbH aus Wickede 
und qualifizierten sich damit für die Teil-
nahme an der Bundesendrunde. Der 
zweite Platz ging an die Mannschaft der 
Nationalbank AG aus Essen. Den dritten 
Platz belegten die Azubis der Ninkaplast 
GmbH aus Bad Salzuflen.  

BILDUNG.WIRTSCHAFT.
NRW: Geförderte  
Weiterbildung

Das BWNRW und die Fortbildungsaka-
demie der Wirtschaft gGmbH (FAW) ha-
ben in Nordrhein-Westfalen eine enge 
Kooperation vereinbart. Ziel ist es, den 
Unternehmen in Nordrhein-Westfalen 
ein passgenaues Angebot an geförder-
ter Weiterbildung zu unterbreiten. Die 
Unternehmen können so ihren Beschäf-
tigten vor dem Hintergrund der digitalen 
Transformation eine zukunftsorientierte 
Anpassung und Fortentwicklung beruf-
licher Kompetenzen ermöglichen. Be-
schäftigte können ihre Qualifikationen 
im Transformationsprozess verbessern. 
Im Rahmen des Qualifizierungschancen-
gesetzes können die Angebote, zum 
Beispiel Teilqualifizierungen (TQ), durch 
die Bundesagentur für Arbeit inklusive 
Arbeitsentgelt bis zu 100 Prozent geför-
dert werden. 

 
JUNIOR: Schülerunter- 
nehmen im digitalen  
Landeswettbewerb 

Lampen aus Kupferrohren und Taschen 
aus alten Jeans – damit haben die JU-
NIOR Unternehmen Picon aus Werne 
und bullerBuxe aus Düsseldorf beim 
diesjährigen digitalen Landesentscheid 
in Nordrhein-Westfalen den Titel ge-
wonnen. Die Schülerinnen und Schü-

mit dem Verband Garten-, Landschafts- 
und Sportplatzbau NRW die Thematik 
der „Digitalen Baustelle“ didaktisch  
für das Ausbildungspersonal auf. Das For-
mat „Q 4.0 Talk“ vermittelt Ausbildern 
aller Branchen niederschwellige Impulse 
und bietet Möglichkeiten zur Vernetzung. 

 

Sozialpartner gemeinsam 
für Grundbildung in NRW

Nicht zuletzt aufgrund der zunehmen-
den Distanzkommunikation in Corona-

Die Ausbilderinnen und Ausbilder erleben 
durch den digitalen Wandel viele neue Her-
ausforderungen. Das Projekt NETZWERK  
Q 4.0 macht sie dafür fit. 

Fotos: IW, BWNRW

Bildungswerk der Nordrhein-Westfälischen Wirtschaft (BWNRW)
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ler überzeugten die Jury aus Bildungs- 
und Wirtschaftsvertretern. Im Rahmen 
der Preisverleihung gratulierten NRW-
Wirtschaftsminister Prof. Andreas Pink-
wart und Johannes Pöttering, Hauptge-
schäftsführer von unternehmer nrw, den 
kreativen Preisträgern. 

 
Holger Bentler  
neuer Vorsitzender  
des BWNRW

Im Rahmen einer außerordentlichen 
Vorstandssitzung hat der Vorstand des 
BWNRW im Mai 2021 den bisherigen 
stellvertretenden Vorsitzenden, Holger 
Bentler (43), einstimmig zum neuen 
Vorsitzenden gewählt. Im Hauptberuf 
ist Holger Bentler verantwortlich für die 
Ausbildung bei der Siemens AG als Lei-
ter Ausbildung NRW und Leiter IT and 
Processes Siemens Berufsbildung.

Foto oben und rechts: Die Gewinner-Teams 
Picon und bullerBuxe des Projekts JUNIOR. 
Unten: Bei der Preisverleihung gratulierte 
unter anderem NRW-Wirtschaftsminister 
Prof. Dr. Andreas Pinkwart. 

Fotos: JUNIOR, BWNRW

den Ausfall der Präsenzseminare hat 
das BWNRW im Frühjahr 2020 flexibel 
reagiert. Diese wurden in kürzester Zeit 
in den virtuellen Raum verlegt. 

Den steigenden Bedarf an Online- 
Formaten hat das Bildungswerk der 
Nordrhein-Westfälischen Wirtschaft 
für die Programmplanung 2021 genutzt 
und Online-Seminare als festen Be-
standteil neben den Präsenzformaten 
integriert. Zusätzlich wurde die Koope-
ration mit zahlreichen Mitgliedsverbän-
den ausgebaut, so dass die Online-
Seminare nun gemeinsam mit diesen 
angeboten werden. 

 
Bildungswerk: Neue  
Software digitalisiert  
Prozesse

Die Phase der Corona-Pandemie hat das 
BWNRW auch genutzt, um die Digitali-
sierung der eigenen Organisation voran-
zutreiben und papierlos zu gestalten. Im 
Seminarbereich auf der Homepage, der 

Holger Bentler
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nun mit der neuen Verwaltungssoftware 
ECADIA gesteuert wird, werden diese 
Veränderungen deutlich. Neben der ver-
besserten Übersicht der Seminare und 
einer Online-Anmeldung können die Teil-
nehmer nun auch direkt im Anschluss an 
das Seminar ihre Bewertung online ab-
geben. 2021 werden weitere Neuerun-
gen eingeführt, um Verbände und Un-
ternehmen effizienter zu unterstützen.

Online-Akademie:  
Kooperation mit  
Mitgliedsverbänden

Zu Beginn des Jahres 2020 hatte das 
BWNRW sein Seminarprogramm un-
ter dem Motto „Die Herausforderung 
,Change‘ meistern“ vorgestellt. Dann 
machte die plötzlich auftretende Co-
rona-Pandemie auch vor der betrieb-
lichen Weiterbildung keinen Halt. Auf 
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UNTERNEHMER NRW IST VERTRETEN IN DER GERICHTSBARKEIT, IN DER 
SOZIALEN SELBSTVERWALTUNG UND IM ÖFFENTLICH-RECHTLICHEN RUNDFUNK

Deutsche Rentenversicherung 
Bund

	– Widerspruchsausschuss Bonn

	– Widerspruchsausschuss  
Düsseldorf

	– Widerspruchsausschuss Essen

Deutsche Rentenversicherung 
Rheinland

	– Vorstand

Landschaftsverband Rheinland 
Inklusionsamt

	– Widerspruchsausschuss

	– Beratender Ausschuss zur 
Beschäftigung von behinderten 
Menschen

Landesgesundheitskonferenz

	– Vorbereitender Ausschuss

	– Lenkungsgruppe zur Landesini-
tiative „Gesundheitsförderung 
und Prävention“

Landessozialgericht 
Nordrhein-Westfalen

	– Tätigkeit als ehrenamtliche 
Richterinnen und Richter

	– Ausschuss der ehrenamtlichen 
Richterinnen und Richter

Deutsche Rentenversicherung 
Westfalen

	– Vertreterversammlung

	– Widerspruchsausschuss

Medizinischer Dienst der 
Krankenversicherung Nordrhein

	– Verwaltungsrat

	– Finanzausschuss

	– Prüfungsausschuss

	– Erledigungsausschuss

Medizinischer Dienst der 
Spitzenverbände der Kranken-
kassen

	– Konferenz der Selbstverwalter

	– Kooperationsrat

Die Landesbehinderten-  
und Patientenbeauftragte 

	– Fachbeirat Partizipation

Westdeutscher Rundfunk Köln

	– WDR RundfunkratVerwaltungs-Berufsgenossen-
schaft (VGB)

	– Rentenausschuss

Regionaldirektion NRW der  
Bundesagentur für Arbeit

	– Arbeitsmarktpolitischer Beirat

	– Arbeitsmarktpolitischer 
Ausschuss

	– Widerspruchsausschuss

	– Beirat „Integration von geflüch-
teten Menschen in Arbeit und 
Ausbildung“

AOK Rheinland/Hamburg

	– Verwaltungsrat

	– Fachausschuss Versorgung

	– Fachausschuss 
Grundsatzfragen

	– Immobilienausschuss

Berufsgenossenschaft Holz und 
Metall

	– Vorstand

	– Widerspruchsausschuss

	– Finanzausschuss

	– Mitglied im Landesverband 
West der DGUV

Berufsgenossenschaft  
Energie Textil Elektro 
Medienerzeugnisse

	– Widerspruchsausschuss

	– Rentenausschuss

AOK NordWest

	– Verwaltungsrat

	– Organisations-, Finanz- und 
Grundsatzausschuss

	– Markt- und Produktionsaus-
schuss

unternehmer nrw: gut vernetzt
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RECHT
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ARBEITSRECHT

Geschäftsführer
RA Prof. Dr. Bernd Schiefer
Tel.: 0211 4573-267
E-Mail: schiefer@unternehmer.nrw
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Fax: 0211 4573-144



UNTERNEHMER NRW IN DEN SOZIALEN NETZWERKEN

@unternehmernrw

@unternehmer_nrw

unternehmer.nrw



 NRW-WIRTSCHAFT IN DER CORONA-KRISE

Ausblick: Die konjunkturelle Erholung ist derzeit geteilt. In den ersten Monaten des Jahres 
war die Industrie Zugmaschine der Erholung, während die Wertschöpfung im Dienstleistungs-
sektor sank. Aktuell hat sich diese Zweiteilung umgekehrt. Die kontaktintensiven Branchen, 
insbesondere die Dienstleistungsbetriebe, erholen sich nach den jüngsten Öffnungsschritten. 
Zeitgleich sorgt der Versorgungsengpass bei wichtigen Rohstoffen und Vorleistungsprodukten, 
den insbesondere Industrie und Bau zu spüren bekommen, für Sand im Getriebe. Das RWI 
in Essen erwartet in 2021 ein Wachstum des BIP in NRW von 3,5 Prozent. Damit könnte das 
Vorkrisenniveau gesamtwirtschaftlich zum Jahresende 2021 erreicht werden.

6,8 %

8,2 %
7,4 %

5,3 %

6,4 %
5,6 %

Quelle: Bundesagentur für Arbeit

ARBEITSLOSENQUOTE

4

6

8
9

7

5

10

Dez
em

ber
 

20
20 M

är
z

 20
21 Ju

li

 20
21

Se
pte

m
ber

 

20
20Ju

ni 

20
20M

är
z 

20
20

INSGESAMT 

733.740
ANSTIEG GEGENÜBER  
VORJAHR 

+98.254

Angaben für 2020; Quelle: Bundes-
agentur für Arbeit

ZAHL DER ARBEITSLOSEN 
IN NRW Bezieher von konjunkturellem Kurzarbeitergeld, ab Februar 2021  

Hochrechnung; Quelle: Bundesagentur für Arbeit

REALISIERTE KURZARBEIT

NRW D

33.165 133.198Januar 2020

30.663 133.924Februar 2020

508.963 2.579.665März 2020

5.995.428April 2020

5.714.841Mai 2020

4.452.284Juni 2020

3.305.887Juli 2020

2.537.053August 2020

2.229.430September 2020

2.020.651Oktober 2020

2.386.194November 2020

DNRW

1.202.707

1.115.646

866.907

629.665

526.595

446.524

393.819

449.774

2.675.968

3.293.888

3.353.096

2.770.021

2.470.681

Dezember 2020

Januar 2021

Februar 2021

März 2021

April 2021

525.482

680.630

695.284

552.177

486.177
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Großes Engagement für das Thema Ausbildung: In der Kampagne 
#NRWirtschaftBildetAus kamen Auszubildende und Ausbilder 
in Videos und Statements zu Wort. Zahlreiche Unternehmen zeigten 
zudem, wie spannend und vielfältig eine Ausbildung ist – gerade auch 
in Corona-Zeiten.




